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EDITORIAL

Unipolarität versus 
Multipolarität

Free21 wird international! 
Unser Team übersetzt international 
relevante Artikel aus dem Eng-
lischen ins Deutsche und Dänische 
sowie umgekehrt. Bist Du in zwei 
der drei Sprachen zuhause und in 
beiden stilistisch und orthografisch 
sicher? Dann freuen wir uns über 
Deine Hilfe beim Übersetzen bzw. 
Korrekturlesen.

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an 
translate@free21.org

Übersetzer/in

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

„Wenn der Feind bekannt ist, hat der Tag 
Struktur.” sagte Kabarettist und Gesell-
schaftskritiker Volker Pispers einmal sehr 
treffend. Dank unserer Politik und den 
Leitmedien, sehen wir ihn klar und deut-
lich: Im Osten. Die Russen werden uns 
als die Bösen präsentiert. Doch die Rus-
sen sollen – nach Ansicht des Außenmi-
nisteriums – nicht der einzige Feind blei-
ben. Man fokussiert China als weiteres 
Feindbild. Man versucht Russland und 
China zu spalten und jegliche Koopera-
tion der beiden Länder zu verhindern. 
Auch mit der Androhung wirtschaftli-
cher Sanktionen wie Handelseinschrän-
kungen etc. will die deutsche Außenpo-
litik China unter Druck setzen.  

Die deutsche Politik folgt damit der 
US-Strategie, China von der Weltwirt-
schaft entkoppeln zu wollen, um in ei-
ner unipolaren Weltordnung die Führung 
zu übernehmen. In welcher Rolle sich 
Deutschland in einer solchen unipola-
ren Weltordnung befindet, erklärt Mi-
cheal Hudson (ab Seite 4). 

Wie es in dieser regelbasierten Ord-
nung um die vom Westen so hochge-
haltenen Menschenrechte steht, zeigt 
uns nicht nur der Fall Julian Assan-
ge. Auch der venezolanische Diplomat 
Alex Saab wurde, entgegen der interna-
tionalen Rechtssprechung, daran gehin-
dert, grundrechtlich definierte  Interes-
sen seines Landes auf diplomatischen 
Wege zu vertreten. John Philpot und Ro-
ger D. Harris beleuchten seinen Fall nä-
her (ab Seite 37).

Viele Staaten der Erde – die sich nicht 
zur „Westlichen Werte-Gemeinschaft“ 
zählen – halten eine unipolare Welt-
ordnung inzwischen für untragbar und 
fordern eine multipolare Welt, in der 
sich Staaten als gleichberechtigte Part-
ner gegenüberstehen und kooperieren. 
Die Grundsatzrede von Wladimir Pu-
tin beim Valdai-Club (ab Seite 15) und 

die des chinesischen Präsidenten Xi Jin-
ping (ab Seite 22), aber auch die Rede 
des kolumbianischen Präsidenten Gus-
tavo Petro bei der UN-Generalversamm-
lung (ab Seite 33) machen diese Forde-
rungen deutlich. 

Diese Reden zur multipolaren Welt 
stellen wir in dieser Ausgabe der Rede 
von Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier gegenüber, in der er den russi-
schen Krieg in der Ukraine als „Epo-
chenbruch“  bezeichnet und sich mehr 
oder weniger direkt für eine unipolare 
Welt ausspricht. Die Unterschiede dieser 
Reden sind sehr deutlich und bedürfen 
einer dringenden Diskussion.

Michael Hudson sieht bereits jetzt ei-
nen 10-20 Jahre andauernden Kampf 
zwischen Unipolarität und Multipolarität 
voraus. Dieser Kampf wird vermutlich 
nicht unblutig verlaufen. Denn freiwil-
lig und ohne Kriege haben die Imperi-
en der Geschichte ihre Macht und Vor-
machtstellung niemals abgetreten.

Die steigende Anzahl an Kriegsde-
serteuren im aktuellen Ukraine-Kon-
flikt (auf ukrainischer Seite derzeit 
etwa 140.000, auf russischer Seite etwa 
150.000 Menschen lässt uns hoffen, dass 
es vielleicht doch ohne Krieg Verände-
rung geben kann – nach dem Motto der 
alten Friedensbewegung: „Stell dir vor 
es ist Krieg und keiner geht hin.“ oder 
anders ausgedrückt: „Kriege brauchen 
Menschen, aber Menschen brauchen 
keinen Krieg“. In diesem Sinne bleiben 
auch Sie optimistisch, aber kritisch. Das 
Free21-Redaktionsteam wünscht Ihnen 
besinnliche Weihnachtstage und einen 
guten Start ins neue Jahr.

Ihr Tobias Augenbraun
Stellv. Chefredakteur Free21
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Im neuen Kalten Krieg Amerikas mit Russland, China und dem Rest Eurasiens ist Deutschland zu einem 
wirtschaftlichen Satelliten geworden. Deutschland und weitere NATO-Länder wurden dazu gebracht, sich 
selbst Handels- und Investitionsbeschränkungen aufzuerlegen, die den aktuellen Stellvertreterkrieg in 
der Ukraine überdauern werden. Wie US-Präsident Biden und Sprecher des Außenministeriums erklärt 
haben, ist die Ukraine nur der erste Schauplatz einer viel umfassenderen Veränderung, die die Welt in 
zwei gegensätzliche Wirtschaftsbündnisse spaltet. Dieser globale Bruch verspricht ein zehn- oder zwan-
zigjähriger Kampf zu werden, bei dem es darum gehen wird, ob die Weltwirtschaft eine unipolare, auf 
den Dollar ausgerichtete Ökonomie sein wird, oder ob sich im eurasischen Kernland eine multipolare Welt 
mit mehreren Währungen und gemischten öffentlich/privaten Ökonomien durchsetzt.

Deutschlands Stellung  
in Amerikas neuer Weltordnung

Autor: Michael Hudson
Michael Hudson ist 
Präsident des „Institute 
for the Study of Long-Term 
Economic Trends“ (ISLET), 
Finanzanalyst an der Wall 
Street und angesehener 
Forschungsprofessor 
für Wirtschaftswissen-
schaften an der University of Missouri, 
Kansas City. Er ist der Autor von „Killing 
the Host“ (veröffentlicht im e-Format von 
CounterPunch Books und in gedruckter 
Form von Islet). Sein neues Buch ist „J is 
For Junk Economics“.

(Quelle: pixabay, geralt, Pixabay License)

Dieser Text wurde zuerst am 02.11.2022 auf www.
thesaker.is unter der URL <http://thesaker.is/germanys-
position-in-americas-new-world-order/> veröffentlicht. 
Lizenz: Michael Hudson, CC BY-SA 4.0

Präsident Biden hat diese Spaltung als 
eine zwischen Demokratien und Auto-
kratien bezeichnet. 

Das ist typisch Orwellscher Doppel-
Sprech. Mit „Demokratien“ meint er die 
USA und die mit ihr verbündeten westli-
chen Finanzoligarchien. Deren Ziel ist es, 
die ökonomische Planung aus den Händen 
gewählter Regierungen an die Wall Street 
und andere Finanzzentren unter US-Kont-
rolle zu verlagern. US-Diplomaten nutzen 
Internationalen Währungsfonds und Welt-
bank, um die Privatisierung der weltwei-
ten Infrastruktur und die Abhängigkeit von 

US-amerikanischen Technologie-, Öl- und 
Lebensmittelexporten zu fordern.

Und als „Autokratien“ bezeichnet 
Biden jene Länder, die sich dieser Fi-
nanzialisierung und Privatisierung wi-
dersetzen. In der Praxis bedeutet diese 
US-Rhetorik, das eigene Wirtschafts-
wachstum und den eigenen Lebensstan-
dard zu fördern und das Finanz- und 
Bankwesen als öffentliche Versorgungs-
einrichtungen zu erhalten. 

Im Kern geht es darum, dass Volks-
wirtschaften von Bankenzentren ge-
plant werden, mit dem Ziel, finanziellen 
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Reichtum zu schaffen. Grundlegende In-
frastrukturen, öffentliche Versorgungs-
einrichtungen und soziale Dienste, wie 
die Gesundheitsfürsorge, müssen dafür 
durch Privatisierung in Monopole ver-
wandelt werden. Oder aber durch die Er-
höhung des Lebensstandards und Wohl-
stands, indem das Bankwesen und die  
Geldschöpfung, öffentliche Gesundheit, 
Bildung, Transport und Kommunikation 
in öffentlicher Hand bleiben.

Das Land mit dem größten „Kollateral-
schaden“ bei diesem globalen Bruch ist 
Deutschland. Als Europas höchst entwi-
ckeltes Industrieland ist Deutschland in 
seiner Produktion (Stahl, Chemie, Ma-
schinen, Automobile und andere Kon-
sumgüter) am stärksten von russischer 
Energie (Gas, Öl) und Rohstoffen (z. B. 
Aluminium, Titan und Palladium) abhän-
gig. Doch trotz zweier Nord-Stream-Pipe-
lines, die gebaut wurden um Deutschland 
mit preiswerter Energie zu versorgen, 
wurde das Land aufgefordert, sich vom 
russischen Gas abzuschneiden und da-
mit zu deindustrialisieren. Dies bedeu-
tet das Ende seiner wirtschaftlichen Vor-
machtstellung. Schlüsselfaktor für ein 
BIP-Wachstum ist in Deutschland - wie 
auch in anderen Ländern - der Energie-
verbrauch pro Arbeitnehmer.

Diese antirussischen Sanktionen machen 
den neuen Kalten Krieg seinem Wesen 
nach zu einem antideutschen. US-Außen-
minister Anthony Blinken hat gesagt, dass 
Deutschland günstiges russische Pipeline-
Gas durch hochpreisiges amerikanisches 
Flüssig-Gas (LNG) ersetzen soll. Für des-
sen Import muss Deutschland in kurzer 
Zeit über 5 Milliarden Dollar ausgeben, 
um Hafenkapazitäten für den Umschlag 
von LNG-Tankern zu schaffen. Mit dem 
Effekt, dass die deutsche Industrie nicht 
mehr wettbewerbsfähig sein wird. Insol-
venzen werden sich häufen, die Beschäf-
tigung wird zurückgehen, und seine NA-
TO-freundliche Führung wird Deutschland 
in eine chronische Depression mit sinken-

dem Lebensstandard führen.

Die meisten politischen Theorien gehen 
von der Annahme aus, dass Nationen in 
ihrem eigenen Interesse handeln. An-
dernfalls sind sie Satellitenstaaten, die 

ihr Schicksal nicht selbst in der Hand ha-
ben. Deutschland ordnet seine Industrie 
und seinen Lebensstandard dem Diktat 
der US-Diplomatie und dem Eigeninte-
resse des amerikanischen Öl- und Gas-
sektors unter. Und es tut dies freiwillig 
– nicht aufgrund militärischer Gewalt, 
sondern aus der ideologischen Überzeu-
gung heraus, dass die Weltwirtschaft von 
amerikanischen Planern des Kalten Krie-
ges gelenkt werden sollte.

Aktuelle Ereignisse sind manchmal 
leichter zu verstehen, wenn man sich von 
der eigenen unmittelbaren Situation löst 
und stattdessen historische Beispiele be-
trachtet. Beispiele für die Art von Diplo-
matie, die die heutige Welt spaltet.

Die beste Parallele, die ich finden konn-
te, ist der Kampf des mittelalterlichen Eu-
ropas zwischen dem römischen Papsttum 
und den deutschen Königen – den Hei-
ligen Römischen Kaisern – im 13. Jahr-
hundert. Dieser Konflikt spaltete Europa 
entlang von Linien, die denen von heu-
te sehr ähnlich sind. Mehrere Päpste ex-
kommunizierten Friedrich II. und andere 
deutsche Könige und mobilisierten Ver-
bündete zum Kampf gegen Deutschland 
und dessen Kontrolle über Süditalien und 
Sizilien. Der Antagonismus des Westens 
gegen den Osten wurde durch die Kreuz-
züge (1095-1291) angefacht, so wie der 
heutige Kalte Krieg ein Kreuzzug gegen 
Volkswirtschaften ist, die die globale Vor-
herrschaft der USA bedrohen. Im mittel-
alterlichen Krieg gegen Deutschland ging 
es darum, wer das christliche Europa be-
herrschen sollte: Das Papsttum, wobei die 
Päpste zu weltlichen Kaisern wurden, oder 
die weltlichen Herrscher einzelner König-
reiche, die die Macht, die Päpste mora-
lisch zu legitimieren und zu akzeptieren, 
für sich beanspruchten.

Die Entsprechung im mittelalterlichen 
Europa zu Amerikas neuem Kalten Krieg 
gegen China und Russland war das Große 
Schisma von 1054. Leo IX. verlangte die 
alleinige (unipolare) Kontrolle über die 
Christenheit, er exkommunizierte die or-
thodoxe Kirche in Konstantinopel und die 
gesamte christliche Bevölkerung, die dort 
lebte. Ein einziges Bistum, Rom, trennte 
sich von der christlichen Welt jener Zeit, 
einschließlich der alten Patriarchate von 
Alexandrien, Antiochien, Konstantinopel 
und Jerusalem.

Diese Abspaltung stellte die römische 
Diplomatie vor ein politisches Problem: 
Wie sollte sie künftig alle westeuropäi-
schen Königreiche unter ihrer Kontrolle 
halten und von ihnen finanzielle Unterstüt-
zung einfordern? Dieses Ziel erforderte die 
Unterordnung der weltlichen Könige un-
ter die religiöse Autorität des Papstes. Im 
Jahr 1074 verkündete Gregor VII., Hilde-
brand, 27 päpstliche Diktate, die die Ver-
waltungsstrategie Roms zur Sicherung sei-
ner Macht über Europa umrissen.

Diese päpstlichen Forderungen sind de-
nen heutiger US-Diplomatie auffallend 
ähnlich. In beiden Fällen erfordern mili-
tärische und weltliche Interessen eine Su-
blimierung in Form eines ideologischen 
Kreuzzug-Denkens. Dadurch wird das 
Gefühl der Solidarität gefestigt, das jede 
imperiale Herrschaft benötigt. Diese Lo-
gik ist zeitlos und universell.

Die päpstlichen Diktate waren in zwei-
erlei Hinsicht radikal. Erstens erhob es den 
Bischof von Rom über alle anderen Bistü-
mer und schuf damit das moderne Papst-
tum. In Klausel 3 wurde festgelegt, dass 
allein der Papst das Recht hat, Bischöfe 
zu ernennen, abzusetzen oder wieder ein-
zusetzen. Klausel 25 erteilte dem Papst – 
nicht den lokalen Herrschern – das Recht, 
Bischöfe zu ernennen (oder abzusetzen). 
Und Klausel 12 gab dem Papst das Recht, 
Kaiser abzusetzen, in Anlehnung an Klau-
sel 9, die alle Fürsten dazu verpflichtete, 
„dem Papst allein die Füße zu küssen“, um 
als legitime Herrscher zu gelten.

Auch heute beanspruchen die USA 
das Recht zu bestimmen, wer als Staats-
oberhaupt eines Landes anerkannt wer-
den soll. Im Jahr 1953 stürzten sie den 
gewählten Führer des Iran und ersetzten 
ihn durch die Militärdiktatur des Schahs. 
Dieser Grundsatz gibt US-Diplomaten 
das Recht, „farbige Revolutionen“ für Re-
gime-Changes zu organisieren, wie z. B. 
ihre Unterstützung lateinamerikanischer 
Militärdiktaturen, die Klientel-Oligarchi-
en im Dienste der US-amerikanischen 
Unternehmens- und Finanzinteressen 
schaffen. Der Staatsstreich in der Ukra-
ine im Jahr 2014 ist nur die jüngste Aus-
übung dieses Rechts der USA, Führer zu 
ernennen und abzusetzen.

In jüngster Zeit haben US-Diplomaten 
Juan Guaidó anstelle des gewählten Prä-
sidenten zum Staatsoberhaupt Venezue-
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las ernannt und ihm die Goldreserven des 
Landes überlassen. Präsident Biden hat da-
rauf bestanden, dass Russland Putin abset-
zen und einen US-freundlicheren Führer 
an seiner Stelle einsetzen „muss“. Dieses 
„Recht“„ Staatsoberhäupter auszuwählen 
ist eine Konstante in der Politik der USA, 
die sich seit dem Zweiten Weltkrieg im-
mer wieder in Europas politische Ange-
legenheiten eingemischt haben.

Das zweite radikale Merkmal der päpst-
lichen Diktate war die Unterdrückung jeg-
licher Ideologie und Politik, die von der 
päpstlichen Autorität abwich. Klausel 2 
besagt, dass nur der Papst „universal“ ge-
nannt werden durfte. Jede abweichende 
Meinung war per Definition ketzerisch. 
Klausel 17 besagt, dass kein Kapitel oder 
Buch ohne päpstliche Autorität als kano-
nisch angesehen werden dürfe.

Eine ganz ähnliche Forderung erhebt 
heute die US-geförderte Ideologie der 
finanzierten und privatisierten „freien 
Märkte“. Das bedeutet Deregulierung je-
der staatlichen Macht, welche die Wirt-
schaft im Sinne anderer als den Interessen 
der US-zentrierten Finanz- und Unterneh-
menseliten gestalten könnte. 

Die Forderung nach Universalität ist 
im heutigen neuen Kalten Krieg in die 
Sprache der „Demokratie“ gehüllt. Aber 
in diesem neuen Kalten Krieg bedeutet 
„demokratisch“ einfach „pro-amerika-
nisch“, vor allem im Sinne einer neolibe-
ralen Privatisierung, der neuen US-geför-
derten Wirtschafts-Religion.

Eine solche Ethik wird als „Wissen-
schaft“ angesehen, wie es der Quasi-

Nobel-Gedächtnispreis für Wirtschafts-
wissenschaften zeigt. Aber das ist ein 
moderner Euphemismus für den neolibe-
ralen Wirtschaftsmüll der Chicagoer Schu-
le, für IWF-Sparprogramme und Steuer-
begünstigungen für die Reichen.

Die päpstlichen Diktate legten eine 
Strategie fest, um die unipolare Kontrol-
le über die weltlichen Reiche zu sichern. 
Sie behaupteten den päpstlichen Vorrang 
vor den weltlichen Königen, vor allem vor 
den deutschen Kaisern des Heiligen Rö-
mischen Reiches. 

Klausel 26 gab den Päpsten die Be-
fugnis, jeden zu exkommunizieren, der 
„nicht im Frieden mit der römischen Kir-
che“ war. Dieser Grundsatz implizierte 
bereits den abschließenden Paragraphen 
27, wonach der Papst „Untertanen von 
ihrer Treuepflicht zu bösen Menschen 

entbinden“ konnte. Dies führte zu der 
mittelalterlichen Version der „farbigen 
Revolutionen“, um Regime-changes her-
beizuführen.

Was die Länder in dieser Solidarität 
einte, war die Feindschaft gegenüber Ge-
sellschaften, die nicht der zentralisierten 
päpstlichen Kontrolle unterlagen - die mus-
limischen Ungläubigen, die Jerusalem be-
saßen, auch die französischen Katharer, 
und alle anderen, die als Ketzer galten. Vor 
allem aber gab es eine Feindschaft gegen-
über Regionen, die stark genug waren, um 
sich den päpstlichen Forderungen nach fi-
nanziellen Tributen zu widersetzen.

Das heutige Gegenstück zu solcher 
ideologischen Macht, Ketzer, die sich 
den Forderungen nach Gehorsam und 

Tribut widersetzen, zu exkommunizie-
ren, wären die Welthandelsorganisation, 
die Weltbank und der IWF. Diese diktie-
ren die wirtschaftlichen Praktiken und le-
gen die „Bedingungen“ fest, denen alle 
Mitgliedsregierungen unter Androhung 
von US-Sanktionen folgen müssen – die 
moderne Version der Exkommunikation 
von Ländern, die die Oberhoheit der USA 
nicht akzeptieren. 

Klausel 19 der Diktate schrieb vor, dass 
der Papst von niemandem verurteilt wer-
den durfte – so wie sich die Vereinigten 
Staaten heute weigern, ihre Handlungen 
den Urteilen des Internationalen Gerichts-
hofs zu unterwerfen. Ebenso wird heute 
von US-Satelliten erwartet, dass sie dem 
Diktat der NATO und ihrer anderen Orga-
ne (wie dem IWF und der Weltbank) be-
dingungslos folgen, ohne Fragen zu stellen. 
Margaret Thatcher sagte über ihre neoli-
berale Privatisierung, die den öffentlichen 
Sektor Großbritanniens zerstörte: There Is 
No Alternative (TINA) [Es gibt keine Al-
ternative; Anm. d. Red.].

Damit möchte ich die Analogie zu den 
heutigen Sanktionen der USA gegen all 
jene Länder hervorheben, die deren po-
litischen Forderungen nicht nachkom-
men. Handelssanktionen sind eine Form 
der Exkommunikation. Sie kehren den 
Grundsatz des Westfälischen Friedens 
von 1648 um, nach dem jedes Land und 
seine Herrscher unabhängig von fremder 
Einmischung sind. Präsident Biden be-
zeichnet die Einmischung der USA als 
Gewährleistung seines neuen Gegensatzes 
zwischen „Demokratie“ und „Autokra-
tie“. Wobei er mit Demokratie eine Klien-
tel-Oligarchie unter US-Kontrolle meint, 
die finanziellen Reichtum schafft, indem 
sie den Lebensstandard der Arbeitnehmer 
senkt. Der Gegensatz ist eine gemischte 
öffentlich-private Wirtschaft, die auf die 
Erhöhung des Lebensstandards und sozi-
ale Solidarität abzielt.

Wie ich bereits erwähnte, schuf das 
Große Schisma infolge der Exkommu-
nikation der orthodoxen Kirche in Kon-
stantinopel und ihrer christlichen Be-
völkerung die verhängnisvolle religiöse 
Trennlinie, die „den Westen“ seit einem 
Jahrtausend vom Osten trennt. Diese 
Spaltung war so wichtig, dass Wladimir 
Putin sie in seiner Rede vom 30. Septem-
ber 2022 erwähnte, in der er die heutige 

Verdeckte Maßnahmen der Vereinigten Staaten für Regime Changes im Ausland seit 1950 
(orange), (Wikimedia Commons)
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Abkehr von den westlichen Volkswirt-
schaften mit den USA und der NATO im 
Zentrum beschrieb.

Im 12. und 13. Jahrhundert protestier-
ten die normannischen Eroberer Eng-
lands, Frankreichs und anderer Länder 
wiederholt, ebenso wie deutsche Könige, 
wurden wiederholt exkommuniziert und 
beugten sich schließlich doch den päpstli-
chen Forderungen. Es dauerte bis zum 16. 
Jahrhundert, bis Martin Luther, Zwingli 
und Heinrich VIII. schließlich eine pro-
testantische Alternative zu Rom schufen 
und das westliche Christentum multipo-
lar machten.

Warum hat es so lange gedauert? Die 
Antwort ist, dass die Kreuzzüge eine or-
ganisierende ideologische Anziehung be-
saßen. Das war die mittelalterliche Ana-
logie zum heutigen neuen Kalten Krieg 
zwischen Ost und West. Die Kreuzzüge 
schufen einen spirituelllen Brennpunkt 
für „moralische Reformen“, indem sie den 
„Hass gegen den Anderen“ mobilisierten 
– den muslimischen Osten, und zuneh-
mend auch gegen Juden und europäische 
Christen, die sich der römischen Kontrol-
le entzogen. Das war die mittelalterliche 
Analogie zur heutigen Lehre des neoli-
beralen „freien Marktes“ der amerikani-
schen Finanzoligarchie und ihrer Feind-
seligkeit gegenüber China, Russland und 
anderen Nationen, die dieser Ideologie 
nicht folgen. Im heutigen neuen Kalten 
Krieg mobilisiert die neoliberale Ideolo-
gie des Westens Angst und Hass auf „die 
Anderen“ und dämonisiert Nationen, die 
einen unabhängigen Weg verfolgen, als 
„autokratische Regime“. Es wird unver-
hohlener Rassismus gegenüber ganzen 
Völkern gefördert, wie die Russophobie 
und „Cancel Culture“ zeigen, die derzeit 
im Westen grassieren.

So wie der Übergang des westlichen 
Christentums zur Multipolarität die protes-
tantische Alternative des 16. Jahrhunderts 
brauchte, muss der Bruch des eurasischen 
Kernlandes mit dem bankenzentrierten 
NATO-Westen durch eine alternative Ideo-
logie gefestigt werden. Diese muss zeigen, 
wie gemischte öffentlich-private Volks-
wirtschaften und ihre Finanzinfrastruk-
tur zu organisieren sind.

Die mittelalterlichen Kirchen im Westen 
wurden ihrer Almosen und Stiftungen be-
raubt, um dem Papsttum den Peterspfennig 

und andere Subventionen für ihre Kriege 
gegen Herrscher, die sich päpstlichen For-
derungen widersetzten, zukommen zu las-
sen. Damals war England in der Rolle des 
Hauptopfers, die heute Deutschland spielt. 
Die enorm hohen englischen Steuern, die 
angeblich zur Finanzierung der Kreuzzüge 
erhoben wurden, wurden zur Bekämpfung 
gegen Friedrich II., Konrad und Manfred 
in Sizilien abgezweigt. Diese Geldabzwei-
gung wurde von päpstlichen Bankiers aus 
Norditalien (Lombarden und Cahorsins) 
finanziert und zu königlichen Schulden, 
die durch die gesamte Wirtschaft weiter-
gereicht wurden. Die englischen Barone 
führten in den 1260er Jahren einen Bür-
gerkrieg gegen Heinrich II. und beende-
ten damit seine Mittäterschaft daran, die 
Wirtschaft den päpstlichen Forderungen 
geopfert zu haben.

Was die Macht des Papsttums über an-
dere Länder beendete, war das Ende sei-
nes Krieges gegen den Osten. Als die 
Kreuzfahrer 1291 Akkon verloren, die 
Hauptstadt Jerusalems, verlor das Papst-
tum seine Kontrolle über die Christenheit. 
Es gab „kein Böses“ mehr zu bekämp-
fen, und das „Gute“ hatte Anziehung und 
Stimmigkeit verloren. 1307 beschlag-
nahmte der französische König Philipp 
IV. („der Schöne“) den Reichtum des gro-
ßen militärischen Bankenordens der Kir-
che, den der Templer im Pariser Tempel. 
Auch andere Herrscher verstaatlichten 
die Templer, und das Geldwesen wurde 
der Kirche entzogen. Ohne einen gemein-
samen Feind, der von Rom definiert und 

beschworen wurde, verlor das Papsttum 
seine unipolare ideologische Macht über 
Westeuropa.

Das moderne Äquivalent zur Ableh-
nung der Templer und des päpstlichen 
Finanzwesens wäre, wenn sich die Län-
der aus Amerikas neuem Kalten Krieg 
zurückziehen würden. Sie würden den 
Dollarstandard und das US-amerikani-
sche Banken- und Finanzsystem ableh-
nen. Dies geschieht, da immer mehr Län-
der Russland und China nicht als Gegner 
sehen, sondern als große Chancen für ge-
genseitige wirtschaftliche Vorteile.

Das gebrochene Versprechen des 
gegenseitigen Vorteils zwischen 
Deutschland und Russland

Die Auflösung der Sowjetunion im Jahr 
1991 versprach ein Ende des Kalten Krie-
ges. Der Warschauer Pakt wurde aufge-
löst, Deutschland wurde wiedervereinigt, 
und amerikanische Diplomaten verspra-
chen ein Ende der NATO, da es keine so-
wjetische militärische Bedrohung mehr 
gäbe. Die russische Führung gab sich der 
Hoffnung hin, dass, wie Präsident Putin 
es ausdrückte, eine neue gesamteuropä-
ische Wirtschaft von Lissabon bis Wla-
diwostok entstehen würde. Insbesondere 
von Deutschland wurde erwartet, dass 
es die Führung bei den Investitionen in 
Russland und der Umstrukturierung der 
Industrie zu mehr Effizienz übernimmt. 
Russland würde für diesen Technologie-

Amerikanischer LNG Tanker (Quelle: Southfront.org)
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transfer mit der Lieferung von Gas und 
Öl sowie Nickel, Aluminium, Titan und 
Palladium bezahlen.

Es war nicht abzusehen, dass die 
NATO erweitert werden würde, um ei-
nen neuen Kalten Krieg zu riskieren. Und 
erst recht nicht, dass sie die Ukraine, die 
als die korrupteste Kleptokratie in Euro-
pa gilt, unterstützen würde, damit diese 
von extremistischen Parteien, die sich mit 
deutschen Nazi-Symbolen schmücken, 
geführt wird.

Wie ist es zu erklären, dass das schein-
bar logische Potenzial des gegenseitigen 
Vorteils zwischen Westeuropa und den 
ehemaligen sowjetischen Volkswirtschaf-
ten sich in eine Förderung oligarchischer 
Kleptokratien verwandelte? Die Zerstö-
rung der Nord-Stream-Pipeline bringt die 
Dynamik in Kurzform auf den Punkt. Fast 
ein Jahrzehnt lang haben die USA immer 
wieder gefordert, dass Deutschland sei-
ne Abhängigkeit von der russischen Ener-
gieversorgung aufgeben solle. Diese For-
derungen wurden von Gerhard Schröder, 
Angela Merkel und deutschen Wirtschafts-
führern abgelehnt. Sie verwiesen auf die 
offensichtliche wirtschaftliche Logik des 
gegenseitigen Handels von deutschen Pro-
dukten für russische Rohstoffe.

Das Problem der USA bestand darin, 
Deutschland davon abzuhalten, die Nord-
Stream-2-Pipeline zu genehmigen. Vic-
toria Nuland, Präsident Biden und ande-
re US-Diplomaten machten deutlich, dass 
der Weg dorthin darin bestand, den Hass 
auf Russland zu schüren. Der Neue Kalte 
Krieg wurde als ein neuer Kreuzzug dar-
gestellt. So hatte George W. Bush Ame-
rikas Angriff auf den Irak zur Beschlag-
nahmung seiner Ölquellen beschrieben. 
Der von den USA unterstützte Staats-
streich von 2014 schuf in der Ukraine 
ein Marionettenregime, das acht Jahre 
lang die russischsprachigen Ostprovin-
zen bombardiert hat. Die NATO provo-
zierte damit eine militärische Antwort 
Russlands. Die Aufwiegelung war erfolg-
reich, und die gewünschte russische Ant-
wort wurde als unprovozierte Gräueltat 
bezeichnet. Der Schutz der Zivilbevölke-
rung wurde in den  NATO-Medien als so 
anstößig dargestellt, dass die seit Febru-
ar verhängten Handels- und Investitions-
sanktionen gerechtfertigt erschienen. Das 
ist es, was ein Kreuzzug bedeutet.

Im Endeffekt spaltet sich die Welt in 
zwei Lager: Die US-zentrierte NATO und 
die entstehende eurasische Koalition. Ein 
Nebenprodukt dieser Dynamik ist, dass 
Deutschland nicht in der Lage ist, eine 
Wirtschaftspolitik zu verfolgen, die auf 
für beide Seiten vorteilhaften Handels- 
und Investitionsbeziehungen mit Russ-
land (und vielleicht auch China) beruht. 
Der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz 
reist diese Woche nach China, um das 
Land aufzufordern, seinen öffentlichen 
Sektor abzubauen und die Subventionie-
rung seiner Wirtschaft einzustellen, an-
dernfalls würden Deutschland und Eu-
ropa Sanktionen gegen den Handel mit 
China verhängen. Es gibt keine Chance, 
dass China dieser lächerlichen Forderung 
nachkommt, genauso wenig wie die Ver-
einigten Staaten oder irgendeine ande-
re Industrienation die Subventionierung 
ihrer eigenen Computerchip- und ande-
rer Schlüsselsektoren einstellen würden 
[1]. Die Deutsche Gesellschaft für Aus-
wärtige Politik ist ein neoliberaler, „li-
bertärer“ Arm der NATO, der die De-
industrialisierung Deutschlands und die 
Abhängigkeit von den Vereinigten Staa-
ten für seinen Handel fordert, wobei Chi-
na, Russland und deren Verbündete aus-
geschlossen werden. Dies verspricht, der 
letzte Nagel in Deutschlands wirtschaft-
lichem Sarg zu sein.

Ein weiteres Nebenprodukt von Ameri-
kas neuem Kalten Krieg ist das Ende al-
ler internationalen Pläne zur Eindämmung 
der globalen Erwärmung. Ein Grundpfei-
ler der US-Wirtschaftsdiplomatie ist die 
Kontrolle der weltweiten Öl- und Gasver-
sorgung durch die Ölgesellschaften und 
ihre NATO-Verbündeten, d. h. die Verhin-
derung der Autonomie der Staaten in Sa-
chen fossiler Brennstoffe. Darum ging es 
bei den NATO-Kriegen im Irak, in Liby-
en, Syrien, Afghanistan und der Ukraine. 
Das ist weniger abstrakt als der Kampf 
„Demokratien gegen Autokratien“. Es geht 
um die Fähigkeit der USA, anderen Län-
dern zu schaden, indem sie deren Zugang 
zu Energie und anderen Grundbedürfnis-
sen unterbrechen.

Ohne das „Gut gegen Böse“-Narrativ 
des neuen Kalten Krieges verlieren die 
Sanktionen der USA, in diesem Angriff 
auf den Umweltschutz und auf den gegen-
seitigen Handel zwischen Westeuropa, 

Russland und China, ihre Daseinsberech-
tigung. Dies ist der Kontext für den heu-
tigen Kampf in der Ukraine. In dem von 
den USA auf 20 Jahre angelegten Kampf, 
um zu verhindern das die Welt multipolar 
wird, wird dies nur der erste Schritt sein. 
Dieser Prozess wird Deutschland und Eu-
ropa in die Abhängigkeit U.S.-amerikani-
scher LNG-Lieferungen bringen.

Der Trick besteht darin, Deutschland 
davon zu überzeugen, dass seine militä-
rische Sicherheit von den USA abhängt. 
Wovor Deutschland wirklich Schutz 
braucht, ist der Krieg der USA gegen Chi-
na und Russland. Durch ihn wird Europa 
marginalisiert und „ukrainisiert“.

Westliche Regierungen haben nicht zu 
einer Beendigung dieses Krieges auf dem 
Verhandlungswege aufgerufen, weil der 
Ukraine nie ein Krieg erklärt wurde. Die 
Vereinigten Staaten erklären nirgendwo 
einen Krieg, weil dies nach ihrer Verfas-
sung einer Erklärung des Kongresses be-
dürfte. Also bombardieren die US- und 
NATO-Armeen, organisieren Farbrevo-
lutionen, mischen sich in die Innenpolitik 
ein (wodurch die Westfälischen Verträ-
ge von 1648 obsolet werden) und ver-
hängen Sanktionen, die Deutschland und 
seine europäischen Nachbarn auseinan-
der reißen.

Wie können Verhandlungen einen 
Krieg „beenden“, für den es keine Kriegs-
erklärung gibt, und der eine langfristige 
Strategie um die totale unipolare Welt-
herrschaft darstellt? Die Antwort: Es 
kann kein Ende geben, solange keine Al-
ternativen zu den derzeitigen US-zentrier-
ten internationalen Institutionen geschaf-
fen werden. Es erfordert die Schaffung 
neuer Institutionen – einer Alternative zur 
neoliberalen, bankenzentrierten Auffas-
sung, wonach die Wirtschaft privatisiert 
und von den Finanzzentren zentral ge-
plant werden sollte. Rosa Luxemburg be-
zeichnete es als die Wahl zwischen So-
zialismus und Barbarei. Die politische 
Dynamik einer solchen Alternative skiz-
ziere ich in meinem aktuellen Buch „The 
Destiny of Civilization“.

Quellen:
[1] Guntram Wolff, “Sholz should send an explicit 
message on his visit to Beijing,” Financial Times, 
October 31, 2022. Wolff is the director and CE of 
the German Council on Foreign Relations 
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Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier in einer Rede mit dem Titel „Alles stärken, was uns verbindet“ 
bei einer Veranstaltung mit der Deutschen Nationalstiftung am 28. Oktober 2022 in Schloss Bellevue

Alles stärken, was uns verbindet

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier
Foto: Bundesregierung/Steffen Kugler, 
Lizenz: CC-BY 2.0 DE

Dieser Text wurde zuerst am 28.10.2022 auf www.
bundespraesident.de unter der URL <https://www.bun-
despraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Frank-Walter-
Steinmeier/Reden/2022/10/221028-Alles-staerken-was-

uns-verbindet.html> veröffentlicht.

Jeder Mensch in unserem Land, der am 
24. Februar aufwachte und die Bilder 
sah von Raketeneinschlägen in Kiew, 
von Panzerkolonnen auf ukrainischen 
Straßen, von der russischen Invasion 
auf breitester Front – jeder, der mit die-
sen Bildern erwachte, wusste: An die-
sem Morgen war die Welt eine andere 
geworden.

Für niemanden ist der Schrecken die-
ses Morgens so entsetzlich wie für die 
Menschen in der Ukraine selbst. Mit ei-
nigen von ihnen saß ich am Dienstag in 
Korjukiwka, einer kleinen Stadt nahe der 
weißrussischen Grenze, zusammen in ei-
nem Luftschutzkeller. Diese Menschen 
erzählten mir ihre Geschichten, sie er-
zählten mir, wie dieser 24. Februar, wie 
der Schrecken des Krieges in ihr ganz 
normales Leben brach: der ungeheu-
re Lärm der Einschläge, der Rauch, das 
Feuer, ihre jähe, pure Angst – diese Frau-
en und Männer zitterten, als sie mir da-
von berichteten. Eine ältere Frau erzählte, 
wie sie mit ihrem Enkel die schier endlo-
se Kette von russischen Panzern, Lastern 

und Kriegsgerät vorbeirollen sah. Der En-
kel sah sie an und fragte: „Oma, müs-
sen wir jetzt sterben?“ Die Großmutter 
konnte ihm die Frage nicht beantworten 
– und das treibt ihr noch heute die Trä-
nen in die Augen.

Meine Damen und Herren, jede und 
jeder von Ihnen erinnert sich an diesen 
24. Februar. Auch ich. Das Sirenenge-
heul und der dunkle Rauch über Kiew, die 
schrecklichen Bilder dieses Morgens, sie 
gingen mir unter die Haut. Sie markierten 
das endgültige, bittere Scheitern jahrelan-
ger politischer Bemühungen, auch meiner 
Bemühungen, genau diesen schrecklichen 
Moment zu verhindern.

Der 24. Februar war ein Epochenbruch. 
Er hat auch uns in Deutschland in eine 
andere Zeit, in eine überwunden geglaub-
te Unsicherheit gestürzt: 

eine Zeit, gezeichnet von Krieg, Gewalt 
und Flucht, von Sorge vor der Auswei-
tung des Krieges zum Flächenbrand in 
Europa. Eine Zeit schwerer wirtschaft-

licher Verwerfungen, Energiekrise und 
explodierender Preise. Eine Zeit, in der 
unser Erfolgsmodell der weltweiten ver-
netzten Volkswirtschaft unter Druck ge-
raten ist. Eine Zeit, in der gesellschaft-
licher Zusammenhalt, das Vertrauen in 
Demokratie, mehr noch: das Vertrauen 
in uns selbst Schaden genommen hat.

Politik kann keine Wunder vollbringen. 
Niemand, auch kein Bundespräsident, 
kann in dieser zutiefst unsicheren Zeit alle 
Sorgen nehmen. Im Gegenteil: Ich glaube, 
dass viele der Sorgen berechtigt sind. Wir 
erfahren die tiefste Krise, die unser wie-
dervereintes Deutschland erlebt.

Aber ich bin überzeugt: Wenn wir uns 
diesen Moment, diesen Epochenbruch be-
wusst machen, wenn wir uns einen Be-
griff machen von dem Zeitalter, das zu 
Ende gegangen ist, und dem neuen Zeit-
alter, das begonnen hat – dann schärfen 
wir unseren Blick für das, was jetzt von 
uns verlangt ist, und ich bin sicher: Dann 
müssen wir dieser neuen Zeit nicht angst-
voll und wehrlos entgegensehen.
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Die Jahre vor dem 24. Februar waren für 
Deutschland eine Epoche mit Rückenwind. 
Es waren Jahre, geprägt vom Glücksmo-
ment der Deutschen Einheit, vom fried-
lichen Abzug der sowjetischen Truppen, 
vom Ende der Blockkonfrontation und 
dem Zusammenwachsen Europas. Es wa-
ren Jahre der Friedensdividende, von der 
wir Deutsche in der Mitte des vereinten 
Europas reichlich profitiert haben.

Und: Unser eigenes deutsches Glück 
prägte unseren Blick auf die Welt. Wir 
setzten darauf, dass wir von Freunden 
umgeben und Krieg in Europa unvorstell-
bar geworden sei. Freiheit und Demokra-
tie schienen überall auf dem Vormarsch, 
Handel und Wohlstand in alle Richtun-
gen möglich.

Trotz aller Krisen jener Zeit und ob-
wohl nicht alles gelungen ist, was wir 
uns erhofft haben: Diese Jahre waren 
gute Jahre! Deutschland, ein Land mit 
dieser dunklen Geschichte, war hinein-
gewachsen in die Gemeinschaft der Staa-
ten, respektiert, sogar beliebt bei seinen 
Partnern, mit wachsenden Gestaltungs-
spielräumen und wachsender Verantwor-
tung in der Welt. Und: Deutschland, ein 
Land so klein im Weltmaßstab und prak-
tisch ohne eigene Ressourcen und Boden-
schätze, war eine starke, moderne, glo-
bal vernetzte Volkswirtschaft geworden 
– dank guter Bildung und Ausbildung, der 
Bereitschaft zu Reformen und Handels-
beziehungen in die ganze Welt.

Deshalb sage ich: Diese Jahre mit Rü-
ckenwind, sie waren gute Jahre. Nichts 
ist uns in den Schoß gefallen. Wir haben 
gearbeitet für Frieden und für Wohlstand. 
Wir haben auf internationale Kooperation 
gesetzt und nach Regeln gespielt.

Dann kam der 24. Februar. Am 24. Fe-
bruar hat Putin nicht nur Regeln gebro-
chen und das Spiel beendet. Nein, er hat 
das ganze Schachbrett umgeworfen! Russ-
lands brutaler Angriffskrieg in der Ukrai-
ne hat die europäische Sicherheitsordnung 
in Schutt und Asche gelegt. In seiner impe-
rialen Besessenheit hat der russische Prä-
sident das Völkerrecht gebrochen, Gren-
zen in Frage gestellt, Landraub begangen. 
Der russische Angriff ist ein Angriff auf 
alle Lehren, die die Welt aus zwei Welt-
kriegen gezogen hatte.

Heute sind diese gemeinsamen frie-
densstiftenden Lehren verblasst. An die 

Stelle des Austauschs, der Suche nach 
Verbindendem tritt mehr und mehr das 
Ringen um Ideologie und Dominanz. 
Chinas wirtschaftlicher und politischer 
Machtanspruch ist darin ein wichti-
ger Faktor. Dieses Ringen wird die Zu-
kunft der internationalen Beziehungen 
auf Sicht prägen. Die traurige Wahrheit 
ist leider: Die Welt ist auf dem Weg in 
eine Phase der Konfrontation – obwohl 
sie doch dringender denn je auf Koope-
ration angewiesen wäre. Klimawandel, 
Artensterben, Pandemien, Hunger und 
Migration – nichts davon lässt sich lösen 
ohne die Bereitschaft und den Willen zu 
internationaler Zusammenarbeit. Das Be-
mühen darum darf die Welt – trotz Krieg 
und Krise – nicht aufgeben!

Was bedeutet das für uns in Deutsch-
land? Es kommen härtere Jahre, raue Jah-
re auf uns zu. Die Friedensdividende ist 
aufgezehrt. Es beginnt für Deutschland 

eine Epoche im Gegenwind.

Um in dieser Zeit zu bestehen, können 
wir auf die Kraft und Stärke bauen, die 
wir uns in den vergangenen Jahren erar-
beitet haben. Und helfen werden uns Er-
fahrungen, die wir bei der Überwindung 
anderer schwerer Krisen gemacht haben. 
Vergessen wir – bei allen Sorgen – ge-
rade jetzt nicht: Wir sind wirtschaftlich 
stark, stärker als viele andere. Wir haben 
gute Forschung, starke Unternehmen und 
einen leistungsfähigen Staat. Wir haben 
eine große und starke Mitte in unserer 
Gesellschaft.

Aber zu den Stärken, die uns bislang 
geholfen haben, muss etwas hinzukom-
men: Wir müssen konfliktfähig werden, 
nach innen wie nach außen. Wir brau-
chen den Willen zur Selbstbehauptung 
und auch die Kraft zur Selbstbeschrän-
kung. Wir brauchen keine Kriegsmenta-
lität – aber was wir brauchen, ist Wider-
standsgeist und Widerstandskraft!

Dazu gehört – zuallererst – eine starke 
und gut ausgestattete Bundeswehr. Die-
se Erwartung haben unsere Bürger, aber 
auch unsere Nachbarn und Partner. Wir 
sind das starke Land in der Mitte Europas. 
Wir sind in der Pflicht, unseren Beitrag zur 
Bündnisverteidigung zu leisten – heute viel 
mehr als in einer Zeit, in der andere, vor 

allem die USA, die schützende Hand über 
uns gehalten haben. Wir konnten uns lange 
auf andere verlassen und können es wei-
terhin, aber jetzt müssen sich andere auch 
auf uns verlassen können.

Ich versichere unseren Partnern: 
Deutschland nimmt seine Verantwor-
tung an, in der NATO, in Europa. Das 
zeigen die sicherheitspolitischen Ent-
scheidungen der Bundesregierung seit 
der Zeitenwende vom 24. Februar. Das 
zeigt vor allem auch die breite öffentli-
che Zustimmung, mit der die Entschei-
dungen getragen werden.

Und – das ist mir besonders wichtig – 
das zeigt auch die wachsende Aufmerk-
samkeit und der wachsende Respekt für 
unsere Bundeswehr in der Breite der Ge-
sellschaft. Endlich. Es ist höchste Zeit. 
Diese Gesellschaft braucht eine star-
ke Bundeswehr – aber die Bundeswehr 
braucht auch eine Gesellschaft, die ihr den 
Rücken stärkt! Dafür werde ich als Bun-
despräsident weiter einstehen.

Konfliktfähigkeit und Widerstands-
kraft erfordern noch mehr als das. In 
dem Maße, in dem die Erwartungen an 
uns wachsen, wird auch die Kritik an 
uns zunehmen. Damit müssen wir er-
wachsen umgehen und nicht jede Kri-
tik von außen umgehend als Munition 
in der innenpolitischen Auseinanderset-
zung missbrauchen.

Dass ein Land wie unseres in der Kri-
tik steht, daran werden wir uns gewöh-
nen müssen. Schauen wir auf die USA, 
sie haben viel Übung darin. Die USA 
sind eine globale Führungsmacht. Sie 
werden kritisiert für das, was sie tun, 
und für das, was sie nicht tun. Sie kön-
nen nicht auf andere zeigen oder höhere 
Instanzen anrufen. Sie müssen wissen, 
was sie tun und warum.

Und Deutschland? Nein, Deutschland 
ist keine globale Führungsmacht. Aber 
wir sind einer der Großen in Europa. Von 
uns wird Führung erwartet, Führung im 
Interesse Europas. Entscheidend ist nicht 
der Applaus des Publikums. Entschei-
dend ist die Stärkung Europas. Je un-
sicherer die Welt um uns herum, desto 
sicherer müssen wir uns über diesen ge-
meinsamen Weg sein!

Zu einem offenen Blick in diese neue 
Zeit gehören schwierige Fragen an uns 
selbst. Die Welt seit dem Epochenbruch 
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ist eine andere – und das bedeutet, dass 
wir von alten Denkmustern und Hoffnun-
gen Abschied nehmen müssen.

Das gilt ganz besonders für unseren 
Blick auf Russland. Ich weiß, dass sich 
viele Menschen in unserem Land Russ-
land und seinen Menschen verbunden 
fühlen, russische Musik und Literatur 
lieben. In Ostdeutschland kommen ganz 
unterschiedliche, höchst kontroverse Er-
innerungen an vierzig Jahre Geschich-
te hinzu, die bis heute nachwirken. Im 
Osten und im Westen sind wir dankbar 
für das Wunder der Wiedervereinigung 
und vergessen nicht, dass wir Michail 
Gorbatschow verdanken, dass sie fried-
lich blieb.

Dass die sowjetischen Truppen ohne 
einen Schuss abzugeben nach Hause zu-
rückgekehrt sind, das hat viel Hoffnung 
gemacht auf eine friedliche Zukunft. Die-
se Hoffnung hatte auch ich, und sie war 
Antrieb für meine Arbeit in vielen Jahren.

Aber wenn wir auf das Russland von 
heute schauen, dann ist kein Platz für 
alte Träume. Unsere Länder stehen heute 

gegeneinander.

Putin führt eine Invasionsarmee, und die 
Ukrainer verteidigen ihr Land, das sie seit 
ihrer Unabhängigkeit, seit dreißig Jahren 
aufbauen. Russlands Angriffskrieg hat 
Gorbatschows Traum vom ‚gemeinsamen 
Haus Europa‘ zertrümmert. Er ist ein An-
griff auf das Recht, auf die Prinzipien von 
Gewaltverzicht und unverletzlichen Gren-
zen. Er ist ein Angriff auf alles, wofür 
auch wir Deutsche stehen. Wer also schul-
terzuckend fragt ‚Was geht denn dieser 
Krieg uns hier in Deutschland an?‘, der 
redet unverantwortlich und geschichts-
vergessen. Mit dieser Haltung können wir 
als Deutsche in Europa nicht bestehen – 
sie ist falsch!

Und deshalb, lieber Herr Botschaf-
ter Makeiev, unterstützen wir die Ukra-
ine, solange es nötig sein wird. Wir un-
terstützen sie militärisch – Ihr Präsident 
hat mir gerade berichtet, wie lebensret-
tend die deutschen Luftverteidigungssys-
teme sind. Wir unterstützen sie finanziell 
und politisch. Und wir unterstützen sie 
ganz akut beim schnellen Wiederaufbau 
nach Russlands niederträchtigen Angrif-

fen auf Strom, Heizung, warmes Wasser, 
auf alle lebenswichtigen Infrastrukturen 
vor dem nahenden Winter.

Und ich rede nicht nur über Unterstüt-
zung durch Politik. Es gibt so viele Men-
schen in Deutschland, die mithelfen, die 
Flüchtlinge aufgenommen haben oder ih-
nen auf dem Weg in unsere Schulen, Äm-
ter und Betriebe zur Seite stehen. Es gibt 
unzählige zivilgesellschaftliche Initiati-
ven, Städtepartnerschaften, kommunale 
Netzwerke, die ganz konkret in der Uk-
raine Hilfe leisten. Dafür möchte ich Ih-
nen allen in unserem Land heute danken, 
Ihnen allen, die diese lebenswichtige Hil-
fe leisten und dafür sorgen, dass sie wei-
tergeht – meinen aufrichtigen Dank für 
das, was Sie tun!

Und weil dieser Krieg auch uns be-
trifft, führt auch an wirtschaftlichem 
Druck auf Russland kein Weg vorbei. 
Das sage ich gerade denen, die mich 
fragen, warum wir denn Lasten tragen 
sollen für den Krieg in einem anderen 
Land. ‚Schaden die Sanktionen nicht 
vielmehr uns selbst? Könnten wir sie 
nicht einfach sein lassen?‘ Solche Fra-
gen höre ich häufig in diesen Tagen, und 
ich will sie nicht abtun, denn die Ängste, 
die dahinterstehen, sind real. Wir müs-
sen diese Fragen beantworten.

Sanktionen, Abbruch von Kontakten, 
Waffenlieferungen in einen tobenden 
Krieg: Nichts davon ist Alltag, nichts da-
von verträgt sich mit unseren Vorstellun-
gen von einem friedlichen Miteinander.

Aber wir leben nicht in einer idealen 
Welt, wir leben im Konflikt. Und dafür 
brauchen wir Konfliktinstrumente. Ja, 
Sanktionen haben Kosten, auch für uns. 
Aber was wäre denn die Alternative? Ta-
tenlos diesem verbrecherischen Angriff 
zuschauen? Einfach weitermachen, als 

wäre nichts geschehen?

Es ist unser Interesse, dass wir uns mit 
unseren Partnern Russlands Rechtsbruch 
entgegenstemmen. Es ist unser Interesse, 
dass wir uns aus Abhängigkeiten von ei-
nem Regime lösen, das Panzer rollen lässt 
gegen ein Nachbarland und Energie als 
Waffe benutzt. Es ist unser Interesse, uns 
selbst zu schützen und unsere Verwund-
barkeit zu reduzieren. Niemand hat das 

klarer und kürzer gesagt als die estnische 
Ministerpräsidentin: ‚Energie mag teu-
rer werden, aber Freiheit ist unbezahlbar.‘

Ich habe gesagt: Wir leben im Kon-
flikt, und dieser Krieg geht uns etwas an. 
Aber ebenso wichtig ist mir: Unser Land 
ist nicht im Krieg. Und wir wollen auch 
nicht, dass sich das ändert. Eine Auswei-
tung des Krieges, gar eine nukleare Eska-
lation muss verhindert werden.

Ich weiß, viele Menschen in unserem 
Land sehnen sich nach Frieden. Einige 
glauben, es fehle an ernsthaften Bemü-
hungen unsererseits, an Bereitschaft zum 
Verhandeln. Ich kann Ihnen versichern: 
Niemandem, der bei Sinnen ist, fehlt der 
Wille. Aber die Wahrheit ist: Im Ange-
sicht des Bösen reicht guter Wille nicht 
aus. Denn nichts anderes sind Russlands 
brutale Attacken in den letzten acht Mo-
naten: niederträchtig und menschenver-
achtend. Ein vermeintlicher Friede, der 
solches Handeln belohnt, ein Friede, der 
Putins Landraub besiegelt, ist kein Friede. 
Er würde für viele Menschen in der Uk-
raine eine Schreckensherrschaft bedeuten, 
würde sie der Willkür und Gewalt ihrer 
russischen Besatzer überlassen. Schlim-
mer noch: Ein solcher Scheinfriede würde 
Putins Hunger nur vergrößern. Moldawien 
und Georgien, auch unsere NATO-Partner 
im Baltikum leben in Angst.

Auch die Menschen in der Ukraine, die 
Frauen und Männer und Kinder, die täg-
lich vor den russischen Raketenangriffen 
in die Keller flüchten, auch sie wünschen 
sich Frieden, dringlicher noch als wir! 
Aber sie haben doch recht, wenn sie sa-
gen: Der Friede, den wir ersehnen, muss 
ein gerechter Friede sein. Ein Friede, der 
die Unabhängigkeit und Freiheit der Uk-
raine bewahrt. Ein ungerechter Friede ist 
keine Lösung, weil er den Keim neuer 
Gewalt in sich trägt. Mehr noch, ein un-
gerechter Friede würde all jene auf der 
Welt bestärken, deren Machthunger kein 
Recht und keine Regeln kennt. Das kann 
auch nicht unser Interesse sein.

Den Frieden wollen, aber Waffen ins 
Kampfgebiet liefern; eine Kriegspartei 
unterstützen, aber selbst nicht im Krieg 
sein; Sanktionen gegen andere beschlie-
ßen, aber auch selbst darunter leiden – ja, 
das sind Widersprüche, und ich höre je-
den Tag, wie viele Deutsche daran zwei-
feln, sogar verzweifeln.
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Es ist für uns Deutsche eine Zerreiß-
probe. Der Gegenwind bläst tief in unser 
Land hinein. Die neue Zeit fordert uns 
heraus wie lange nicht mehr. Es ist eine 
Zerreißprobe, die uns keiner abnimmt 
und für die es keinen einfachen Ausweg 
gibt. Wie können wir bestehen als Land, 
das selbst verunsichert ist? Woher neh-
men wir die Stärke, Widersprüche aus-
zuhalten, wenn wir selbst von Zweifeln 
geplagt sind?

Ich glaube: Dieser Moment der Krise, 
er muss für uns zunächst ein Moment 
der Selbstvergewisserung sein. Machen 
wir uns klar: Das, was uns im Kern aus-
macht, hat Bestand. Auch in Zeiten des 
Gegenwinds bleiben wir, wer wir sind: 
Eine starke Demokratie in der Mitte Eu-
ropas. Eine freie, vielfältige Republik 
von selbstbestimmten Bürgerinnen und 
Bürgern.

Was der Epochenbruch verändert, sind 
nicht die Werte, für die wir stehen. Aber 
die Ziele müssen wir schärfen und an-
passen auf die neuen Herausforderungen. 
Wir wollen in zwei Jahren sagen können, 
wir haben die wirtschaftliche Talsohle 
durchschritten. Wir wollen in fünf Jahren 
sagen können: Nicht nur die Ukraine hat 
ihre Souveränität behauptet – auch wir 
müssen keine Angst vor neuen Kriegen 
in Europa haben. Wir wollen in zehn Jah-
ren sagen können: Wir haben diese Ge-
sellschaft zusammengehalten, wir haben 
die Schwächeren untergehakt und mitge-
nommen, und die Mehrheit hat ihr Ver-
trauen in die Demokratie bewahrt. Wir 
wollen in fünfzehn Jahren sagen können: 
Trotz Krieg und Krise – wir haben sicher-
gestellt, dass auch den nachfolgenden Ge-
nerationen ein gutes Leben auf unserer 
Erde möglich ist.

Ja, wahrscheinlich können wir die Er-
folgsgeschichte unseres Landes nicht mit 
derselben Taktzahl fortschreiben wie in 
den letzten drei Jahrzehnten. Das Wesent-
liche wird wieder wichtig, und es verdient 
unsere ganze Kraft.

Unsere Kraft, das sage ich sehr be-
wusst. Liebe Landsleute, diese neue Zeit, 
sie fordert jeden Einzelnen. Vielleicht 
konnte man in Zeiten mit Rückenwind 
noch durchkommen, ohne selbst viel ein-
zusetzen. Vielleicht konnte man es sich 
erlauben, Politik den anderen zu überlas-
sen. Das gilt heute nicht mehr. Deutsch-

land, unser Land, braucht Ihren Willen 
zur Veränderung, braucht Ihren Einsatz 
für unser Gemeinwesen, damit wir dort 
ankommen, wo wir hinwollen! Was also 
verlangt das Wesentliche? Und was sind 
wir bereit, uns abzuverlangen?

Klar ist: Wir müssen in den nächsten Jah-
ren Einschränkungen hinnehmen. Das 
spüren die meisten längst. Jeder muss 
beitragen, wo er kann. Diese Krise ver-
langt, dass wir wieder lernen, uns zu 

bescheiden.

Das mag wie Hohn klingen in den Ohren 
derer, die schon heute nicht über die Run-
den kommen. Ich weiß, dass auch in un-
serem reichen Land viele nicht verzichten 
können, weil ihr gesamter Alltag bereits 
aus Verzicht besteht. Diese Krise trifft 
Menschen, die schon vor dem Kriegsaus-
bruch jeden Tag für ihr Auskommen zu 
kämpfen hatten, für ihre Wohnung, für 
ein gutes Leben ihrer Kinder. Diese Krise 
trifft Betriebe, Selbständige, Läden, die 
gut liefen, aber jetzt wegen unterbroche-
ner Lieferketten und hoher Energieprei-
se in Schieflage geraten.

Deshalb muss am Beginn jeder De-
batte die Versicherung stehen: Unser 
Staat lässt Sie auch in dieser Zeit nicht 
allein! Er setzt seine Kraft ein, um de-
nen zu helfen, die es allein nicht schaf-
fen. Entlastungspakete, Abwehrschirm, 
Gaspreisbremse, Wohngeld und Unter-
stützungsleistungen für Unternehmen, die 
großen wie die kleinen, zeugen von die-
sem Willen. Wichtig ist: Diese Unterstüt-
zung muss jetzt rasch bei den Betroffenen 
ankommen! Kein Staat in Europa kann 
so viel für seine Bürger tun wie unser 
Land. Aber auch unser Staat wird nicht 
jede Belastung auffangen können. Und er 
muss es nicht! Denn die Krise trifft auch 
auf die Vielen, denen es – zum Glück! – 
gut geht, die stark sind, die in den Jah-
ren des Rückenwinds zu Wohlstand und 
Sicherheit gekommen sind. Sie können 
sich einschränken, ohne dass existenziel-
le Not entsteht. Und es gibt auch die Be-
reitschaft dazu, wie mir manche schrei-
ben. Vertrauen wir auf diese starke Mitte 
in unserer Gesellschaft!

Und schließlich trifft diese Krise auch 
auf viele wohlhabende, ja reiche Men-

schen in unserem Land. Menschen, die 
viel haben und mehr tragen können. Sie 
müssen jetzt helfen, um die immensen 
Kosten der notwendigen Entlastungen 
überhaupt stemmen zu können. Sie müs-
sen jetzt beitragen, um neue Ungerech-
tigkeiten zu vermeiden. Beeindrucken-
de Entlastungspakete sind wichtig – aber 
nicht weniger wichtig ist Gerechtigkeit 
bei der Verteilung der Lasten! Davon 
wird viel abhängen!

Liebe Landsleute, mir ist völlig klar: 
Niemand schränkt sich gern ein. Aber ich 
wünsche mir, dass wir unsere Perspektive 
verändern. Dass wir nicht als erstes fragen: 
‚Wer kann mir die Last abnehmen?‘ Son-
dern eher: ‚Hilft das, um gemeinsam durch 
die Krise zu kommen?‘ Das ist die Hal-
tung, mit der wir jetzt gemeinsam durch 
diesen Winter gehen!

Doch zur Wahrheit gehört auch: Mit 
diesem Winter ist es nicht getan. So sehr 
uns die Sorgen vor Inflation, Energie-
preisen und dem Krieg gerade umtrei-
ben: Es wird auch nach diesem Win-
ter, auch nach dieser wirtschaftlichen 
Talsohle kein Zurück zum Davor ge-
ben können. Denn auch wenn der Krieg 
die politische Tagesordnung verschoben 
hat – der Klimawandel fordert unser ent-
schiedenes Handeln, auch und gerade 
jetzt! Ich mache mir Sorgen, dass diese 
Menschheitsaufgabe zu sehr in den Hin-
tergrund gerät. Der Klimawandel macht 
keine Ukraine-Pause!

Klar ist: Wenn wir Emissionen dras-
tisch reduzieren und uns von fossilen 
Energien lösen wollen, müssen wir man-
che lieb gewonnene Gewohnheit aufge-
ben – im Kleinen wie im Großen. Von 
der Frage, wie – und wie schnell – wir 
uns fortbewegen und was wir essen, bis 
hin zur Frage, wie wir bauen und woh-
nen. Auch hier kann jeder Einzelne sei-
nen Beitrag leisten. Beginnen wir sofort 
damit! Jeder noch so kleine Schritt ist 
besser als gar keiner.

Und trotzdem werden diese individuel-
len Anstrengungen nicht reichen. Unser 
Land, unser erfolgreiches Wirtschaftsmo-
dell steht vor einem historischen Umbau. 
Wir verlassen die Ära der fossilen Indust-
rialisierung, die Deutschlands Aufstieg als 
Exportnation begründet hat. Und wir tre-
ten ein in ein Zeitalter ohne Kohle, Öl und 
Gas, in dem sich Deutschland neu bewei-
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sen wird. Darin liegen, bei aller Heraus-
forderung, auch große Chancen für unser 
Land! Dass wir diese Chancen tatsächlich 
nutzen, dass neuer Wohlstand auf neuen, 
besseren Grundlagen möglich wird, das 
ist jetzt die vordringliche Aufgabe von In-
genieurinnen und Entwicklern, von Wirt-
schaft und Politik. Dafür, dass sie gelingt, 
sind unsere Chancen gut.

Und weil der Klimawandel in der 
Welt nur gemeinsam abgewendet wer-
den kann, müssen wir auch dafür Sor-
ge tragen, dass es in Zukunft weiterhin 
Institutionen und Kooperationen geben 
wird, die über die wachsenden geopoli-
tischen Gräben hinausreichen. Eine neue 
Blockkonfrontation, eine Zweiteilung der 
Welt in ‚wir gegen die‘ ist nicht in un-
serem Interesse. Ja, wir müssen unse-
re Verwundbarkeit reduzieren, einseiti-
ge Abhängigkeiten verringern. Aber das 
bedeutet eben nicht weniger Vernetzung 
mit der Welt, sondern mehr. Nicht bin-
den an wenige, sondern Chancen und Ri-
siken streuen. Deshalb rate ich uns: Ver-
lernen wir nach dem Epochenbruch nicht 
all das, was deutsche Außenpolitik stark 
gemacht hat: die europäische Veranke-
rung, das Bemühen um internationale 
Zusammenarbeit, um gemeinsame Re-
geln, der Dialog zwischen Verschiede-
nen und das Werben um Partner, die an-
ders sind als wir. Das ist keine Stilfrage 
– es ist eine Überlebensfrage.

Ohne den Kampf gegen den Klimawan-
del ist alles nichts. Er braucht unsere gan-
ze Kraft. Beweisen wir jetzt unsere Stär-
ke in der Veränderung! Ermöglichen wir 
unseren Kindern und Kindeskindern ein 
gutes Leben auf unserem Planeten! Wir 
haben es in der Hand!

Meine Damen und Herren, wir schrän-
ken uns ein, um durch die Krise zu kom-
men. Wir verändern uns, um unsere Erde 
zu erhalten. Und noch etwas Drittes wird 
von uns verlangt in dieser Epoche: Wir 
brauchen aktive, ja widerstandskräftige 
Bürgerinnen und Bürger.

Denn in Zeiten des Gegenwinds neh-
men die Angriffe auf unsere freie Ge-
sellschaft zu. Putin versucht, Europa zu 
spalten, und er trägt dieses Gift auch ins 
Innere unserer Gesellschaft. Wir sind 
verletzlich, weil wir offen sind und of-
fen bleiben wollen. Das Netz der Bahn, 
das freie Internet, die Software auf un-

seren Handys, unsere Energieversorgung 
– all das ist bereits Ziel von Angriffen 
geworden. Wir werden uns besser schüt-
zen müssen.

Aber auch unsere Demokratie gehört 
zur kritischen Infrastruktur. Und sie steht 
unter Druck! Sie schützen können nur wir 
selbst. Das verlangt von uns Demokraten 
mehr als Bekenntnisse. Es verlangt Enga-
gement und – auch hier wieder – Wider-
standskraft und Widerstandsgeist.

Widerstandskräftige Bürger treten ein für 
ihre Meinungen und äußern ihre Sorgen 
– aber sie lassen sich nicht vereinnah-
men von denen, die unsere Demokratie 
attackieren. Widerstandskräftige Bürger 
unterscheiden zwischen der notwendi-
gen Kritik an politischen Entscheidun-
gen – und dem Generalangriff auf unser 
politisches System. Widerstandskräfti-
ge Bürger halten Unsicherheit aus und 
lassen sich nicht verführen von denen, 
die einfache Lösungen versprechen. Aber 
sie erwarten mit Recht, dass Politik sich 
in dieser schwierigen Zeit auf das Wich-
tigste konzentriert, dass Pragmatismus 
über ritualisierte Schaukämpfe siegt. Wi-
derstandskräftige Bürger fordern Frei-
raum für ihre eigene Art zu leben – aber 
vergessen nicht, wie sehr wir alle auf 
andere angewiesen sind. Widerstands-
kräftige Bürger verlangen sich etwas ab: 
Respekt und Vernunft. Das ist schwer, 
richtig schwer! Aber nur so können wir 
dem Gift des Populismus, der Gefahr des 
Auseinanderdriftens wirksam etwas ent-

gegensetzen!

Und auch darauf kommt es an, wenn wir 
im Gegenwind stehen: Anstatt uns wei-
ter auseinandertreiben zu lassen, müssen 
wir alles stärken, was uns verbindet. Al-
les stärken, was uns verbindet – zum Bei-
spiel zwischen Jung und Alt. Viele jünge-
re Menschen sind ungeduldig und werfen 
den Älteren vor, dass sie zu sorglos mit 
unserem Planeten umgegangen sind, zu 
zögerlich umgesteuert haben. Die Jün-
geren fühlen sich betrogen – die Älteren 
fühlen sich abgewertet in dem, was sie für 
ihre Kinder und ihr Land getan haben. 
Spielen wir die Generationen nicht ge-
geneinander aus! Daraus kann nichts Ge-
meinsames entstehen. Und wir alle haben 

doch das gleiche Ziel! Wir wollen unser 
Land verändern, wir wollen es zu einem 
besseren machen – und das geht nur ge-
meinsam. Und so kommt auf uns Ältere, 
auf meine Generation jetzt die Aufgabe 
zu, selbst spät im Leben das Gewohnte 
noch einmal zu überdenken und mitzu-
helfen, dass die Veränderung gelingt. Und 
den Jüngeren, auch hier im Saal, sage ich: 
Es ist jetzt an Euch, in die Verantwortung 
zu gehen, Euch einzubringen, gerne kri-
tisch, nicht destruktiv, und unser Land 
zu verändern, es vielleicht sogar besser 
zu machen als die Generationen davor. 
Meine Unterstützung habt Ihr!

Oder schauen wir auf manches Unver-
ständnis zwischen Ost und West. Viele 
Menschen in Ostdeutschland erleben ge-
rade gefühlt die Rückkehr in die neunzi-
ger Jahre, als schon einmal Sicherheiten 
einstürzten und Existenzen zusammen-
brachen. Wieviel von dieser Erfahrung, 
von dieser Angst ist im Westen wirklich 
angekommen?

Wir müssen es diesmal besser machen, 
im Angesicht einer Krise, die den Osten 
erneut härter trifft, weil auch 32 Jahre 
nach der Wiedervereinigung die Ener-
gieversorgung schwieriger, die Einkom-
men niedriger und die Ersparnisse gerin-
ger sind. Zu stärken, was uns verbindet, 
bedeutet heute dafür zu sorgen, dass der 
Osten nicht erneut hinten runterfällt.

Ich weiß, dass die Sorgen groß sind. 
Aber ich weiß auch, wie viel Licht am 
Horizont ist, wie viele Gründer, wie viel 
innovative Technologien auf Weltniveau 
aus Ostdeutschland kommen dank bester 
Universitäten und Forschungsinstitute. 
Ein Unternehmen aus Thüringen ist gera-
de zum zweiten Mal mit dem Deutschen 
Zukunftspreis ausgezeichnet worden. Er-
sehnte Ansiedlungen von Halbleiterpro-
duktion finden in Sachsen und demnächst 
auch in Sachsen-Anhalt statt. Führende 
Unternehmen der Elektromobilität finden 
auch in Brandenburg ihren Platz. Das al-
les sind mehr als ermutigende Einzelfälle. 
Arbeiten wir an dieser neuen und nach-
haltigen Stärke Ostdeutschlands, das ist 
unsere gemeinsame Aufgabe!

Das Verbindende stärken, diese Auf-
gabe stellt sich auch zwischen Stadt 
und Land. Viele Menschen, die in länd-
lichen Regionen leben – und das ist die 
Mehrheit in unserem Land! – finden sich 
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nicht wieder in Debatten, die wir in der 
Hauptstadt führen und die häufig noch 
viel weiter von ihren tatsächlichen Prob-
lemen entfernt sind als der nächste Fach-
arzt oder die Poststelle. Umgekehrt bli-
cken viele Menschen in der Großstadt 
mit einer Mischung aus Verklärung und 
Überheblichkeit auf die ländlichen Räu-
me, sehnen sich nach Ruhe und Abge-
schiedenheit – die man aber nur am Wo-
chenende genießen will. Woran es häufig 
fehlt, ist die ehrliche Anerkennung von 
unterschiedlichen Lebensbedingun-
gen von Stadt und Land, die Bereit-
schaft, die Bedürfnisse von Menschen 
im ländlichen Raum ernst zu nehmen, 
Lebensqualität in den Dörfern und klei-
nen Städten zu erhalten. Dazu braucht 
es mehr als eine stabile Internetverbin-
dung. Es verlangt Aufmerksamkeit und 
Respekt für ein anderes Leben. Wagen 
wir doch ruhig öfter einmal den Blick 
über den eigenen Tellerrand und die ei-
gene Wirklichkeit hinweg! Das müssen 
wir uns abverlangen in einem gemein-
samen Land.

Reich und Arm, Jung und Alt, Stadt 
und Land: Verbindungen stärken, über 
Generationen und Lebenswelten hinweg 
– darum geht es mir jetzt. Ich bin jedem 
dankbar, der an mehr denkt als nur sich 
selbst. Viele Menschen in unserem Land 
tun es, sie sind das Rückgrat unserer Ge-
sellschaft. Aber dieses Lob aufs Ehren-
amt, das darf nicht mehr nur Sache von 
Sonntagsreden sein. Fakt ist: Das klassi-
sche Ehrenamt altert, Verantwortung ver-
teilt sich auf immer weniger Schultern. 
Dabei ist Einsatz für andere – gerade in 
der Zeit des Gegenwinds – unverzichtbar! 
Systemrelevant! Eben deshalb müssen wir 
neue Wege finden, wie wir Entfremdung 
entgegenwirken und unsere Gesellschaft, 
unseren Gemeinsinn stärken.

Dazu habe ich einen Vorschlag ge-
macht, und ich habe nicht erwartet, dass 
die Idee einer sozialen Pflichtzeit nur 
Begeisterung hervorruft. Was ich will, 
ist eine ehrliche Debatte über unser En-
gagement für das gemeinsame Ganze. 
Eine Debatte, die hoffentlich nicht wie-
der im ‚Nichts‘ enden wird! Ich bin und 
bleibe überzeugt, dass es keine Zumu-
tung ist, wenn wir die Menschen fragen, 
was sie für den Zusammenhalt zu tun 
bereit sind.

Denn: Demokratie geht nicht ohne Zu-
sammenhalt. Und Zusammenhalt ent-
steht nicht von selbst. Er muss eingeübt 
werden. Er ist das Ergebnis von Men-
schen, von Empathie, von Verantwor-
tung und Nächstenliebe. Die Idee der 
sozialen Pflichtzeit nur abzulehnen, ist 
keine Antwort auf die Herausforderun-
gen unserer Zeit. Vielleicht gibt es an-
dere überzeugende Konzepte. Aber soll 
das ewige Plädoyer für Zusammenhalt 
nicht folgenlos bleiben, dann brauchen 
wir mehr: mehr Ideen und mehr Men-
schen, die – mindestens einmal in ih-
rem Leben – für eine gewisse Zeit sich 
den Sorgen ganz anderer, zuvor frem-
der Menschen widmen, für diese Men-
schen da sind. So stärken wir, was uns 
verbindet, und darauf kommt es jetzt an 
– mehr als je zuvor!

Meine Damen und Herren, zum 
Schluss: Staatsbürger und Staatsbürge-
rin zu sein in Zeiten der Krise, Wider-
standskraft beweisen im Gegenwind, das 
verlangt uns etwas ab. Wir stehen heu-
te zum ersten Mal in der Geschichte des 
vereinten Deutschlands gemeinsam an 
einem Scheidepunkt. Trauen wir uns zu, 
aufzubrechen in die neue Zeit? Sind wir 
gewappnet für das, was von uns gefor-
dert wird?

Ich bin überzeugt: Aus dieser Heraus-
forderung kann neue Stärke, kann neue 
Einheit wachsen. Es wird nicht einfach 
sein, und es wird anstrengend sein. Wir 
werden durch eine Zeit der Belastun-
gen und der Unsicherheiten gehen, be-
vor wir neue Sicherheit und ganz festen 
Grund unter den Füßen haben. Ich wün-
sche mir, dass wir uns bei all den Mü-
hen nicht aus den Augen verlieren, dass 
wir unsere Kraft jetzt nicht im täglichen 
Gegeneinander vergeuden. Wenn wir zu-
sammenhalten, wenn wir Mut und Ehr-
geiz beweisen, dann bin ich mir sicher: 
Dann werden wir unserer Aufgabe ge-
wachsen sein.

Wir bewahren unsere Freiheit, unsere 
Demokratie. Wir machen Deutschland 
zu einer neuen Industrienation – tech-
nologisch führend, klimaverantwortlich, 
in der Mitte Europas. Vernetzt, aber we-
niger verwundbar. Wehrhaft, aber nicht 
kriegerisch. Ein offenes, freundliches 
Land mit mehr und neuen internationa-
len Partnern.

Unser Land hat die Kraft, Krisen zu 
überwinden. Es hat die Menschen, die 
immer wieder dafür arbeiten, die Unter-
nehmerinnen, die Forscher, die Ingeni-
eure, die Facharbeiterinnen. Unser Land 
hat das Wissen und die Ideen, die Erfah-
rung von Generationen und den Ehrgeiz 
der Jugend.

Vertrauen wir einander – und vertrau-
en wir uns selbst! Und lassen wir uns 
nicht entmutigen vom Gegenwind, der 
uns in dieser neuen Zeit entgegenweht. 
Es kommt nicht darauf an, dass alle das-
selbe tun – aber dass wir eines gemein-
sam im Sinn haben: alles zu stärken, was 
uns verbindet!

Das ist die Aufgabe. Tun wir’s.
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Wie jedes Jahr hat Putin auch jetzt wieder eine Grundsatzrede beim 
Valdai-Club gehalten. Dabei hat er mit dem Westen und seiner Politik 
abgerechnet und gleichzeitig allen Staaten der Welt die Hand gereicht.

Putin über die neue Weltordnung:

Russland reicht allen Staaten 
die Hand

Wladimir Putin bei seiner Grundsatz-
rede beim 19. Treffen des Valdai-Clubs. 
(Screenshot: http://en.kremlin.ru/ 
Lizenz: CC BY-SA 4.0)

Dieser Text wurde zuerst am 28.10.2022 auf www.anti-
spiegel.ru unter der URL <https://www.anti-spiegel.
ru/2022/putin-ueber-die-neue-weltordnung-russ-
land-reicht-allen-staaten-die-hand/> veröffentlicht.  

Lizenz: © 2018–2022 Anti-Spiegel, Thomas Röper

Die Valdai-Reden des russischen Präsiden-
ten sind für Freund und Feind jedes Jahr 
ein geopolitisches Highlight, weil Putin 
sich dabei ausführlich über seine Sicht zur 
aktuellen Lage der internationalen Politik 
äußert und sich anschließend stundenlang 
den Fragen der Experten im Saal stellt. 
Auch dieses Jahr hat die Diskussion wie-
der über vier Stunden gedauert.

Hier übersetze ich die Eröffnungsre-
de von Präsident Putin, in der er mit den 
„Werten“ des Westens abgerechnet und 
aufgezeigt hat, wohin sie führen. Für Pu-
tin, das ist offensichtlich, ist die Domi-
nanz des Westens bereits Geschichte; in 
Putins Augen kämpft der Westen um sein 
Überleben. In den nächsten Tagen werde 
ich aus der Podiumsdiskussion, die auf 
Putins Rede folgte, ausgewählte Fragen 
und Putins Antworten darauf übersetzen 
und veröffentlichen.

Heute beginnen wir mit seiner Rede [1], 
in der er zur weltweiten Zusammenar-
beit und zu gegenseitigem Respekt auf-
ruft und der Welt eine Alternative zur 
westlich geprägten Weltordnung anbie-
tet. Besonders beeindruckt hat mich an 
Putins Rede, wie er sich an die Menschen 

im Westen wendet und ihnen die Hand in 
dem Wissen ausstreckt, dass auch dort 
viele Menschen nicht mit dem einverstan-
den sind, was ihre Regierungen tun.

Beginn der Übersetzung:

Sehr geehrte Teilnehmer der Plenarsit-
zung! Meine Damen und Herren! Freunde!

Ich habe einen kleinen Einblick in die 
Diskussionen bekommen, die hier in den 
vergangenen Tagen stattgefunden haben, 
sie waren sehr interessant und informa-
tiv. Ich hoffe, dass Sie es nicht bereut ha-
ben, nach Russland gekommen zu sein 
und miteinander reden. Es ist schön, Sie 
alle zu sehen.

Beim Valdai-Club haben wir mehr als 
einmal über die Veränderungen gespro-
chen – die gravierenden, großen Verän-
derungen – die in der Welt stattgefunden 
haben und weiterhin stattfinden, über die 
Risiken, die mit dem Abbau der globalen 
Institutionen, der Aushöhlung der Grund-
sätze der kollektiven Sicherheit, der Erset-
zung des Völkerrechts durch sogenannte 
Regeln verbunden sind – ich wollte sa-

gen, Regeln, die von irgendwem ausge-
arbeitet wurden, aber das ist wahrschein-
lich ungenau ausdrückt. Es ist überhaupt 
nicht klar, wer sie ausgearbeitet hat, wo-
rauf diese Regeln beruhen, was in ihnen 
steckt. (Anm. d. Übers.: Damit meint 
Putin die vom Westen ausgerufene „re-
gelbasierte Weltordnung“ – hier finden 
Sie mehr Informationen darüber, was hin-
ter dem Begriff steckt [2].)

Offensichtlich wird nur versucht, eine 
einzige Regel aufzustellen, damit die 
Mächtigen – wir sprechen jetzt von Macht, 
ich spreche von globaler Macht – ohne jeg-
liche Regeln leben und tun können, was sie 
wollen, mit allem durchkommen, was sie 
wollen. Tatsächlich sind das die Regeln, 
von denen man uns ständig erzählt.

Der Wert der Valdai-Diskussionen be-
steht darin, dass hier die verschiedensten 
Einschätzungen und Prognosen abgege-
ben werden. Wie richtig sie waren, zeigt 
das Leben selbst. Das Leben, der strengs-
te und objektivste Prüfer. Er zeigt, wie 
wahr die Inhalte unserer Diskussionen in 
den vergangenen Jahren waren.

Leider entwickeln sich die Ereignisse 
weiterhin nach dem negativen Szenario, 
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über das wir bei unseren früheren Treffen 
mehr als einmal gesprochen haben. Da-
rüber hinaus haben sich diese Ereignisse 
zu einer umfassenden Systemkrise entwi-
ckelt, nicht nur im militär-politischen Be-
reich, sondern auch im wirtschaftlichen 
und humanitären Bereich.

Der sogenannte Westen – das ist natür-
lich im übertragenen Sinn gemeint, denn 
es gibt dort keine Einigkeit – ist verständ-
licherweise ein sehr kompliziertes Kon-
glomerat. Dennoch kann man sagen, dass 
dieser Westen in den letzten Jahren, und 
insbesondere in den letzten Monaten, eine 
Reihe von Schritten zur Eskalation un-
ternommen hat. Genau genommen setzt 
er immer auf Eskalation, das ist nicht 
neu. Diese sind: die Anzettelung des 
Krieges in der Ukraine, die Provokatio-
nen rund um Taiwan und die Destabili-
sierung der globalen Lebensmittel- und 
Energiemärkte. Letzteres geschah natür-
lich nicht absichtlich, daran besteht kein 
Zweifel, sondern aufgrund einer Reihe 
von systematischen Fehlern genau jener 
westlichen Regierungen, die ich bereits 
erwähnt habe. Und, wie wir jetzt sehen, 
kam auch noch die Zerstörung der paneu-
ropäischen Gaspipelines dazu. Das ist un-
vorstellbar, aber wir sind trotzdem Zeu-
gen dieser traurigen Ereignisse.

Die Macht über die Welt ist genau das, 
worauf der sogenannte Westen gesetzt 
hat. Aber dieses Spiel ist mit Sicherheit 
ein gefährliches, blutiges und, ich wür-

de sagen, schmutziges Spiel.

Es leugnet die Souveränität von Län-
dern und Völkern, ihre Identität und Ein-
zigartigkeit und ignoriert die Interessen 
anderer Staaten. Zumindest dann, wenn 
es diese Interessen nicht ausdrücklich ab-
streitet, wird es in der Praxis aber genau 
so gehandhabt. Niemand, außer denen, 
die die genannten Regeln formulieren, hat 
das Recht, seine eigene Identität zu ent-
wickeln: Alle anderen müssen sich die-
sen Regeln unterordnen.

In diesem Zusammenhang möchte ich 
Sie an die Vorschläge Russlands an die 
westlichen Partner zur Vertrauensbildung 
und zum Aufbau eines Systems kollektiver 
Sicherheit erinnern. Im vergangenen De-
zember wurden sie wieder einmal einfach 

beiseitegeschoben. (Anm. d. Übers.: Die 
Details zu dem Vorschlag von Russland an 
den Westen für gegenseitige Sicherheitsga-
rantien können Sie hier finden [3].)

Aber in der heutigen Welt ist es kaum 
möglich, etwas auszusitzen. Wer Wind 
sät, wird, wie man sagt, Sturm ernten. Die 
Krise ist tatsächlich global geworden, sie 
betrifft jeden. Da braucht man sich keine 
Illusionen zu machen.

Die Menschheit hat jetzt im Wesentli-
chen zwei Möglichkeiten: entweder die 
Probleme weiter anzuhäufen, die uns alle 
unweigerlich erdrücken werden, oder zu 
versuchen, gemeinsam Lösungen zu fin-
den, wenn auch unvollkommene, aber 
wirksame Lösungen, die unsere Welt sta-
biler und sicherer machen können.

Wissen Sie, ich habe immer an die 
Kraft des gesunden Menschenverstands 
geglaubt und tue das auch heute noch. Ich 
bin daher überzeugt, dass sowohl die neu-
en Zentren der multipolaren Weltordnung 
als auch der Westen früher oder später 
anfangen müssen, auf Augenhöhe über 
eine gemeinsame Zukunft zu sprechen, 
und zwar je früher, desto besser. Und in 
diesem Zusammenhang möchte ich auf 
einige für uns alle sehr wichtige Punk-
te hinweisen.

Die heutigen Ereignisse haben die 
Umweltthemen zur Seite geschoben. Es 
mag merkwürdig sein, aber ich möchte 
damit beginnen. Der Klimawandel steht 
nicht mehr ganz oben auf der Tagesord-
nung. Aber diese grundlegenden Her-
ausforderungen sind nicht verschwun-
den, sie haben sich nicht verflüchtigt, sie 
wachsen.

Eine der gefährlichsten Folgen des 
ökologischen Ungleichgewichts ist der 
Rückgang der Artenvielfalt. Und nun 
komme ich zu dem Hauptthema, wegen 
dem wir alle zusammengekommen sind: 
Ist die andere Vielfalt – die kulturelle, 
soziale, politische, zivilisatorische – we-
niger wichtig?

Die Vereinfachung, die Auslöschung 
aller Unterschiede ist praktisch zum We-
sen des modernen Westens geworden. 
Was steckt hinter dieser Vereinfachung? 
Vor allem das Verschwinden des krea-
tiven Potenzials des Westens selbst und 
der Wunsch, die freie Entwicklung an-
derer Zivilisationen einzuschränken, zu 
blockieren.

Natürlich gibt es hier auch ein direktes 
wirtschaftliches Interesse: Mit der Durch-
setzung ihrer Werte, ihrer Konsumkli-
schees, ihrer Vereinheitlichung versuchen 
unsere Gegner – ich nenne sie mal vor-
sichtig so – die Märkte für ihre Produk-
te zu erweitern. Am Ende ist das alles 
sehr primitiv. Es ist kein Zufall, dass der 
Westen den Anspruch erhebt, dass sei-
ne Kultur und Weltanschauung univer-
sell sein müssen. Auch wenn sie es nicht 
direkt sagen – obwohl sie es auch oft sa-
gen -, aber auch wenn sie es nicht direkt 
sagen, verhalten sie sich doch so. Und sie 
bestehen darauf, dass eben diese Werte 
von allen anderen Teilnehmern des inter-
nationalen Lebens bedingungslos akzep-
tiert werden müssen.

Hier ein Zitat aus der berühmten Har-
vard-Rede von Alexander Solschenizyn. 
Bereits 1978 stellte er fest, dass der Wes-
ten von einer „anhaltenden Blindheit der 
Überlegenheit“ geprägt sei – das alles pas-
siert heute immer noch –, die „die Vorstel-
lung unterstützt, dass alle Gebiete unseres 
Planeten sich gemäß den derzeitigen west-
lichen Systemen entwickeln und von ihnen 
beherrscht werden sollten“. Das war 1978. 
Es hat sich nichts geändert.

Im Laufe des letzten halben Jahrhun-
derts hat diese Verblendung, von der Sol-
schenizyn sprach – sie ist offen rassistisch 
und neokolonial –, einfach nur hässliche 
Formen angenommen, insbesondere seit 
der Entstehung der sogenannten unipo-
laren Welt. Was möchte ich dazu sagen? 
Das Vertrauen auf die eigene Unfehlbar-
keit ist ein sehr gefährlicher Zustand: Er 
ist nur einen Schritt entfernt von dem 
Wunsch der „Unfehlbaren“, diejenigen, 
die ihnen nicht gefallen, einfach zu ver-
nichten. Wie man so schön sagt, sie zu 
„canceln“, sie abzuschaffen. Lassen Sie 
uns zumindest über die Bedeutung des 
Wortes nachdenken.

Selbst auf dem Höhepunkt des Kalten 
Krieges, auf dem Höhepunkt der Kon-
frontation zwischen Systemen, Ideolo-
gien und militärischen Rivalitäten, kam 
es niemandem in den Sinn, die Existenz 
von Kultur, Kunst und Wissenschaft des 
Gegners zu leugnen. Auf die Idee wäre 
niemand gekommen! Ja, es gab gewis-
se Einschränkungen in den Bereichen 
Bildung, Wissenschaft, Kultur und lei-
der auch im Sport. Dennoch waren sich 
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damals sowohl die sowjetische als auch 
die amerikanische Führung darüber im 
Klaren, dass der humanitäre Bereich mit 
Fingerspitzengefühl angegangen werden 
sollte, indem man den Gegner studiert 
und respektiert und sich von ihm etwas 
abschaut, um zumindest für die Zukunft 
eine Grundlage für solide, fruchtbare Be-
ziehungen zu erhalten.

Und was geschieht jetzt? Die Nazis gin-
gen seinerzeit so weit, dass sie Bücher 
verbrannten, und nun sind die westlichen 
„Förderer des Liberalismus und des Fort-
schritts“ so weit gegangen, dass sie Dos-
tojewski und Tschaikowski verbieten. Die  
sogenannte „Cancel Culture“ – die Kul-
tur der Abschaffung – ist aber in Wirk-
lichkeit – wir haben schon oft darüber ge-
sprochen – die tatsächliche Abschaffung 
der Kultur alles Lebendigen und Schöp-
ferischen und lässt das freie Denken in 
keinem Bereich zur Entfaltung kommen: 
nicht in der Wirtschaft, nicht in der Poli-
tik, nicht in der Kultur.

Die liberale Ideologie selbst hat sich 
heute bis zur Unkenntlichkeit verändert. 
Verstand der klassische Liberalismus 
die Freiheit eines jeden Menschen ur-
sprünglich als die Freiheit, zu sagen und 
zu tun, was man will, so begannen Libe-
rale bereits im 20. Jahrhundert zu sagen, 
dass die sogenannte offene Gesellschaft 
Feinde hat – die offene Gesellschaft hat 
also Feinde – und dass die Freiheit die-
ser Feinde eingeschränkt oder sogar ab-
geschafft werden kann und muss.

Inzwischen ist es sogar so absurd, dass 
jede alternative Sichtweise als subversi-
ve Propaganda und Bedrohung der De-

mokratie bezeichnet wird.

Alles, was aus Russland kommt, sind 
„Kreml-Machenschaften“. Aber schaut 
Euch selbst an! Sind wir wirklich so all-
mächtig? Jede Kritik an unseren Geg-
nern – jede! – wird als „Kreml-Ma-
chenschaften“, als „Hand des Kreml“ 
wahrgenommen. So ein Unsinn. Wie 
weit sind sie gegangen? Benutzt einfach 
Euren Verstand, denkt Euch etwas Inte-
ressanteres aus, präsentiert Euren Stand-
punkt auf eine konzeptionellere Weise. 
Man kann nicht alles auf die Intrigen des 
Kreml schieben.

All das hat Fjodor Dostojewski bereits 
im 19. Jahrhundert prophetisch vorausge-
sagt. Eine der Figuren in seinem Roman 
„Die Besessenen“, der Nihilist Schigal-
jow, beschrieb die strahlende Zukunft, die 
er sich vorstellte, folgendermaßen: „Die 
grenzenlose Freiheit verlassend eröffne 
ich den grenzenlosen Despotismus“ – da-
hin sind unsere westlichen Gegner übri-
gens gekommen. Eine andere Figur des 
Romans, Peter Verhovenski, schließt sich 
ihm an und erklärt, dass Verrat, Spitzel-
tum und Spionage überall gebraucht wer-
den, dass die Gesellschaft keine Talente 
und höheren Fähigkeiten braucht: „Cice-
ro wird die Zunge herausgeschnitten, Ko-
pernikus werden die Augen ausgestochen, 
Shakespeare wird gesteinigt.“ Das ist es, 
wohin unsere westlichen Gegner gehen. 
Was ist das anderes als die moderne west-
liche Cancel Culture?

Das waren große Denker und ich bin 
meinen Mitarbeitern, die diese Zitate 
gefunden haben, ehrlich gesagt dank-
bar.

Was kann man dazu sagen? Die Ge-
schichte wird sicherlich alles an seinen 
Platz stellen und nicht die größten Wer-
ke der allgemein anerkannten Genies der 
Weltkultur canceln, sondern diejenigen, 
die beschlossen haben, dass sie das Recht 
haben, nach ihrem Gutdünken über die-
se Weltkultur zu verfügen. Die Eitelkeit 
dieser Leute sprengt, wie man sagt, den 
Rahmen, aber in ein paar Jahren wird 
sich niemand mehr an ihre Namen erin-
nern. Aber Dostojewski wird weiterleben, 
ebenso wie Tschaikowski und Puschkin 
– so sehr sich manche auch etwas ande-
res wünschen mögen.

Das westliche Modell der Globalisie-
rung, das in seinem Kern neokolonial ist, 
wurde ebenfalls auf Vereinheitlichung, 
auf finanziellem und technologischem 
Monopolismus und auf der Auslöschung 
aller Unterschiede aufgebaut. Die Aufga-
be war klar: Die bedingungslose Vorherr-
schaft des Westens in der Weltwirtschaft 
und -politik zu stärken, und zu diesem 
Zweck die natürlichen und finanziellen 
Ressourcen, die intellektuellen, mensch-
lichen und wirtschaftlichen Kapazitäten 
des gesamten Planeten in seinen Dienst 
zu stellen, und zwar unter dem Deckman-
tel der sogenannten neuen globalen ge-
genseitigen Abhängigkeit.

Hier möchte ich an einen weiteren rus-
sischen Philosophen erinnern, an Alex-
ander Sinowjew, dessen hundertsten 
Geburtstag wir am 29. Oktober feiern 
werden. Vor mehr als 20 Jahren sagte er, 
dass für das Überleben der westlichen 
Zivilisation auf dem von ihr erreichten 
Niveau „der gesamte Planet als Lebens-
raum notwendig ist, alle Ressourcen der 
Menschheit sind dafür notwendig“. Das 
fordern sie ja auch, genau so ist es.

Dabei hat der Westen sich in diesem 
System von Beginn an einen gewaltigen 
Vorsprung geschaffen, da er die Prinzipi-
en und Mechanismen entwickelt hat – so 
wie jetzt jene Prinzipien, über die ständig 
gesprochen wird, und die ein unverständ-
liches „schwarzes Loch“ sind: was das 
ist, weiß niemand. Aber sobald nicht die 
westlichen Länder, sondern andere Staa-
ten von der Globalisierung zu profitieren 
begannen, und wir sprechen hier natürlich 
in erster Linie von den großen asiatischen 
Staaten, hat der Westen viele Regeln so-
fort geändert oder ganz aufgehoben. Und 
die sogenannten heiligen Grundsätze des 
Freihandels, der wirtschaftlichen Offen-
heit, des fairen Wettbewerbs und sogar 
des Rechts auf Eigentum waren plötz-
lich völlig vergessen. Sobald etwas für 
sie profitabel wurde, haben sie während 
des Spiels sofort und spontan die Regeln 
geändert.

Oder ein weiteres Beispiel für die Än-
derung von Begriffen und Bedeutungen. 
Westliche Ideologen und Politiker erzählen 
der ganzen Welt seit vielen Jahren: Es gibt 
keine Alternative zur Demokratie. Aller-
dings ist die Rede vom westlichen, soge-
nannten liberalen Modell der Demokratie. 
Sie lehnen alle anderen Varianten und For-
men der Demokratie mit Verachtung und 
– das möchte ich unterstreichen – Arro-
ganz ab. Dieses Verhalten hat sich schon 
vor langer Zeit, noch in der Kolonialzeit, 
herausgebildet: Alle werden als Menschen 
zweiter Klasse angesehen, während ande-
re exklusiv sind. Das geht schon seit Jahr-
hunderten so, bis heute.

Aber heute verlangt die absolute Mehr-
heit der Weltgemeinschaft genau das: 
Demokratie in internationalen Ange-
legenheiten, und sie akzeptiert keiner-
lei Formen autoritärer Diktate einzelner 
Länder oder Gruppen von Staaten. Was 
ist das, wenn nicht die direkte Anwen-
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dung der Prinzipien der Macht des Vol-
kes auf der Ebene der internationalen Be-
ziehungen?

Und was ist die Position des „zivilisier-
ten“ – in Anführungszeichen – Westens? 
Wenn Ihr Demokraten seid, dann müsstet 
Ihr dieses natürliche Streben von Milliar-
den von Menschen nach Freiheit begrü-
ßen – aber nein! Der Westen nennt das 
die Untergrabung der liberalen, regelba-
sierten Ordnung und startet Wirtschafts- 
und Handelskriege, Sanktionen, Boykot-
te, Farbrevolutionen und führt alle Arten 

von Putschen durch.

Einer davon führte zu den tragischen 
Folgen in der Ukraine im Jahr 2014 – 
sie haben den Putsch unterstützt und so-
gar erzählt, wie viel Geld sie dafür ausge-
geben haben. Eigentlich sind sie einfach 
wahnsinnig, ihnen ist nichts peinlich. Sie 
haben Suleimani, einen iranischen Ge-
neral, getötet. Man kann zu Suleimani 
stehen, wie man will, aber er ist ein of-
fizieller Vertreter eines anderen Landes! 
Sie haben ihn auf dem Gebiet eines drit-
ten Landes ermordet und gesagt: Ja, wir 
haben ihn ermordet. Was ist das über-
haupt? Wo leben wir? (Anm. d. Übers.: 
Alle, die sich an den Vorfall nicht mehr 
erinnern, finden hier Details [4].)

Washington bezeichnet die gegenwär-
tige Weltordnung weiterhin gewohnheits-
mäßig als amerikanisch-liberal, aber in 
Wirklichkeit vergrößert diese berüchtig-
te „Ordnung“ jeden Tag das Chaos und 
wird, wie ich hinzufügen möchte, sogar 
gegenüber den westlichen Ländern selbst, 
gegenüber ihren Versuchen, irgendeine 
Unabhängigkeit zu zeigen, immer intole-
ranter. Alles wird bis an die Wurzel un-
terdrückt und es werden Sanktionen ge-
gen die eigenen Verbündeten verhängt 
– ohne jede Scham! Und die nehmen das 
alles mit gesenktem Kopf hin.

Beispielsweise wurden die Vorschläge 
der ungarischen Parlamentarier vom Juli, 
im EU-Vertrag ein Bekenntnis zu europäi-
schen christlichen Werten und zur europä-
ischen Kultur zu verankern, nicht einmal 
als Fronde, sondern als direkte feindliche 
Sabotage wahrgenommen. Was ist das? 
Wie soll man das verstehen? Ja, einigen 
mag es gefallen, anderen nicht.

In Russland haben wir im Laufe von 
tausend Jahren eine einzigartige Kultur 
der Wechselbeziehungen zwischen allen 
Weltreligionen entwickelt. Es gibt keinen 
Grund, irgendetwas zu canceln: weder 
christliche Werte noch islamische oder 
jüdische Werte. Die anderen Weltreligi-
onen sind in unserem Land präsent. Man 
muss sich einfach gegenseitig mit Respekt 
behandeln. In einigen Regionen unseres 
Landes, das habe ich aus erster Hand er-
fahren, feiern die Menschen christliche, 
islamische, buddhistische und jüdische 
Feiertage gemeinsam und tun das gerne, 
beglückwünschen einander und freuen 
sich zusammen.

Aber nicht in Europa. Warum nicht? 
Zumindest hätten sie darüber sprechen 
können. Es ist erstaunlich!

All das ist ohne Übertreibung nicht ein-
mal eine systemische, sondern eine dok-
trinäre Krise des neoliberalen amerika-
nischen Modells der Weltordnung. Sie 
haben keine Ideen, etwas zu erschaffen, 
und von positiver Entwicklung, sie haben 
der Welt einfach nichts zu bieten außer 
dem Erhalt ihrer Vorherrschaft.

Ich bin davon überzeugt, dass echte De-
mokratie in einer multipolaren Welt zual-
lererst die Möglichkeit eines jeden Volkes 
– ich möchte das betonen, jeder Gesell-
schaft, jeder Zivilisation – voraussetzt, 
seinen eigenen Weg, sein eigenes sozi-
ales und politisches System zu wählen. 
Wenn die USA und die EU dieses Recht 
haben, dann haben es sicherlich auch die 
asiatischen Länder, die islamischen Staa-
ten, die Monarchien des Persischen Golfs 
und die Staaten anderer Kontinente. Na-
türlich hat auch unser Land, Russland, 
dieses Recht, und niemand wird jemals 
in der Lage sein, unserem Volk vorzu-
schreiben, welche Art von Gesellschaft 
wir aufzubauen haben und auf welchen 
Prinzipien sie beruhen soll.

Die direkte Bedrohung des politischen, 
wirtschaftlichen und ideologischen Mo-
nopols des Westens besteht darin, dass 
in der Welt alternative Gesellschaftsmo-
delle entstehen könnten – effektivere, das 
möchte ich betonen, – in der heutigen Zeit 
effektivere, hellere, attraktivere als die, 
die wir haben. Und diese Modelle wer-
den sich entwickeln, das ist unvermeid-
lich. Übrigens schreiben amerikanische 
Politikwissenschaftler und Experten dar-

über auch direkt. Die Regierungen hören 
zwar noch nicht wirklich auf sie, aber sie 
können diese Ideen in den politikwissen-
schaftlichen Zeitschriften und in Diskus-
sionen nicht übersehen.

Entwicklung muss im Dialog der Zi-
vilisationen stattfinden, der auf geisti-
gen und moralischen Werten beruht. Ja, 
verschiedene Zivilisationen haben unter-
schiedliche Verständnisse des Menschen, 
seines Wesens. Es sind oft nur oberfläch-
liche Unterschiede, aber alle erkennen die 
höchste Würde und das geistige Wesen 
des Menschen an. Und dieses gemeinsa-
me Fundament, auf dem wir unsere Zu-
kunft aufbauen können und müssen, ist 
von größter Bedeutung.

Was möchte ich hier hervorheben? Tra-
ditionelle Werte sind nicht irgendwelche 
festen Postulate, an die sich alle halten 
müssen. Nein, natürlich nicht. Sie unter-
scheiden sich von den sogenannten neo-
liberalen Werten dadurch, dass jeder 
von ihnen einzigartig ist, weil sie aus 
der Tradition einer bestimmten Gesell-
schaft, ihrer Kultur und historischen Er-
fahrung stammen. Traditionelle Werte 
können daher niemandem aufgezwungen 
werden – sie müssen einfach respektiert 
werden, indem das, was jede Nation im 
Laufe der Jahrhunderte gewählt hat, re-
spektiert wird.

Das ist unser Verständnis von traditi-
onellen Werten, und dieser Ansatz wird 
von der Mehrheit der Menschheit geteilt 
und akzeptiert. Das ist logisch, denn die 
traditionellen Gesellschaften des Ostens, 
Lateinamerikas, Afrikas und Eurasiens 
bilden die Grundlage der Weltzivilisation.

Der Respekt vor den Besonderheiten 
der Völker und Zivilisationen liegt im In-
teresse aller. Das liegt auch im Interes-
se des sogenannten Westens. Indem er 
seine Vormachtstellung verliert, wird er 
schnell zu einer Minderheit auf der Welt-
bühne. Und natürlich sollte das Recht die-
ser westlichen Minderheit auf ihre eigene 
kulturelle Identität, das möchte ich unter-
streichen, gewährleistet sein, es sollte si-
cherlich respektiert werden, aber, das un-
terstreiche ich, gleichberechtigt mit den 
Rechten aller anderen.

Wenn die westlichen Eliten glauben, 
dass sie in der Lage sein werden, in den 
Köpfen ihrer Menschen, ihrer Gesellschaf-
ten, neue, meiner Meinung nach seltsame 
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Trends wie Dutzende von Geschlechtern 
und Schwulenparaden einzuführen, dann 
soll es so sein. Sollen sie tun, was sie wol-
len! Aber sie haben sicher nicht das Recht, 
von anderen zu verlangen, dass sie den 
gleichen Weg gehen.

Wir sehen, dass die westlichen Län-
der komplizierte demographische, poli-
tische und soziale Prozesse haben. Das 
ist natürlich ihre innere Angelegenheit. 
Russland mischt sich nicht in diese An-
gelegenheiten ein und hat auch nicht die 
Absicht, das zu tun – im Gegensatz zum 
Westen mischen wir uns nicht in fremde 
Hinterhöfe ein. Wir gehen jedoch davon 
aus, dass der Pragmatismus die Oberhand 
gewinnen wird und der Dialog zwischen 
Russland und dem echten, traditionellen 
Westen sowie mit anderen Zentren glei-
cher Entwicklung einen wichtigen Beitrag 
zum Aufbau einer multipolaren Weltord-
nung leisten wird.

Ich möchte hinzufügen, dass die Mul-
tipolarität die wirkliche und tatsächlich 
einzige Chance für Europa ist, seine po-
litische und wirtschaftliche Subjektivität 
wiederherzustellen. Sicher, wir alle ver-
stehen, und in Europa wird direkt darüber 
gesprochen: Europas rechtliche Subjek-
tivität ist heute – wie soll ich es vorsich-
tig ausdrücken, um niemanden zu belei-
digen – sehr begrenzt.

Die Welt ist von Natur aus vielfältig, und 
die Versuche des Westens, alle in ein 
einziges Schema zu pressen, sind objek-
tiv zum Scheitern verurteilt, und es wird 

nichts dabei herauskommen.

Das arrogante Streben nach der Welt-
herrschaft, nach dem Diktat oder nach dem 
Erhalt der Führungsrolle durch Diktat, 
führt zum Niedergang der internationalen 
Autorität der Führer der westlichen Welt, 
einschließlich der USA, und zum wachsen-
den Misstrauen in ihre Fähigkeit zu ver-
handeln insgesamt. An einem Tag sagen sie 
das eine und am nächsten Tag etwas ande-
res; sie unterschreiben Dokumente und am 
nächsten Tag weigern sie sich, sie einzuhal-
ten; sie tun, was sie wollen. Es gibt über-
haupt keine Stabilität in irgendetwas. Wie 
die Dokumente unterzeichnet werden, wo-
rüber gesprochen wurde, worauf man hof-
fen kann, ist vollkommen unklar.

Während sich früher nur einige weni-
ge Länder erlaubt haben, mit Amerika zu 
streiten, und das fast wie eine Sensation 
aussah, ist es heute für viele Staaten üb-
lich, die unbegründeten Forderungen Wa-
shingtons abzulehnen, auch wenn es im-
mer noch versucht, alle herumzuschubsen. 
Das ist eine völlig verfehlte Politik, die 
einfach ins Nichts führt. Sollen sie doch, 
das ist auch ihre Entscheidung.

Ich bin überzeugt, dass die Völker der 
Welt nicht die Augen vor der Politik der 
Nötigung verschließen werden, die sich 
selbst diskreditiert hat, und der Westen 
wird jedes Mal, wenn er versucht, seine 
Hegemonie aufrechtzuerhalten, einen im-
mer höheren Preis zahlen müssen. Wäre 
ich an der Stelle dieser westlichen Eliten, 
würde ich über diese Perspektive ernst-
haft nachdenken, so wie einige Politolo-
gen und Politiker in den USA selbst es 
tun, wie ich bereits sagte.

Unter den gegenwärtigen Bedingun-
gen gewalttätiger Konflikte werde ich 
einige Dinge direkt sagen. Russland als 
unabhängige, eigenständige Zivilisation 
hat sich nie als Feind des Westens ge-
sehen und sieht sich auch nicht als sol-
cher. Amerikafeindlichkeit, Anglophobie, 
Frankophobie, Deutschfeindlichkeit sind 
ebenso Formen des Rassismus wie Rus-
sophobie und Antisemitismus, wie auch 
alle Formen der Fremdenfeindlichkeit.

Man muss klar verstehen, dass es, wie 
ich bereits sagte, zwei Westens gibt. Min-
destens zwei, vielleicht auch mehr, aber 
mindestens zwei: den Westen der traditi-
onellen, vor allem christlichen Werte, der 
Freiheit, des Patriotismus, der reichhalti-
gen Kultur und jetzt auch der islamischen 
Werte, denn ein bedeutender Teil der Be-
völkerung vieler westlicher Länder be-
kennt sich zum Islam. Dieser Westen ist 
uns in gewisser Weise nahe, in vielerlei 
Hinsicht haben wir gemeinsame, ja so-
gar antike Wurzeln. Aber es gibt auch 
den anderen Westen: aggressiv, kosmo-
politisch, neokolonial, ein Werkzeug der 
neoliberalen Eliten. Das Diktat genau die-
ses Westens wird Russland sicher nicht 
akzeptieren.

Ich werde mich immer daran erinnern, 
was ich im Jahr 2000, nachdem ich zum 
Präsidenten gewählt worden war, erleben 
musste. Erinnern Sie sich an den Preis, 
den wir für die Zerstörung des Terrornes-

tes im Nordkaukasus gezahlt haben, das 
der Westen damals praktisch offen un-
terstützt hat? Alle Erwachsenen hier, die 
meisten von Ihnen in diesem Saal, verste-
hen, wovon ich spreche. Wir wissen, dass 
genau dies in der Praxis geschah: finan-
zielle, politische und mediale Unterstüt-
zung. Wir alle haben das erlebt.

Darüber hinaus hat der Westen Terro-
risten auf russischem Territorium nicht 
nur aktiv unterstützt, sondern dieser Be-
drohung in vielerlei Hinsicht Vorschub 
geleistet. Wir wissen das. Aber nachdem 
sich die Lage stabilisiert hatte und die 
wichtigsten Terrorbanden besiegt waren, 
auch dank des Mutes des tschetscheni-
schen Volkes, haben wir beschlossen, uns 
nicht abzuwenden, nicht den Beleidigten 
zu spielen, sondern vorwärtszugehen, Be-
ziehungen auch zu denen aufzubauen, die 
eigentlich gegen uns arbeiteten, Bezie-
hungen auf der Grundlage von gegensei-
tigem Nutzen und gegenseitigem Respekt 
zu allen aufzubauen und zu entwickeln, 
die das wollten.

Man dachte, dass das im gemeinsa-
men Interesse liegt. Russland hat Gott 
sei Dank alle Schwierigkeiten dieser 
Zeit überstanden, hat durchgehalten, ist 
gestärkt, ist mit dem inneren und äuße-
ren Terrorismus klargekommen, hat sei-
ne Wirtschaft bewahrt, hat begonnen, sich 
zu entwickeln und seine Verteidigungs-
fähigkeit verbessert. Wir haben versucht, 
Beziehungen zu den führenden Ländern 
des Westens und zur NATO aufzubauen. 
Die Botschaft war dieselbe: 

Lasst uns aufhören Feinde zu sein, lasst 
uns als Freunde zusammenleben, lasst 
uns den Dialog aufnehmen, lasst uns 
Vertrauen aufbauen und damit Frieden 

schaffen.

Wir waren absolut aufrichtig, das möch-
te ich betonen. Wir waren uns über die 
Komplexität dieser Annäherung im Kla-
ren, aber wir sind den Weg gegangen.

Und was haben wir als Antwort erhalten? 
Kurz gesagt, wir haben in allen wichtigen 
Bereichen der möglichen Zusammenar-
beit ein „Nein“ erhalten. Wir haben ständig 
wachsenden Druck auf uns und die Schaf-
fung von Spannungsherden in der Nähe 
unserer Grenzen erhalten. Und was, wenn 
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ich fragen darf, ist das Ziel dieses Drucks? 
Was ist es? Üben sie etwa einfach nur ein 
bisschen? Nein, natürlich nicht. Das Ziel 
ist es, Russland verwundbarer zu machen. 
Das Ziel ist es, Russland zu einem Werk-
zeug zur Erreichung ihrer eigenen geopo-
litischen Ziele zu machen.

Das ist in der Tat die universelle Re-
gel: Sie versuchen, jeden in ein Werkzeug 
zu verwandeln, um dieses Werkzeug für 
ihre eigenen Ziele zu nutzen. Und dieje-
nigen, die diesem Druck nicht nachgeben, 
die kein solches Werkzeug sein wollen, ge-
gen die werden Sanktionen verhängt, ge-
gen die werden alle möglichen wirtschaft-
lichen Restriktionen verhängt, gegen die 
werden Putsche vorbereitet oder wenn 
möglich durchgeführt und so weiter. Und 
wenn am Ende nichts gelingt, gibt es ein 
Ziel – sie zu vernichten, sie von der poli-
tischen Landkarte zu tilgen. Aber so ein 
Szenario hat in Bezug auf Russland nie 
funktioniert und wird in Bezug auf Russ-
land auch nie funktionieren.

Was würde ich noch gerne hinzufügen? 
Russland fordert die Eliten des Westens 
nicht heraus – Russland verteidigt ledig-
lich sein Recht auf Existenz und freie 
Entwicklung. Dabei haben wir selbst 
nicht vor, zu einem neuen Hegemon zu 
werden. Russland schlägt nicht vor, die 
Unipolarität durch Bipolarität, Tripolari-
tät etc. auszutauschen, die westliche Vor-
herrschaft durch die Vorherrschaft des 
Ostens, des Nordens oder des Südens zu 
ersetzen. Das würde unweigerlich in eine 
neue Sackgasse führen.

Hier möchte ich die Worte des großen 
russischen Philosophen Nikolai Danilew-
ski zitieren, der der Meinung war, dass 
der Fortschritt nicht darin besteht, nur in 
eine Richtung zu gehen, in die einige un-
serer Gegner uns drängen – dann wür-
de der Fortschritt bald aufhören, so Da-
nilewski –, sondern darin, „das gesamte 
Feld, das den Bereich der geschichtlichen 
Tätigkeit der Menschheit ausmacht, in al-
len Richtungen anzugehen“. Und er fügt 
hinzu, dass sich keine Zivilisation rüh-
men kann, den höchsten Entwicklungs-
stand zu repräsentieren.

Ich bin davon überzeugt, dass der Dik-
tatur nur die freie Entwicklung von Län-
dern und Völkern entgegenstehen kann, 
dass der Degradierung des Individuums 
die Liebe zum Menschen als Schöpfer 

entgegenstehen kann, dass primitiver Ver-
einfachung und Verboten die blühende 
Komplexität von Kulturen und Traditio-
nen entgegenstehen kann.

Die Bedeutung des heutigen histori-
schen Moments besteht gerade darin, 
dass sich vor allen Zivilisationen, Staa-
ten und Staatenverbänden die Möglichkeit 
einer eigenen, demokratischen, originel-
len Entwicklungsweise eröffnet. Und vor 
allem glauben wir, dass die neue Welt-
ordnung auf Recht und Gesetz beruhen 
muss, dass sie frei, unverwechselbar und 
gerecht sein muss.

Daher müssen die Weltwirtschaft und 
der Handel gerechter und offener wer-
den. Russland ist der Ansicht, dass der 
Prozess der Schaffung neuer internatio-
naler Finanzplattformen, einschließlich 
solcher für den internationalen Zahlungs-
verkehr, unumgänglich ist. Solche Platt-
formen sollten außerhalb nationaler Zu-
ständigkeiten liegen, sicher, entpolitisiert 
und automatisiert sein und nicht von ei-
nem einzigen Kontrollzentrum abhängen. 
Ist das möglich oder nicht? Natürlich. Es 
wird große Anstrengungen erfordern, vie-
le Länder müssen ihre Kräfte bündeln, 
aber es ist machbar.

Das wird die Möglichkeit des Miss-
brauchs der neuen globalen Finanzinfra-
struktur ausschließen und eine effiziente, 
profitable und sichere Abwicklung inter-
nationaler Transaktionen ohne den Dollar 
und andere so genannte Reservewährun-
gen ermöglichen. Das umso mehr, als die 
USA und der Westen durch den Einsatz 
des Dollars als Waffe die Institution der 
internationalen Finanzreserven diskredi-
tiert haben. Zuerst wurden sie durch die 
Inflation in der Dollar- und Eurozone ab-
gewertet und dann haben sie unsere inter-
nationalen Reserven eingesackt.

Die Umstellung auf nationale Währun-
gen wird – zwangsläufig – an Dynamik ge-
winnen. Das hängt natürlich von der Ver-
fassung der Emittenten dieser Währungen 
und ihrer Volkswirtschaften ab, aber sie 
werden stärker werden und diese Zahlun-
gen werden mit Sicherheit allmählich die 
Oberhand gewinnen. Das ist die Logik ei-
ner souveränen Wirtschafts- und Finanz-
politik in einer multipolaren Welt.

Weiter. Die neuen Zentren der globa-
len Entwicklung verfügen bereits heu-
te über einzigartige Technologien und 

wissenschaftliche Entwicklungen in ei-
ner Vielzahl von Bereichen, und in vie-
len Bereichen können sie erfolgreich mit 
westlichen transnationalen Unternehmen 
konkurrieren.

Offensichtlich haben wir ein gemein-
sames, ganz pragmatisches Interesse an 
einem fairen und offenen wissenschaft-
lichen und technologischen Austausch. 
Gemeinsam wird jeder mehr profitieren 
als allein. Die Vorteile sollten der Mehr-
heit zugutekommen, nicht einzelnen su-
perreichen Konzernen.

Wie sieht es heute aus? Wenn der Wes-
ten Medikamente oder Saatgut für Nah-
rungspflanzen an andere Länder verkauft, 
werden die nationale Pharmaindustrie 
und Viehzucht vernichtet, und im Grun-
de läuft in der Praxis alles darauf hin-
aus: Die Lieferung von Maschinen und 
Ausrüstungen zerstört die lokale Maschi-
nenbauindustrie. Als ich Premierminis-
ter war, habe ich es verstanden: Sobald 
man den Markt für eine bestimmte Wa-
rengruppe öffnet, ist der lokale Produzent 
untergegangen und es ist fast unmöglich, 
dass er sein Haupt wieder erhebt. So wer-
den Beziehungen aufgebaut. So werden 
Märkte und Ressourcen erobert, Länder 
werden ihres technologischen und wis-
senschaftlichen Potenzials beraubt. Das 
ist kein Fortschritt, sondern Versklavung, 
die Reduzierung der Volkswirtschaften 
auf ein primitives Niveau.

Die technologische Entwicklung soll-
te die globale Ungleichheit nicht verstär-
ken, sondern verringern. Genau so setzt 
Russland traditionell seine technologische 
Außenpolitik um. Wenn wir zum Beispiel 
Kernkraftwerke in anderen Staaten bau-
en, schaffen wir dort gleichzeitig Kom-
petenzzentren, bilden nationales Perso-
nal aus. Wir schaffen eine Industrie, wir 
bauen nicht nur eine Anlage, wir schaf-
fen eine ganze Industrie. Im Grunde ge-
ben wir anderen Ländern die Möglich-
keit, einen echten Durchbruch in ihrer 
wissenschaftlichen und technologischen 
Entwicklung zu erzielen, Ungleichheiten 
zu verringern und ihren Energiesektor auf 
ein neues Niveau von Effizienz und Um-
weltfreundlichkeit zu bringen.

Ich möchte noch einmal betonen, dass 
Souveränität und eigene Entwicklung kei-
neswegs Isolation oder Autarkie bedeu-
ten, sondern vielmehr eine aktive, für bei-
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de Seiten vorteilhafte Zusammenarbeit 
auf der Grundlage fairer und gerechter 
Prinzipien.

Während die liberale Globalisierung 
eine Entpersönlichung ist, die der gan-
zen Welt das westliche Modell aufzwingt, 
geht es bei der Integration im Gegenteil 
darum, das Potenzial jeder Zivilisation 
zum Nutzen des Ganzen, zum Wohle al-
ler zu erschließen. Während der Globa-
lismus ein Diktat ist, worauf er letztlich 
hinausläuft, ist Integration die gemeinsa-
me Erarbeitung von Strategien, die allen 
zugutekommen.

In dieser Hinsicht hält Russland es für 
wichtig, die Mechanismen zur Schaf-
fung großer Räume zu aktivieren, die 
auf der Zusammenarbeit von Nachbar-
ländern beruhen, deren Wirtschaft, So-
zialsystem, Rohstoffe und Infrastruktur 
sich gegenseitig ergänzen. Solche großen 
Räume sind im Grunde die Grundlage für 
eine multipolare Weltordnung – die wirt-
schaftliche Grundlage. Aus ihrem Dialog 
erwächst die wahre Einheit der Mensch-
heit, die viel komplexer, ausgeprägter und 
mehrdimensionaler ist als in den verein-
fachenden Ansichten einiger westlicher 
Ideologen.

Die Einheit der Menschheit beruht 
nicht auf dem Befehl „mach es wie ich“ 
oder „werde wie wir“ – sie wird unter Be-
rücksichtigung und auf der Grundlage der 
Meinung aller und mit Respekt vor der 
Identität jeder Gesellschaft und Nation 
gebildet. Das ist das Prinzip, auf dem ein 
langfristiges Engagement in einer multi-
polaren Welt aufbauen kann.

In diesem Zusammenhang könnte es 
sich lohnen, darüber nachzudenken, dass 
die Struktur der Vereinten Nationen, ein-
schließlich des Sicherheitsrates, die Viel-
falt der Weltregionen besser widerspie-
geln sollte. Schließlich wird in der Welt 
von morgen viel mehr von Asien, Afri-
ka und Lateinamerika abhängen, als man 
heute gemeinhin annimmt, und diese Zu-
nahme ihres Einflusses ist auf jeden Fall 
positiv.

Ich erinnere daran, dass die westliche 
Zivilisation nicht die einzige ist, auch 
nicht in unserem gemeinsamen eurasi-
schen Raum. Außerdem konzentriert sich 
die Mehrheit der Bevölkerung gerade im 
Osten Eurasiens, wo die ältesten Zivili-
sationen der Menschheit entstanden sind.

Der Wert und die Bedeutung Eurasiens 
liegen darin, dass dieser Kontinent ein au-
tarker Komplex ist, der über gigantische 
Ressourcen jeder Art und ein enormes Po-
tenzial verfügt. Und je härter wir daran ar-
beiten, die Verbindungen in Eurasien zu 
erhöhen, neue Wege und Formen der Zu-
sammenarbeit zu schaffen, desto beeindru-
ckendere Fortschritte machen wir.

Die erfolgreichen Aktivitäten der Eura-
sischen Wirtschaftsunion, das rasche An-
wachsen der Autorität und des Einflusses 
der Shanghaier Organisation für Zusam-
menarbeit, die groß angelegten Initiativen 
im Rahmen von „One Belt, One Road“, 
die Pläne für eine multilaterale Zusam-
menarbeit zur Verwirklichung des Nord-
Süd-Verkehrskorridors und andere, viele 
andere Projekte in diesem Teil der Welt 
sind, da bin ich mir sicher, der Beginn ei-
ner neuen Ära, einer neuen Phase in der 
Entwicklung Eurasiens. Integrationspro-
jekte stehen hier nicht im Widerspruch zu-
einander, sondern ergänzen sich, wenn sie 
von den Nachbarländern in ihrem eigenen 
Interesse durchgeführt und nicht von äu-
ßeren Kräften gewaltsam eingeführt wer-
den, um den eurasischen Raum zu spalten 
und ihn in eine Zone der Blockkonfronta-
tion zu verwandeln.

Sein westliches Ende, Europa, könnte 
auch ein natürlicher Teil des großen Eu-
rasiens sein. Doch viele der führenden 
Vertreter sind von der Überzeugung be-
seelt, dass die Europäer besser sind als 
andere und dass es unter ihrer Würde ist, 
sich gleichberechtigt mit anderen an Un-
ternehmungen zu beteiligen. Hinter die-
ser Arroganz bemerken sie nicht einmal, 
dass sie an den Rand gedrängt wurden, 
dass sie Vasallen sind – oft sogar ohne 
ein Wahlrecht.

Verehrte Kollegen!

Der Zusammenbruch der Sowjetunion 
hat auch das Gleichgewicht der geopoli-
tischen Kräfte zerstört. Der Westen fühl-
te sich als Sieger und proklamierte die 
unipolare Weltordnung, in der nur sein 
Wille, seine Kultur und seine Interessen 

eine Existenzberechtigung hatten.

Diese historische Periode der ungeteil-
ten Vorherrschaft des Westens im Welt-
geschehen geht nun zu Ende, die unipo-

lare Welt gehört der Vergangenheit an. 
Wir stehen an einem historischen Wen-
depunkt, vor dem wahrscheinlich gefähr-
lichsten, unvorhersehbarsten und doch 
wichtigsten Jahrzehnt seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs. Der Westen ist nicht 
in der Lage, die Menschheit allein zu re-
gieren, aber er versucht es verzweifelt, 
und die meisten Nationen der Welt sind 
nicht mehr bereit, das zu dulden. Das ist 
der größte Gegensatz der neuen Ära. Die 
Situation ist in gewisser Weise revolutio-
när: Die Oberschicht kann nicht und die 
Unterschicht will nicht mehr so leben, 
heißt es in einem Klassiker.

Dieser Zustand birgt globale Konflik-
te oder eine Kette von Konflikten, die 
eine Bedrohung für die Menschheit, ein-
schließlich des Westens selbst, darstellen. 
Diesen Widerspruch konstruktiv aufzu-
lösen, ist heute die wichtigste geschicht-
liche Aufgabe.

Alles zu verändern ist ein schmerz-
hafter, aber natürlicher und unvermeid-
licher Prozess. Die künftige Weltord-
nung nimmt vor unseren Augen Gestalt 
an. Und in dieser Weltordnung müssen 
wir jedem zuhören, jeden Standpunkt be-
rücksichtigen, jede Nation, Gesellschaft, 
Kultur, jedes System von Weltanschauun-
gen, Ideen und religiösen Überzeugungen, 
ohne jemandem eine einheitliche Wahr-
heit aufzuzwingen. Nur auf dieser Grund-
lage können wir im Verständnis für unse-
re Verantwortung für das Schicksal – das 
Schicksal der Nationen, des Planeten – 
eine Symphonie der menschlichen Zivi-
lisation bauen.

Damit möchte ich schließen und Ihnen 
für Ihre Geduld beim Anhören meiner 
Botschaft danken.

Ich danke Ihnen vielmals.

Ende der Übersetzung
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Xi Jinping hat dem globalen Süden kürzlich eine starke Alternative zu Jahrzehnten an westlichen 
Diktaten, Krieg und wirtschaftlicher Nötigung angeboten. „Friedliche Modernisierung“ wird für die ums 
Überleben kämpfenden Staaten der Welt Souveränität, Wirtschaft und Unabhängigkeit herstellen.

„Friedliche Modernisierung“:

Chinas Angebot an 
den globalen Süden

Symbolfoto. China reicht seine Hand zur 
Zusammenarbeit. Gemeinfrei

Dieser Text wurde zuerst am 20.10.2022 auf www.the-
cradle.co unter der URL <https://thecradle.co/Article/
columns/17132> veröffentlicht. Lizenz: © Pepe Escobar, 
The Cradle

Der Arbeitsbericht von Präsident Xi 
Jinping zu Beginn des 20. Parteitags 
der Kommunistischen Partei Chinas 
(KPCh) am vergangenen Sonntag in Pe-
king enthielt nicht nur eine Blaupause [1] 
für die Entwicklung des Zivilisationsstaa-
tes, sondern für den gesamten Globalen 
Süden.

Xis eindreiviertelstündige Rede war 
eine kürzere Version des vollständigen 
Arbeitsberichts – siehe beigefügte PDF-
Datei [2] –, in der eine Reihe gesell-
schaftspolitischer Themen viel ausführ-
licher behandelt werden.

Dies war der Höhepunkt einer kom-
plexen kollektiven Anstrengung, die sich 
über Monate hinzog. Als er den endgül-
tigen Text erhielt, kommentierte, überar-
beitete und redigierte Xi ihn.

Kurz gesagt hat der Masterplan der 
KPCh zwei Ziele: die „sozialistische Mo-

dernisierung“ von 2020 bis 2035 abzu-
schließen und China – durch friedliche 
Modernisierung – als modernes sozia-
listisches Land aufzubauen, das „wohlha-
bend, stark, demokratisch, kulturell fort-
schrittlich und harmonisch“ ist, und zwar 
bis zum Jahr 2049, dem hundertsten Jah-
restag der Gründung der Volksrepublik 
China (VRC).

Das zentrale Konzept des Arbeitsbe-
richts ist die friedliche Modernisierung 
– und wie sie erreicht werden kann. Wie 
Xi zusammenfasste, „enthält es Elemen-
te, die den Modernisierungsprozessen al-
ler Länder gemeinsam sind, aber es ist 
mehr durch Merkmale gekennzeichnet, 
die für den chinesischen Kontext einzig-
artig sind.“

Ganz im Sinne der konfuzianischen 
chinesischen Kultur stellt die „friedliche 
Modernisierung“ ein komplettes theo-
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retisches System dar. Natürlich gibt es 
mehrere geoökonomische Pfade, die zur 
Modernisierung führen – je nach den na-
tionalen Bedingungen eines jeden Lan-
des. Aber für den Globalen Süden als 
Ganzes ist es wichtig, dass das chinesi-
sche Beispiel mit dem westlichen TINA-
Monopol („Es gibt keine Alternative“) für 
die Modernisierungspraxis und -theorie 
vollständig bricht.

Ganz zu schweigen davon, dass es mit 
der ideologischen Zwangsjacke bricht, die 
dem globalen Süden von der selbst defi-
nierten „goldenen Milliarde“ auferlegt 
wurde (von denen die wirklich „Golde-
nen“ kaum 10 Millionen erreichen). Was 
die chinesische Führung damit sagen 
will, ist, dass das iranische, das ugandi-
sche oder das bolivianische Modell ge-
nauso gültig sind wie das chinesische 
Experiment: Worauf es ankommt, ist die 
Beschreitung eines unabhängigen Weges 
der Entwicklung.

Wie technologische Unabhängig-
keit entwickelt werden soll

Die jüngste Geschichte zeigt, wie jede 
Nation, die versucht, sich außerhalb des 
Washingtoner Konsenses zu entwickeln, 
auf unzähligen Ebenen des hybriden 
Krieges terrorisiert wird. Diese Nation 
wird zum Ziel von farbigen Revolutio-
nen, Regimewechseln, illegalen Sanktio-

nen, Wirtschaftsblockaden, NATO-Sabo-
tage oder regelrechten Bombenangriffen 
und Invasionen.

Was China vorschlägt, findet im ge-
samten Globalen Süden Anklang, da Pe-
king der größte Handelspartner von nicht 
weniger als 140 Nationen ist, die Konzep-
te wie eine qualitativ hochwertige wirt-
schaftliche Entwicklung und Eigenstän-
digkeit in Wissenschaft und Technologie 
leicht nachvollziehen können.

Der Bericht unterstreicht die kategori-
sche Notwendigkeit für China von heu-
te an: die technologische Eigenständig-
keit zu beschleunigen, da der Hegemon 
nichts unversucht lässt, um die chinesi-
sche Technologie entgleisen zu lassen, 
insbesondere bei der Herstellung von 
Halbleitern [3].

Mit einem Sanktionspaket, das wirkt, 
als sei es der Hölle entsprungen, setzt 
der Hegemon darauf, Chinas Bestreben 
seine technologische Unabhängigkeit 
bei Halbleitern und den Anlagen zu de-
ren Herstellung zu beschleunigen aus-
zubremsen, . 

China wird also eine nationale Anstren-
gung zur Halbleiterproduktion unterneh-
men müssen. Diese Notwendigkeit steht 
im Mittelpunkt dessen, was im Arbeits-
bericht als neue Entwicklungsstrategie 
beschrieben wird, die durch die enorme 
Herausforderung angespornt wird, eine 
technologische Autarkie zu erreichen. Im 
Wesentlichen wird China den öffentli-

chen Sektor der Wirtschaft stärken, wobei 
staatliche Unternehmen den Kern für ein 
nationales System zur Entwicklung tech-
nischer Innovationen bilden.

„Kleine Festungen mit hohen 
Mauern“

In Bezug auf die Außenpolitik ist der Ar-
beitsbericht sehr eindeutig: China ist ge-
gen jede Form des Unilateralismus, so-
wie gegen Blöcke und exklusive Gruppen, 
die sich gegen bestimmte Länder richten. 
Peking bezeichnet diese Blöcke, wie die 
NATO und AUKUS, als „kleine Festun-
gen mit hohen Mauern“.

Diese Sichtweise ist der Betonung eines 
weiteren kategorischen Imperativs durch 
die KPCh eingeschrieben: die Reform des 
bestehenden Systems der Global Gover-
nance, das für den globalen Süden extrem 
ungerecht ist. Es ist immer wichtig, sich 
daran zu erinnern, dass China als Zivi-
lisationsstaat sich gleichzeitig als sozia-
listisches Land und als weltweit führen-
de Entwicklungsnation sieht.

Das Problem ist wieder einmal Pekings 
Glaube an den „Schutz des internationa-
len Systems mit den Vereinten Nationen 
als Kernstück“. Die meisten Akteure des 
Globalen Südens wissen, wie der Hege-
mon die UNO – und ihren Abstimmungs-
mechanismus – allen Arten von unermüd-
lichem Druck aussetzt.

Neue Seidenstraße – „Belt Road Initiative“
(Quelle: Wikimedia Commons, Abwandlung von: 
Hong Kong Qatar Locator.png von Xxjkingdom
durch „Tart“; Lizenz: CC-BY-SA 3.0)

Volksrepublik China
Länder des Silk Road Economic Belts
Länder der Maritime Silk Road
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Den wenigen Westlern, die wirklich 
ein oder zwei Dinge über China wissen 
[4], Aufmerksamkeit zu schenken ist er-
hellend. Martin Jacques, bis vor kurzem 
Senior Fellow am „Department of Poli-
tics and International Studies“ der Uni-
versität Cambridge und Autor des wohl 
besten englischsprachigen Buches über 
die Entwicklung Chinas, ist davon beein-
druckt, wie die Modernisierung Chinas 
in einem vom Westen dominierten Um-
feld stattfand:„

Das war die Schlüsselrolle der 
KPCh. Es musste geplant werden. Wir kön-
nen sehen, wie außerordentlich erfolg-

reich es war.“

Die Implikation ist, dass Peking durch 
das Aufbrechen des westlich orientierten 
TINA-Modells das Rüstzeug erworben 
hat, um die Länder des Globalen Südens 
bei ihren eigenen Modellen zu unterstüt-
zen. Jeffrey Sachs, Direktor des Zentrums 
für nachhaltige Entwicklung an der Uni-
versität von Columbia, ist sogar noch op-
timistischer:„

China wird ein Innovationsführer 
werden. Ich hoffe und rechne fest damit, 
dass China eine führende Rolle bei der 
Innovation im Bereich der Nachhaltigkeit 

spielen wird“.

Dies steht im Gegensatz zu einem „dys-
funktionalen“ amerikanischen Modell, 
das sogar in der Wirtschaft und bei In-
vestitionen protektionistisch wird.

Michail Deljagin, stellvertretender 
Vorsitzender des Ausschusses für Wirt-
schaftspolitik der russischen Staatsduma, 
weist auf einen entscheidenden Punkt hin, 
der von wichtigen Akteuren des Globalen 
Südens sicherlich zur Kenntnis genom-
men wurde: Die KPCh „war in der Lage, 
den Marxismus des 19. Jahrhunderts und 
ihre Erfahrungen aus dem 20. Jahrhun-
dert in kreativer Weise zu adaptieren, mit 
neuen Anforderungen zu verbinden und 
ewige Werte mit neuen Methoden um-
zusetzen. Dies ist eine sehr wichtige und 
nützliche Lektion für uns“.

Und das ist der Mehrwert eines Mo-
dells, das sich am nationalen Interesse 

orientiert und nicht an der exklusivisti-
schen Politik des globalen Kapitals.

BRI oder Pleite

Im gesamten Arbeitsbericht wird die Be-
deutung des übergreifenden Konzepts 
der chinesischen Außenpolitik hervor-
gehoben: die neue Seidenstraße [Belt and 
Road Initiative, BRI, Anm. d. Redaktion] 
und ihre Handels-/Verbindungskorridore 
durch Eurasien und Afrika.

Es war Sache des Sprechers des chine-
sischen Außenministeriums, Wang Wen-
bin, klarzustellen, wohin die BRI führt: 
„Die BRI überwindet die veraltete Men-
talität geopolitischer Spiele und schafft 
ein neues Modell der internationalen Zu-
sammenarbeit. Es handelt sich nicht um 
eine exklusive Gruppe, die andere Teilneh-
mer ausschließt, sondern um eine offene 
und inklusive Kooperationsplattform. Es 
ist nicht nur Chinas Alleingang, sondern 
eine Sinfonie, die von allen teilnehmen-
den Ländern aufgeführt wird.“

Die BRI ist in das chinesische Kon-
zept der „Öffnung“ integriert. Es ist auch 
wichtig, sich daran zu erinnern, dass Xi 

die BRI vor neun Jahren ins Leben ge-
rufen hat – in Zentralasien (Astana) und 
dann in Südostasien (Jakarta). Peking hat 
aus seinen Fehlern gelernt und stimmt die 
BRI in Absprache mit seinen Partnern – 
von Pakistan, Sri Lanka und Malaysia bis 
hin zu mehreren afrikanischen Staaten – 
immer wieder ab.

Es ist kein Wunder, dass Chinas Han-
del mit den an der BRI beteiligten Län-
dern im August dieses Jahres ein Volu-
men von 12 Billionen US-Dollar erreichte 
und die nichtfinanziellen Direktinvestiti-
onen in diesen Ländern 140 Milliarden 
US-Dollar überstiegen.

Wang weist zu Recht darauf hin, dass 
infolge der BRI-Infrastrukturinvestitionen 
„Ostafrika und Kambodscha Autobahnen 
haben, Kasachstan [Trocken-]Häfen für 
den Export hat, die Malediven ihre ers-
te Brücke über das Meer haben und Laos 
von einem Binnenland zu einem verbun-
denen Land geworden ist“.

Trotz großer Herausforderungen – von 
Null-Covid über verschiedene Sanktio-
nen bis hin zum Zusammenbruch von 
Lieferketten – steigt die Zahl der Ex-
pressfrachtzüge zwischen China und der 
EU weiter an; die China-Laos-Eisenbahn 

Die Landeschefs der BRICS-Staaten (v.l.n.r): Xi Jinping (China), Wladimir Putin 
(Russland), Jair Bolsonaro (Brasilien, bis Oktober 2022), Narendra Modi (Indien) 
und  Cyril Ramaphosa (Südafrika) (Foto: Alan Santos/PR / Wikimedia Commons; 
Lizenz: CC-BY 2.0)
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und die Peljesac-Brücke in Kroatien sind 
in Betrieb und die Arbeiten an der Hoch-
geschwindigkeitsstrecke Jakarta-Ban-
dung und der China-Thailand-Eisenbahn 
sind im Gange.

Mackinder auf Crack

Überall auf dem extrem glühenden glo-
balen Schachbrett werden die internati-
onalen Beziehungen völlig neu geordnet. 
China – und die wichtigsten eurasischen 
Akteure der Shanghaier Organisation für 
Zusammenarbeit (SCO), der BRICS+ und 
der von Russland geführten Eurasischen 
Wirtschaftsunion (EAEU) – schlagen alle 
eine friedliche Entwicklung vor.

Im Kontrast dazu verhängt der He-
gemon eine Lawine von Sanktionen – 
nicht zufällig sind die drei Hauptadres-
saten die eurasischen Mächte Russland, 
Iran und China; tödliche Stellvertreter-
kriege (Ukraine) und alle möglichen For-
men des hybriden Krieges, um das Ende 
seiner Vorherrschaft zu verhindern, die 
gerade einmal siebeneinhalb Jahrzehn-
te andauerte, was aus historischer Sicht 
ein Klacks ist.

Die derzeitige Dysfunktion – physisch, 
politisch, finanziell, kognitiv – erreicht 
einen Höhepunkt. Während Europa in 
den Abgrund weitgehend selbstverschul-
deter Verwüstung und Finsternis stürzt 
– ein Neo-Mittelalter im Wachzustand 
– plündert ein innerlich zerrüttetes Im-
perium sogar seine wohlhabenden „Ver-
bündeten“.

Es ist, als ob wir alle Zeugen eines 
Mackinder-auf-Crack-Szenarios wer-
den. Halford Mackinder war der briti-
sche Geograph, der die „Heartland-The-
orie“ der Geopolitik entwickelte, die die 
Außenpolitik der USA während des Kal-
ten Krieges stark beeinflusste:„

Wer Osteuropa beherrscht, be-
herrscht das Herzland; wer das Herzland 
beherrscht, beherrscht die Weltinsel; wer 
die Weltinsel beherrscht, beherrscht die 

Welt“.

Russland erstreckt sich über 11 Zeitzo-
nen und beherbergt ein Drittel der na-
türlichen Ressourcen der Welt. Eine na-

türliche Symbiose zwischen Europa und 
Russland ist wie eine Tatsache des Le-
bens. Aber die EU-Oligarchie hat es ver-
murkst. Kein Wunder, dass die chinesi-
sche Führung den Prozess mit Schrecken 
betrachtet, denn einer der wesentlichen 
Punkte der BRI ist die Erleichterung ei-
nes nahtlosen Handels zwischen China 
und Europa. Da Russlands Verbindungs-
korridor durch Sanktionen blockiert ist, 
wird China Korridore über Westasien 
bevorzugen.

In der Zwischenzeit vollzieht Russland 
seinen Schwenk gen Osten. Die enormen 
Ressourcen Russlands in Verbindung mit 
den Produktionskapazitäten Chinas und 
Ostasiens insgesamt lassen eine Handels- 
und Konnektivitätssphäre entstehen, die 
sogar über die BRI hinausgeht. Das ist der 
Kern des russischen Konzepts der „Größe-
ren Eurasischen Partnerschaft“.

In einer weiteren unvorhersehba-
ren Wendung der Geschichte könnte 
Mackinder vor einem Jahrhundert im 
Wesentlichen Recht gehabt haben, dass 
diejenigen, die das Herzland/die Welt-
insel kontrollieren, auch die Welt kont-
rollieren. Es sieht nicht so aus, als wür-
de der Hegemon die Kontrolle ausüben, 
und noch viel weniger seine europäi-
schen Vasallen/Sklaven.

Wenn die Chinesen sagen, sie seien ge-
gen Blöcke, dann sind Eurasien und der 
Westen de facto zwei Blöcke. Obwohl sie 
sich formal noch nicht im Krieg mitein-
ander befinden, stecken sie in Wirklich-
keit schon knietief im Gebiet des hybri-
den Krieges.

Russland und der Iran stehen an vorders-
ter Front – sowohl militärisch als auch in 
Bezug auf die Absorption ununterbroche-
nen Drucks. Andere wichtige Akteure des 
Globalen Südens halten sich bedeckt oder 
unterstützen in noch stillerer Form China 
und die anderen, um die multipolare Welt 
wirtschaftlich durchzusetzen.

Da China eine friedliche Modernisie-
rung vorschlägt, ist die versteckte Bot-
schaft des Arbeitsberichts noch deutli-
cher. Der Globale Süden steht vor einer 
schweren Entscheidung: Entweder Sou-
veränität – verkörpert in einer multipola-
ren Welt, die sich friedlich modernisiert – 
oder völliges Vasallentum.

Quellen:
[1] Strategic Culture Foundation, „China: Xi Gets 
Ready for the Final Countdown“ von Pepe Escobar 
am 18. Oktober 2022 <https://strategic-culture.
org/news/2022/10/18/china-xi-gets-ready-for-the-
final-countdown/>
[2] „Hold High the Great Banner of Socialism with 
Chinese Characteristics and Strive in Unity to 
Build a Modern Socialist Country in All Respects 
– Report to the 20th National Congress of the 
Communist Party of China“ von XiJinping am 16. 
Oktober 2022 (PDF) <https://drive.google.com/file/
d/1tGegLW_OEtEJXxJbtnDndJECKA7OASYh/
view?usp=sharing>
[3] Caixin Global, „The Sweeping Impact of New 
U.S. Semiconductor Restrictions“ von Du Zhihang, 
Liu Peilin, Zhai Shaohui, Tan Min, Qu Yunxu, 
Zhang Erchi und Denise Jia am 17.10.2022 <https://
www.caixinglobal.com/2022-10-17/cover-story-
the-sweeping-impact-of-new-us-semiconductor-
restrictions-101952436.html>
[4] Global Times, „China’s wisdom to drive global 
modernization“ am 19.10.2022 <https://www.
globaltimes.cn/page/202210/1277437.shtml>
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Gemäß den Strategien Deutschlands und den USA im Ersten Weltkrieg 
und der ukrainischen integralen Nationalisten während des Kalten 
Krieges hat der Westen nun ein „Forum der freien Völker Russlands“ 
gegründet. Es geht darum, den Zerfall der UdSSR zu verlängern, sepa-
ratistische Bewegungen zu schaffen, um am Ende die Unabhängigkeit 
von zwanzig Regionen des Landes zu proklamieren.

Zu Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts, 
vor den Weltkriegen, war Mitteleuropa 
zutiefst instabil. Zwei Mächte stießen 
in dieser großen Ebene aufeinander: im 
Westen, das deutsche und das österrei-
chisch-ungarische Reich, im Osten das 
Russische Reich. Die Bevölkerungen wur-
den eingeladen, ihren Beschützer zu wäh-
len, da sie wussten, dass die Grenzen vie-
le Male geändert worden waren und dass 
keine definitiv zu sein schienen.

Das Russische Reich war jedoch meh-
rere Jahrhunderte lang blockiert gewesen 
und hatte seine Untertanen in einer Situa-
tion völliger Unwissenheit und Armut zu-
rückgelassen, während das Deutsche Reich 
zum wichtigsten wissenschaftlichen Zen-
trum der Welt geworden war und sich mit 
hoher Geschwindigkeit entwickelte. So 
entschieden sich die meisten mitteleuro-
päischen Intellektuellen dafür, Deutsch-
land und nicht Russland zu unterstützen.

Während des Ersten Weltkriegs starteten 
das deutsche und das österreichisch-unga-
rische Außenministerium eine gemeinsa-

me geheime Operation: die Schaffung der 
Liga der Fremdvölker Russlands (LFR) 
[1]. Sie rekrutierten viele hochrangige In-
tellektuelle, um die Liga zu beleben. Es 
ging darum, das Russische Reich durch die 
Entstehung separatistischer Bewegungen 
implodieren zu lassen. Diese Liga forder-
te die Vereinigten Staaten (die erst 1917 in 
den Krieg eintraten) auf, die versklavten 
Völker zu befreien.

Dmytro Dontsov, der zukünftige Grün-
der des „ukrainischen integralen Nationa-
lismus“ [2], unterstützte diese Bewegung 
und wurde sogar ihr Angestellter. Ohne 
Scham leitete er die Berner Niederlassung 
und gab das französische Monatsbulletin 
der russischen Nationalitäten heraus.

Die USA gegen die Sowjetunion

Darüber hinaus organisierte das OSS, spä-
ter die CIA, am Ende des Zweiten Welt-
kriegs den Transfer antikommunistischer 
Führer der Achse in die Dritte Welt und 
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schleuste sie in verschiedene Regierungen 
ein. Sie gründeten eine Antikommunisti-
sche Liga der Asiatischen Völker um den 
Chinesen Chiang Kai-Schek, dann eine 
Antikommunistische Weltliga (WACL) 
mit dem Beitritt des ehemaligen ukraini-
schen nationalistischen Premierministers, 
des Nazis Jaroslav Stetsko [3]. Diese Ge-
heimorganisation, die immer noch ihren 
Hauptsitz in Taiwan hat, nahm 1990 den 
Namen World League for Freedom and 
Democracy an.

Es ist kein Zufall, dass auf den Krieg in 
der Ukraine Provokationen in Taiwan fol-
gen, sondern die logische Erweiterung die-
ser Strategie. Die Liga wird immer noch 
vom taiwanesischen Geheimdienst finan-
ziert und ihre Aktionen fallen unter das 
Verteidigungsgeheimnis.

Die Ukrainischen Integralen  
Nationalisten gegen  
die Russische Föderation

Der ukrainische integrale Nationalist 
Dmytro Jarosch gründete 2007 in Ternopil 
(Westukraine) – also unter der Präsident-
schaft von Viktor Juschtschenko – eine 
„Antiimperialistische Front“, eine Orga-
nisation, die darauf abzielte, die Russische 
Föderation zu sprengen. Aber während die 
Versuche der 1910er Jahre auf der Anzie-
hungskraft des Deutschen Reiches und die 
des Kalten Krieges auf dem Antikommu-
nismus beruhten, setzte diese dritte Ope-
ration auf die Dschihadisten [4].

Der erste islamische Emir von Itsch-
keria (Tschetschenien), Dokou Umarov, 
hätte dort teilnehmen sollen, aber da er 
weltweit gesucht wurde, konnte er Russ-
land nicht verlassen. Er sandte daher eine 
Unterstützungs-Botschaft und wurde zum 
Co-Präsidenten der Organisation gewählt. 
Dschihadisten aus der Krim, von Adygeja, 
Dagestan, Inguschetien, Kabardino-Bal-
karien, Karatschaiwo-Tscherkessien und 
Ossetien machten die Reise.

Dmytro Jarosch und viele ukraini-
sche integrale Nationalisten kämpften in 
Tschetschenien an der Seite des islami-
schen Emirats Itschkeria. Damals sprach 
die westliche Presse von einer nationalen 
Befreiungsbewegung und ignorierte die 
Verhängung der Scharia-Gesetze durch 
Dokou Umarov.

Das Forum der  
Freien Völker Russlands

Heute, wo die Werke von Dontsov zur 
Pflichtlektüre für die 120.000 Soldaten 
der ukrainischen integralen nationalisti-
schen Milizen gehören und Dmytro Ja-
rosch Berater des Oberbefehlshabers der 
ukrainischen Armeen geworden ist, hat ein 
nicht identifizierter Sponsor – wahrschein-
lich der deutsche BND, die US-amerikani-
sche CIA und der ukrainische SBU – am 
23. und 24. Juli 2022 in Prag ein Forum 
der Freien Nationen Russlands (Free Na-
tions of Russia) [5] organisiert.

Der SBU zögerte offenbar, sich daran 
zu beteiligen, und dies scheint einer der 
Gründe zu sein, der die Vereinigten Staa-
ten dazu veranlasste, Präsident Wolody-
myr Selenskyj die Entlassung des SBU-
Direktors zu empfehlen.

Der Ausdruck „Freie Völker“ ist der, der 
von ukrainischen integralen Nationalisten, 
einschließlich des ukrainischen Ökonomen 
Lev Dobriansky, verwendet wird. Dieser 
Mann gründete das National Captive Na-
tions Committee mit Präsident Dwight Ei-
senhower und Jaroslav Stetsko und half 
dann bei der Gründung der World Anti-
Communist League. Seine Tochter, Pau-
la Dobriansky, spielte eine zentrale Rolle 
im Propagandaapparat des Außenminis-
ters und der Nachrichtenagentur Thomson 
Reuters. Sie diente als Unterstaatssekretä-
rin für globale Angelegenheiten während 
der Präsidentschaft von George W. Bush. 
Präsident Donald Trump lehnte ihre Er-
nennung zum Unterstaatssekretär für po-
litische Angelegenheiten ab.

Das Forum der freien Völker Russlands 
benutzt das Argument der Selbstbestim-
mung der Völker, um eine Teilung Russ-

lands zu rechtfertigen. 

Bei ihrer Auflösung wurden aus der 
UdSSR fünfzehn separate Staaten, ein-
schließlich der Russischen Föderation. 
Es ist also die Idee, diese Teilung fortzu-
führen, und diesmal etwa zwanzig zusätz-
liche Staaten zu schaffen. Es ginge nicht 
nur darum, neue Staaten im Kaukasus zu 
schaffen, sondern auch die Landkarte Si-
biriens, also des gesamten chinesischen 
Vorlandes komplett zu verändern.

Nun, wenn es auch in einigen Regionen 
Russlands ein echtes Entwicklungspro-
blem gibt, wird es jetzt durch die Schaf-
fung neuer Kommunikationswege, zuerst 
in Ost-West-Richtung, und seit etwa zehn 
Jahren in Nord-Süd-Richtung gelöst. Die 
Völker, die der BND, die CIA und der 
SBU „befreien“ wollen, haben nie ihrem 
Willen Ausdruck verliehen, die Russische 
Föderation zu verlassen, mit Ausnahme 
von Tschetschenien, das jetzt befriedet ist.

Auch hier ist es kein Zufall, dass die rus-
sische Armee in ihrer speziellen Militär
operation gegen die ukrainischen „Nazis“ 
im Donbass (ich bevorzuge den Ausdruck 
„ukrainische integrale Nationalisten“) den 
Platz ihrer tschetschenischen Einheiten 
hervorhebt. Es ist ein Mittel für sie, daran 
zu erinnern, dass sie die tschetschenischen 
Forderungen nach zwei schrecklichen 
Kriegen erfüllt hat. In ähnlicher Weise ruft 
der Präsident der Republik Tschetscheni-
en, Ramsan Kadyrow, sein Volk auf, die 
Ausschreitungen zu rächen, die von ukra-
inischen integralen Nationalisten in seiner 
Republik begangen wurden.

Am 15. August 2022 kündigte Präsident 
Wladimir Putin, der sich dieser westlichen 
Strategie sehr bewusst ist, die Einberufung 
einer globalen Anti-Nazi-Konferenz in 
Moskau an.

Quellen:
[1] Liga der Fremdvölker Russlands 1916–1918. Ein Beitrag 
zu Deutschlands antirussischem Propagandakrieg unter 
den Fremdvölkern Russlands im Ersten Weltkrieg, Seppo 
Zetterberg, Akateeminen Kirjakauppa (1978). <https://
www.doria.f i/bitstream/handle/10024/167580/
SH008_opt.pdf;jsessionid=DC68BAA897702DDE
F3301F3DF6B4EB78?sequence=1>
[2] Anm.d.Autors: In früheren Artikeln habe ich den 
Begriff „Nazi" verwendet, um diese Denkströmung zu 
beschreiben. Der Begriff ist insofern unangemessen, 
als dass es sich um zwei unterschiedliche Ideologien 
handelt. Dann habe ich den Begriff „Banderisten" 
[Bandera-Anhänger] verwendet. Aber er ist nicht 
angemessener, da er sich auf den Kontext des 2. 
Weltkriegs bezieht. Deshalb nutze ich nun den Ausdruck 
„integrale Nationalisten", den diese für sich selbst 
beanspruchen. Er bezieht sich auf die Schriften des 
Franzosen Charles Maurras und insbesondere auf die 
des Ukrainers Dmytro Dontsov. Ersteres war jedoch 
germanophob, während letzteres germanophil war.
[3]  „Die Globale Antikommunistische Liga, eine 
Internationale des Verbrechens“, von Thierry Meyssan, 
Übersetzung Horst Frohlich, Korrekturlesen : Werner 
Leuthäusser, Voltaire Netzwerk, 12. Mai 2004. <https://
www.voltairenet.org/article215289.html>
[4] „CIA koordiniert Nazis und Dschihadisten“, von 
Thierry Meyssan, Übersetzung Horst Frohlich, Al-
Watan (Syrien) , Voltaire Netzwerk, 19. Mai 2014. 
<https://www.voltairenet.org/article183851.html>
[5] Déclaration adoptée par le deuxième Forum des 
peuples libres de Russie, Réseau Voltaire, 24 juillet 2022. 
<https://www.voltairenet.org/article217756.html>
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Die USA haben sich durch 
politische Korruption, 
mangelndes Wissen und eine 
irrationale Außenpolitik an 
einen Punkt gebracht, an 
dem sie ihre Vormachtstel-
lung in der Welt verlieren.

Die fehlgeleitete Außenpolitik der USA ggü. Russland u.a.:

Sie schadet den USA 
und ihren „Verbündeten“

Autor: Moon of Alabama
Moon Of Alabama wurde als unabhängiges, 
offenes Forum für Mitglieder der Whiskey 
Bar Gemeinschaft eröffnet.

Bernhard hat die Seite ins Leben gerufen 
und betreibt sie immer noch. Von Zeit zu 
Zeit finden Sie auch Beiträge und Kunst von 
regelmäßigen Kommentatoren.

„Russiagate“ beschreibt die Behauptung 
von Hillary Clinton, Trump sei von Russ-
land gelenkt worden. Putin und Trump 
beim Treffen auf dem G20-Gipfel 2017 in 
Hamburg. (Foto: kremlin.ru, Wikimedia.
org, Creative Commons Attribution 4.0)

Dieser Text wurde zuerst am 12.10.2022 auf www.
moonofalabama.org unter der URL <https://www.moo-
nofalabama.org/2022/10/misguided-foreign-policies-
against-russia-and-others-damage-the-us-and-its-allies.

html#more> veröffentlicht. Lizenz: © moonofalabama.org

Als Reaktion auf den US-Putsch in Kiew 
im Jahr 2014 unterstützte die Russische 
Föderation ethnische russische Rebellen 
in der Donbass-Region, um sich gegen 
die antirussischen Progrome zu wehren, 
mit denen das von den Nazis kontrollier-
te Kiewer Regime sie bedrohte. Dies blo-
ckierte die Pläne der USA, die Ukraine 
in die NATO aufzunehmen und US-Ra-
keten direkt an der russischen Grenze zu 
stationieren.

2016 wollten sich die Demokraten rä-
chen, indem sie gefälschte Behauptungen 
über eine russische Einmischung in die 
US-Wahlen aufstellten. Um ihre Nieder-
lage bei den Präsidentschaftswahlen zu 
rechtfertigen, schuf Hillary Clinton „Rus-
siagate“ – die falsche Behauptung, dass 
Trump irgendwie von Russland gelenkt 
wurde. Unterstützt wurde sie dabei von 
hochrangigen Beamten aus dem tiefen 
Staat und insbesondere aus dem FBI. Im 
Nachhinein betrachtet war ihr Verhalten 
unfassbar [1]:

„Ein FBI-Supervisor sagte am Dienstag 
zum wiederholten Male aus, dass Agenten 

die brisante Behauptung eines ehemali-
gen britischen Spions über eine ‚gut ent-
wickelte Verschwörung‘ zwischen dem 
Kreml und Donald Trumps erstem Prä-
sidentschaftswahlkampf nicht bestätig-
ten, bevor sie die Behauptung als Grund 
für die Überwachung eines ehemaligen 
Trump-Wahlkampfvertreters anführten. 
[…] Auten sagte aus, dass das FBI den 
unbestätigten Bericht nutzte, um eine ge-
richtliche Genehmigung für eine gehei-
me Überwachungsanordnung zur Beob-
achtung von Carter Page, einem Berater 
der Trump-Kampagne, zu erwirken. Und 
dass diese Anordnung dann dreimal er-
folgreich neu genehmigt wurde, zum Teil 
auf der Grundlage derselben unbestätig-
ten Behauptung. […] 

Auten erzählte den Geschworenen, dass 
sich eine Gruppe von FBI-Beamten kurz 
nach Erhalt des ersten Stapels Steele-Do-
kumente im Herbst 2016 mit Steele traf 
und ihm ‚bis zu 1 Million Dollar‘ für In-
formationen anbot, die die Behauptun-
gen in seinen Berichten bestätigen wür-
den. Aber Steele hat nie eine Bestätigung 
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geliefert, sagte Auten in seiner Antwort 
auf Durham. […] Steele ist von der For-
schungsfirma Fusion GPS beauftragt wor-
den, Berichte zu erstellen, die von einer 
Anwaltskanzlei in Auftrag gegeben wur-
den, die Trumps Gegnerin Hillary Clin-
ton und das Demokratische Nationalko-
mitee (Democratic National Committee) 
vertrat.“

„Russiagate“ hat vor allem bei den De-
mokraten und ihren Anhängern eine fie-
berhafte antirussische Stimmung aus-
gelöst. Hinzu kam eine gravierende 
Unkenntnis der wirtschaftlichen und 
technologischen Fähigkeiten Russlands. 
US-Politiker verlassen sich auf parteii-
sche Medien, die ein falsches Bild von 
Russland zeichnen [2]. Ich habe mein 
Bestes getan, um dieses Bild so oft wie 
möglich zu widerlegen:

„Der Rest des NYT-Artikels ist nicht 
besser als sein erster Absatz. Er wieder-
holt einfach falsche Stereotypen über Pu-
tin als ‚autokratischen Führer‘ oder über 
die nicht vorhandene russische Einfluss-
nahme auf die Wahlen in den USA.

Vor fast dreißig Jahren, als die Sow-
jetunion auseinanderbrach, befand sich 
Russland in einem tiefen Fall. Die Libe-
ralisierung seiner Wirtschaft hatte katast-
rophale Folgen. Doch seitdem hat sich das 
Land reformiert. Heute nimmt es wieder 
seine traditionelle Stellung in der Welt 
ein. Eine große eurasische Macht, die in 
fast allen Bereichen unabhängig vom Rest 
der Welt ist und sich selbst schützen kann. 
Sie muss daher berücksichtigt werden, 
wenn man globale Strategien ausarbeitet. 
Das ist einfach eine Tatsache und nicht 
die Folge eines ‚Mindgame‘, das Russ-
land angeblich mit dem ‚Westen‘ spielt.

Dass die USA immer noch Proble-
me haben, das zu verstehen, ist nicht die 
Schuld Russlands, sondern das Ergebnis 
der verzerrten Darstellungen.“

Ich schrieb den obigen Text im Dezem-
ber 2019(!). Zehn Monate später habe ich 
das Thema erneut aufgegriffen [3]:

„In den letzten Jahren haben die USA 
und ihre EU-Schoßhündchen ihren Druck 
auf Russland erhöht. Sie scheinen zu 
glauben, dass sie Russland dazu zwin-
gen können, ihrem Diktat zu folgen. Das 
können sie nicht. Aber die Illusion, dass 
Russland endlich einknickt, wenn nur ein 
paar weitere Sanktionen verhängt oder 

ein paar weitere Häuser in Russlands 
Nachbarschaft in Brand gesetzt werden, 
wird nie verschwinden. […]

Russland akzeptiert nicht die hibbeli-
gen ‚Regeln der liberalen internationalen 
Ordnung‘. Russland hält sich an das Ge-
setz, was meiner Meinung nach eine viel 
stärkere Position ist. Ja, das Völkerrecht 
wird oft gebrochen. Aber wie Lawrow an 
anderer Stelle sagte, gibt man die Ver-
kehrsregeln nicht nur wegen Verkehrs-
unfällen auf.

Russland bleibt ruhig, egal was für ei-
nen abenteuerlichen Unsinn sich die USA 
und die EU einfallen lassen. Es kann das, 
weil es weiß, dass es nicht nur moralisch 
überlegen ist, weil es sich an das Gesetz 
hält, sondern auch die Fähigkeit hat, einen 
Kampf zu gewinnen. […] Russland ist mi-
litärisch sicher, und der ‚Westen‘ weiß das. 
Das ist ein Grund für die anti-russische 
Raserei. Russland muss sich nicht mit der 
beispiellosen Feindseligkeit aus Brüssel 
und Washington herumschlagen. Es kann 
sie ignorieren, während es sich um die ei-
genen Interessen kümmert.

Da dies so offensichtlich ist, muss man 
sich fragen, was der wahre Grund für die 
antirussische Kampagne ist. Was sehen 

diejenigen, die sie befürworten, als des-
sen Endpunkt an?“

Die Antwort auf meine Frage wurde 
Mitte des letzten Jahres enthüllt, als die 
USA und die EU Russland mit „vernich-
tenden Sanktionen“ drohten. Die Idee 
war, Russlands Wirtschaft zu zerstören, 
um dann das Land zu zerschlagen. Es war 
eine sehr dumme Idee [4]:

„Russland ist das autarkste Land der 
Welt. Es produziert fast alles was es 
braucht selbst und hat sehr begehrte 
Produkte, die weltweit gefragt sind und 
vor allem in Europa gebraucht werden. 
Außerdem verfügt Russland über enor-
me finanzielle Reserven. Eine Sankti-
onsstrategie gegen Russland kann nicht 
funktionieren. Die Ukraine zu benutzen, 
um Russland zu einer Aggression zu ver-
leiten und dann Sanktionen zu verhän-
gen, war ebenfalls ein ziemlich verrück-
ter Versuch. […]

Anstatt Russland von China abzuspal-
ten, haben die USA ungewollt ihr Bestes 
getan, um sie in eine engere Allianz zu 
drängen. Das war der schwerwiegends-
te strategische Fehler, den die USA ma-
chen konnten und Anstatt daraufhin eine 
neue strategische Haltung einzunehmen, 

Die EU lässt sich - auf Zuruf der USA - auf selbstzerstörerische Sanktionen gegen Russland ein. 
(Grafik: Markusszy, Wikimedia.org, Creative Commons Attribution-Share Alike 4.0)
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die eine Pivot-to-Asia-Strategie unterstüt-
zen würde, verlegen die USA nun Trup-
pen zurück nach Europa.

Die engstirnige Bigotterie der US-
Entscheidungsträger, die sich aus dem 
Glauben an den amerikanischen Exzep-
tionalismus speist, während ihnen jede 
Vorstellung von wirklicher Macht fehlt, 
hat zu dieser Niederlage geführt.“

Mit der Absicht sie gegen Russland 
einzusetzen, hat die USA die ukraini-
sche Armee durch die NATO aufgebaut: „

Wie Sie wissen, leisten die NATO-
Bündnispartner der Ukraine militärische 
Unterstützung in noch nie dagewesenem 
Umfang. Tatsächlich sind die NATO-Bünd-
nispartner und die NATO seit 2014 vor Ort 
– sie haben die ukrainischen Streitkräfte 
ausgebildet, ausgerüstet und unterstützt.“ 

NATO-Generalsekretär Stoltenberg [5]

Der jüngste Krieg wurde von der Ukra-
ine [6] am 17. Februar mit Artilleriebe-
schuss gegen die Donbass-Republiken 
begonnen. Massive Sanktionen gegen 
Russland wurden verhängt. Die russi-
sche Armee marschierte schließlich in 
die Ukraine ein. Innerhalb weniger Wo-
chen war erkennbar, dass die Sanktionen 
völlig versagt hatten. In den ersten Ta-
gen fiel der Rubel, um dann viel stärker 
zurückzukehren. Es gab keine Engpäs-
se für die russischen Verbraucher. Die 
russische Industrie brummte weiter vor 
sich hin. Doch den „Westen“ und vor al-
lem seine Verbraucher haben die Sank-
tionen erdrückt.

Im Laufe der Jahre haben die USA und 
die EU Sanktionen gegen die Ölprodu-
zenten Iran, Venezuela und Russland auf-
rechterhalten. Sie zerstörten auch Teile 
der libyschen Ölindustrie. Insgesamt ha-
ben die Sanktionen etwa 20 % der welt-
weiten Ölproduktion entweder vom Markt 
ferngehalten oder den Kauf und Verkauf 
erschwert. Obendrein haben sich die Be-
ziehungen der USA zu den wichtigsten 
Produzenten im Nahen Osten, insbeson-
dere Saudi-Arabien, abgekühlt.

Ende 2021 explodierten die Verbrau-
cherpreise für Kohlenwasserstoffproduk-
te. Als dies die Chancen der Demokraten 
bei den Zwischenwahlen zu gefährden 
drohte, setzte Präsident Biden Steuergel-

der in Form der strategischen Erdölreser-
ve ein, um die Benzinpreise zu subven-
tionieren [7]: „Die Vereinigten Staaten 
und fünf andere Weltmächte kündigten 
am Dienstag ein koordiniertes Vorgehen 
zur Anzapfung ihrer nationalen Ölreser-
ven an, um die steigenden Benzinpreise 
zu senken, die die Verbraucher in aller 
Welt verärgert haben.

Der Schritt schien die Ölhändler zu ent-
täuschen, die erwartet hatten, dass Präsi-
dent Biden eine größere Entnahme aus der 
strategischen Erdölreserve der USA an-
kündigen würde – die mit 620 Millionen 
Barrel die größte der Welt ist. […]

Die konzertierte Aktion, die größte, die 
jemals für die Freigabe strategischer Re-
serven in mehreren Ländern durchgeführt 
wurde, soll Schwankungen bei Angebot 
und Nachfrage nach Öl ausgleichen, sag-
ten Beamte der Regierung. Und es war 
ein Schuss vor den Bug der OPEC+, der 
Bezeichnung für die Organisation der 
erdölexportierenden Länder, sowie für 
Russland und andere Länder (OPEC+ ist 
keine internationale Organisation, son-
dern eine Plattform für die Kooperation 
der OPEC-Mitgliedstaaten mit koope-
rierenden Nicht-OPEC-Ölförderländern, 
Anm. d. Red.). Biden hat diese Länder zu 
einer Erhöhung der Produktion gedrängt, 
wurde aber abgewiesen.

Der Schritt könnte nächste Woche bei 
der monatlichen Sitzung der Gruppe eine 
Reaktion nach sich ziehen. Er könnte die-
se Länder zwar dazu veranlassen, ihre 
Produktion zu erhöhen, aber er könnte 
das Kartell auch dazu bringen, das Ange-

bot weiter einzuschränken und die Welt-
marktpreise in die Höhe zu treiben.“

Die SPR-Wählerbestechung (SPR = 
Strategic Petroleum Reserve – Strategi-
sche Erdölreserve, Anm. d. Red.) hat sich 
seitdem fortgesetzt [8]: „Seit 2021 haben 
sich die nationalen SPR um etwa 35% ver-
ringert, wobei der Bestand im Jahr 2021 
mit 638 Millionen Barrel begann. Bis zum 
Ende des Jahres sank diese Zahl auf 594 
Millionen Barrel. Heute sind es noch 416 
Millionen Barrel – und noch mehr sollen 
freigegeben werden.“

Die USA haben nicht nur Sanktio-
nen gegen die wichtigsten Ölproduzen-
ten verhängt, sondern auch einen Krieg 
gegen den drittgrößten (Russland) an-
gezettelt und den zweitgrößten (Saudi-
Arabien) verärgert. Der Höhepunkt die-
ser Dummheit war die Idee, den Preis 
zu begrenzen, der für russisches Öl ge-
zahlt werden „darf“ [9]: „Ein vernünf-
tiger Akteur würde zu dem Schluss 
kommen, dass die Sanktionen ein Feh-
ler waren und dass ihre Aufhebung Eu-
ropa mehr helfen würde als Russland. 
Aber nein, die US-amerikanischen und 
europäischen Pseudo-Eliten sind nicht 
mehr in der Lage, vernünftig zu handeln 
[10]. Stattdessen verdoppeln sie das ver-
rückteste Sanktionsprogramm, von dem 
man je gehört hat [11]: ‚Die Europäische 
Union hat am Mittwoch einen ehrgeizi-
gen, aber noch nicht erprobten Plan zur 
Begrenzung der russischen Öleinnah-
men vorgelegt. […]

Der Plan sieht vor, dass ein Ausschuss 
aus Vertretern der Europäischen Union, 
der Gruppe der 7 Nationen und anderer 
Länder, die der Preis-Obergrenze zustim-
men, regelmäßig zusammentritt, um über 
den Preis zu entscheiden, zu dem russi-
sches Öl verkauft werden soll, und dass 
sich dieser Preis je nach Marktlage än-
dern würde.‘

Wie bringt man einen großen Produ-
zenten einer seltenen Ware dazu, diese 
Waren unter dem allgemeinen Markt-
preis zu verkaufen? Ohne ein sehr star-
kes Käuferkartell, das das Produkt auch 
anderswo einkaufen kann, ist dies nicht 
möglich. Es ist eine wirtschaftliche Un-
möglichkeit. […]

Russland hat erklärt, dass es kein Öl an 
eine Partei verkaufen wird, die das Preis-
festsetzungssystem der G7 unterstützt. 

Der Ölpreis wird für die Durchsetzung von 
Sanktionen verwendet. (Bild: Matryx, Pixabay.
com, Pixabay License)
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Deshalb werden weder China noch In-
dien noch irgendein anderes Land außer 
der EU und den USA zustimmen, sich 
daran zu halten.“

Vor einem Monat schlug die OPEC+ 
schließlich zurück und senkte ihr För-
derziel um 2 Millionen Barrel pro Tag 
[12]. Für einige von ihnen ist ein Ölpreis 
von 80 $ pro Barrel einfach eine budge-
täre Notwendigkeit: „Die stillschweigen-
de Übereinkunft, die aus [Bidens] Reise 
hervorging, war, dass Saudi-Arabien sei-
ne Produktion um etwa 750.000 Barrel pro 
Tag erhöhen würde und dass die Vereinig-
ten Arabischen Emirate mit zusätzlichen 
500.000 Barrel nachziehen würden. Dies 
sollte die Gaspreise nach unten drücken 
und die Fähigkeit von Präsident Wladi-
mir W. Putin verschlechtern, einen Krieg 
zu finanzieren, der viel länger – und mit 
viel höheren Verlusten – andauert, als Herr 
Biden erwartet hatte.

Doch die Produktionssteigerungen wa-
ren nur von kurzer Dauer. Während Sau-
di-Arabien die Produktion im Juli und 
August erheblich steigerte, nahm es sein 
Versprechen zurück, dieses Niveau für 
den Rest des Jahres 2022 beizubehalten. 
Die saudische Führung und die gesamte 
OPEC sind besorgt, dass das Gespenst 
einer weltweiten Rezession die Preise 
von 120 Dollar pro Barrel im Sommer 
auf unter 80 Dollar drückt. Sie befürch-
ten, dass unterhalb dieses Niveaus die 
Haushalte gekürzt werden müssen und 
die soziale Stabilität gefährdet ist. Also 
beschlossen die Saudis, dass sie handeln 
mussten.“

Die Sanktionen und die schlechten 
Beziehungen zu Saudi-Arabien stellen 
ein großes Versagen der US-Außenpo-
litik dar, schreibt M. K. Bhadrakumar 
[13]: „Die Biden-Administration hat das 
Schicksal herausgefordert, indem sie die 
Bedeutung des Erdöls in der modernen 
Wirtschaft und Politik unterschätzt hat 
und ignoriert hat, dass Erdöl auf abseh-
bare Zeit die dominierende Energiequel-
le in der Welt bleiben wird, die alles von 
Autos und Heizungen bis hin zu großen 
Industrieunternehmen und Produktions-
anlagen mit Energie versorgt. […]

Die westlichen Mächte sind viel zu 
naiv, wenn sie glauben, dass eine Ener-
gie-Supermacht wie Russland einfach 
aus dem Ökosystem ‚gelöscht‘ werden 

kann. In einem ‚Energiekrieg‘ mit Russ-
land sind sie dazu verdammt, als Verlie-
rer dazustehen.

Historisch gesehen waren sich die west-
lichen Nationen darüber im Klaren, dass 
gute diplomatische Beziehungen zu öl-
produzierenden Ländern unabdingbar 
sind. Doch Biden schlug alle Vorsicht in 
den Wind, indem er Saudi-Arabien als 
‚Pariah‘-Staat beschimpfte. Eine Verbes-
serung der Beziehungen zwischen den 
USA und Saudi-Arabien ist unter Biden 
nicht zu erwarten. Die Saudis misstrauen 
den amerikanischen Absichten.

Die Interessen der OPEC, die Prei-
se hoch zu halten, sind vor allem des-
halb kongruent, weil sie die zusätzlichen 
Einnahmen für ihr Ausgabenbudget und 
zur Beibehaltung eines gesunden Inves-
titionsniveaus in der Ölindustrie benö-
tigen. Der Internationale Währungsfonds 
schätzte im April den Break-even-Öl-
preis für Saudi-Arabien – den Ölpreis, 
bei dem das Land seinen Haushalt aus-
gleichen könnte – auf 79,20 Dollar pro 
Barrel.“

Das Budget-Argument ist ein offen-
sichtliches. Wichtiger ist jedoch, dass 
alle Mitglieder der Opec+ die neue 
Sanktionsregelung als einen potenziel-
len Angriff auf jeden einzelnen von ih-
nen betrachten: „Inzwischen braut sich 
eine ‚systemische‘ Krise zusammen. 
Es ist nur natürlich, dass die OPEC die 
jüngsten Schritte der USA und der EU 
zur Drosselung der russischen Ölausfuh-
ren mit Skepsis betrachtet. Der Westen 
begründet diese Schritte damit, dass diese 
darauf abzielen, Russlands Einkünfte aus 
Ölexporten drastisch zu reduzieren (die-

se Einkünfte bedeuten, dass Russland in 
der Lage ist, den Krieg in der Ukraine zu 
führen). Der jüngste Schritt der G7, die 
Preise zu begrenzen, zu denen Russland 
sein Öl verkaufen kann, treibt die Sache 
auf die Spitze. […]

Dieser Schritt des Westens – aus geo-
politischen Gründen – einem ölprodu-
zierenden Land den Preis vorzuschrei-
ben, zu dem es sein Öl exportieren darf, 
stellt zweifellos einen Präzedenzfall dar. 
Wenn es heute Russland ist, kann es mor-
gen genauso gut Saudi-Arabien oder der 
Irak sein. Der G7-Beschluss wird, wenn 
er umgesetzt wird, die Schlüsselrolle der 
OPEC bei der Regulierung des globalen 
Ölmarktes aushöhlen.

Daher geht die OPEC proaktiv dagegen 
vor. Ihre Entscheidung, die Ölproduktion 
um 2 Millionen Barrel pro Tag zu drosseln 
und den Ölpreis über 90 Dollar pro Barrel 
zu halten, ist eine Verhöhnung der G7-Ent-
scheidung. Nach Einschätzung der OPEC 
sind die Möglichkeiten Washingtons, der 
OPEC+ entgegenzutreten, begrenzt. An-
ders als in der Vergangenheit haben die 
USA heute keinen einzigen Verbündeten 
innerhalb der OPEC+-Gruppe.

Aufgrund der steigenden Inlandsnach-
frage nach Öl und Gas ist es durchaus 
denkbar, dass die US-Exporte beider Gü-
ter eingeschränkt werden. Wenn das pas-
siert, wird Europa am meisten darunter 
leiden. In einem Interview mit der FT 
(Financial Times, Anm. d. Red.) warnte 
der belgische Premierminister Alexander 
De Croo letzte Woche vor dem Hinter-
grund des nahenden Winters, dass ohne 
eine Senkung der Energiepreise ‚wir eine 
massive Deindustrialisierung des europä-
ischen Kontinents riskieren, und die lang-
fristigen Folgen davon könnten tatsäch-
lich sehr tiefgreifend sein‘.“

All dies ist die Folge der US-amerikani-
schen „Russiagate“-Phobie, die ursprüng-
lich aus rein innenpolitischen Gründen 
geschürt wurde. Es ist eine Folge der fal-
schen Darstellung und Einschätzung der 
Größe und Bedeutung der russischen Wirt-
schaft. Es ist die Folge des Glaubens, dass 
die russischen (und saudischen) Interessen 
ignoriert werden können.

Russlands Ziel ist es, Europa zu ent-
NATO-isieren [14]. Es wird dies tun, in-
dem es die gegen sich verhängten Sank-
tionen nutzt, um Europa billige Energie 

Hohe Energiepreise führen zu einer massiven 
Deindustrialisierung Europas. (Grafik: kalhh, 
Pixabay.com, Pixabay License)
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zu entziehen. Wenn Russland dies über 
Monate oder Jahre hinweg aufrechterhält, 
ist dies alles, was nötig ist, um die NATO 
auseinanderfallen zu lassen.

Die Sanktionen werden Europa endgül-
tig von den USA und ihrer gescheiterten 
Außenpolitik trennen. Einige US-Politi-
ker meinen immernoch, sie müssten den 
Berg des Scheiterns, zu dem die US-Au-
ßenpolitik geworden ist, weiter auftürmen 
[15]: „Die Reaktion des Kongresses gegen 
Saudi-Arabien eskalierte am Montag, als 
ein einflussreicher demokratischer Sena-
tor drohte, Waffenverkäufe und die Sicher-
heitszusammenarbeit mit dem Königreich 
einzufrieren, nachdem dieses beschlossen 
hatte, Russland gegenüber den Interessen 
der USA zu unterstützen.

Washingtons Ärger mit seinen saudi-
schen Verbündeten hat sich seit der Opec+-
Entscheidung von letzter Woche, die Öl-
produktion um 2 Mio. Barrel zu kürzen, 
gesteigert. Dies wurde, Wochen vor den 
wichtigen Zwischenwahlen, als Affront ge-
gen die Regierung Biden und als wichtiger 
Impuls für Russland gesehen. […]

In Anspielung auf Mohammed bin Sal-
mans Entscheidung, ‚Putins Krieg durch 
das OPEC+-Kartell zu unterstützen‘, sag-
te Menendez, es gebe ‚einfach keinen 
Platz, um auf beiden Seiten dieses Kon-
flikts zu spielen‘.

‚Ich werde für eine Zusammenarbeit 
mit Riad erst dann grünes Licht geben, 
wenn das Königreich seine Position in 
Bezug auf den Krieg in der Ukraine über-
denkt. Genug ist genug‘, sagte er.

Ein weiterer demokratischer Sena-
tor und ein Mitglied des Kongresses – 
Richard Blumenthal und Ro Khanna 
– äußerten sich ähnlich in einem Mei-
nungsbeitrag für Politico, in dem sie Sau-
di-Arabien ebenfalls beschuldigten, die 
Bemühungen der USA zu untergraben 
und die Invasion des russischen Präsi-
denten Wladimir Putin in die Ukraine 
zu unterstützen.“

Die Senatoren wollen Waffenverkäufe 
an Saudi-Arabien blockieren. Dann wird 
Mohammed bin Salman eben lieber russi-
sche Luftabwehrsysteme kaufen. Im Ge-
gensatz zu den US-Systemen haben sie 
den Vorteil tatsächlich zu funktionieren. 
Die Mittelstreckenraketen Saudi-Arabi-
ens stammen aus China. Auch davon wer-
den sie gerne mehr kaufen.

Russland, China und den gesamten Na-
hen Osten gleichzeitig zu verärgern und 
gleichzeitig seine „Verbündeten“ zu einem 
systemischen Wirtschaftscrash und völli-
ger Armut zu verdammen, ist das Ergebnis 
einer irrationalen US-Außenpolitik.

Ich halte es für unwahrscheinlich, dass 
die Regierung Biden mit ihrer kruden li-
beralen Ideologie in der Lage sein wird, 
ihre eigenen Fehler zu korrigieren. Die 
Versäumnisse und Fehler werden unkorri-
giert bleiben und ihre Folgen werden sich 
vervielfachen. Es bedarf eines Regime-
wechsels in Washington und einer Ände-
rung der Ideologie des tiefen Staates, um 
zu einer realistischen Sichtweise der Au-
ßenpolitik zurückzufinden.
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Gustavo Petro, Präsident von Kolumbien, nahm am Dienstag, 20. September 2022, an der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen (UN) teil. Dort betonte er den Auftrag, dass die Länder sich um die Umwelt 
kümmern und den Amazonas schützen müssen, damit die Menschheit überleben kann. Gleichzeitig rief 
der Präsident seine Amtskollegen dazu auf, sich an der Lösung des Problems des Drogenkonsums, der 
Ausbeutung der natürlichen Ressourcen, der Verletzung der Menschenrechte und der Beendigung der 
Kriege zu beteiligen, die die Lebensgrundlage der Menschheit bedrohen. Der kolumbianische Präsident 
richtete seine Rede an die anderen UN-Vertreter, die er aufforderte, sich an der Lösung der Probleme zu 
beteiligen, die die meisten Länder betreffen.

Vorschlag von Gustavo Petro:

Ein neues Wirtschafts-, 
Sozial- und Umweltmodell

Vollständige Abschrift der Rede [1]:

Ich komme aus einem der drei schönsten 
Länder der Erde. Dort gibt es eine Ex-
plosion des Lebens. Tausende von bun-
ten Arten in den Meeren, in den Lüften, 
auf der Erde… Ich komme aus dem Land 
der gelben Schmetterlinge und der Ma-
gie. Dort, in den Bergen und Tälern aller 

Grüntöne, fließen nicht nur viele Wasser 
herunter, sondern auch Ströme von Blut. 
Ich komme aus einem Land von blutiger 
Schönheit. Mein Land ist nicht nur schön, 
es ist auch gewalttätig.

Wie kann sich Schönheit mit dem Tod 
verbinden; wie kann die Artenvielfalt des 
Lebens mit den Tänzen des Todes und 
des Grauens einhergehen? Wer ist schuld 

daran, dass die Verzauberung durch den 
Schrecken gebrochen wird? Wer oder was 
ist dafür verantwortlich, dass das Leben 
in den routinemäßigen Entscheidungen 
von Reichtum und Zinsen ertränkt wird? 
Wer führt uns als Nation und als Volk ins 
Verderben?

Mein Land ist schön, weil es den 
Dschungel des Amazonas, den Dschungel 

Cocora Valley, Kolumbien. 
Foto: Fernanda Fierro, Unsplash Licence
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des Chocó, die Gewässer, die Gebirgsket-
ten der Anden und die Ozeane hat. Dort, 
in diesen Wäldern, wird der Sauerstoff 
des Planeten erzeugt und das CO2 der At-
mosphäre absorbiert. Eine dieser CO2-ab-
sorbierenden Pflanzen ist unter Millionen 
von Arten eine der am meisten verfolgten 
auf der Erde. Ihre Vernichtung wird um 
jeden Preis angestrebt: Es handelt sich 
um eine Pflanze aus dem Amazonasge-
biet, die Kokapflanze, die heilige Pflan-
ze der Inkas.

Der Wald, den man zu retten versucht, 
wird gleichzeitig zerstört.

Um die Kokapflanze zu vernichten, wer-
den Gifte und Glyphosat ins Wasser ge-
kippt, die Anbauer verhaftet und inhaf-
tiert. Für die Zerstörung oder den Besitz 
des Kokablattes werden eine Million La-
teinamerikaner getötet und zwei Milli-
onen Afroamerikaner in Nordamerika 
inhaftiert. Zerstört die Pflanze, die tötet, 
schreien sie aus dem Norden, aber die 
Pflanze ist nur eine weitere von Millio-
nen, die untergehen, wenn sie das Feuer 
im Dschungel entfachen.

Die Zerstörung des Waldes, des Ama-
zonas, ist zur Parole geworden, die von 
Staaten und Geschäftsleuten befolgt wird. 
Der Aufschrei der Wissenschaftler, die 
den Regenwald als eine der großen Kli-
masäulen bezeichnen, ist nicht mehr zu 
überhören. Für die Machthaber der Welt 
sind der Regenwald und seine Bewohner 
schuld an der Plage, die sie quält. Die 
Machthaber sind geplagt von der Sucht 
nach Geld, um sich zu verewigen, nach 
Öl, nach Kokain und nach den härtes-
ten Drogen, um sich weiter zu betäuben. 
Nichts ist heuchlerischer als der Diskurs 
zur Rettung des Regenwaldes.

Der Regenwald brennt, meine Herren, 
während Sie Krieg führen und mit ihm 
spielen. Der Regenwald, die klimatische 
Säule der Welt, verschwindet mit all sei-
nem Leben. Der große Schwamm, der das 
CO2 des Planeten absorbiert, verschwin-
det. Der rettende Wald wird in meinem 
Land als Feind gesehen, den es zu besie-
gen gilt, als Unkraut, das es auszurotten 
gilt. Der Raum der Kokapflanzen und der 
Bauern, die sie anbauen, weil sie nichts 
anderes anbauen können, wird verteu-

felt. Sie interessieren sich nur für mein 
Land, um Gifte in seine Dschungel zu 
schütten, seine Männer ins Gefängnis 
zu bringen und seine Frauen auszugren-
zen. Ihr interessiert euch nicht für die Bil-
dung der Kinder, sondern für die Abhol-
zung ihrer Wälder und die Gewinnung 
von Kohle und Öl aus ihren Überresten. 
Der Schwamm, der die Gifte aufsaugt, ist 
nutzlos, sie ziehen es vor, mehr Gifte in 
die Atmosphäre zu leiten.

Wir dienen ihnen, um die Leere und 
Einsamkeit ihrer eigenen Gesellschaft zu 
kompensieren, die sie dazu bringt, inmit-
ten von Drogenrausch zu leben. Wir ver-
bergen vor ihnen ihre Probleme, die sie 
sich weigern, zu reformieren. 

Es ist besser, dem Wald, seinen Pflan-
zen und seinen Menschen den Krieg zu 
erklären. Während sie die Wälder ver-
brennen lassen, während Heuchler die 
Pflanzen mit Giften jagen, um die Ka-
tastrophen ihrer eigenen Gesellschaft zu 
verbergen, bitten sie uns um immer mehr 
Kohle, immer mehr Öl, um die andere 
Sucht zu befriedigen: die nach Konsum, 
nach Macht, nach Geld.

Was ist giftiger für die Menschheit, 
Kokain, Kohle oder Öl? Das Diktat 
der Macht hat angeordnet, dass Kokain 
das Gift ist und verfolgt werden muss, 
auch wenn es nur minimale Todesfäl-

le durch Überdosierung verursacht, und 
noch mehr durch die Vermischungen, die 
durch ihr heimliches Diktat verursacht 
werden, aber Kohle und Öl müssen ge-
schützt werden, auch wenn ihr Gebrauch 
die gesamte Menschheit auslöschen kann. 
Dies sind die Dinge der Weltmacht, Din-
ge der Ungerechtigkeit, Dinge der Irrati-
onalität, denn die Weltmacht ist irratio-
nal geworden.

Sie sehen im Überschwang des 
Dschungels, in seiner Vitalität, das Lust-
volle, das Sündhafte; den schuldigen Ur-
sprung der Traurigkeit ihrer Gesellschaf-
ten, durchdrungen vom unbegrenzten 
Zwang zu haben und zu konsumieren. 
Wie anders könnte man die Einsamkeit 
des Herzens, seine Trockenheit inmitten 
einer lieblosen Gesellschaft verbergen, 
die so konkurrenzfähig ist, dass sie die 
Seele in der Einsamkeit gefangen hält, 
als indem man der Pflanze, den Men-
schen, die sie kultivieren, den freiheitli-
chen Geheimnissen des Dschungels die 
Schuld gibt. Der irrationalen Macht der 
Welt zufolge ist es nicht die Schuld des 
Marktes, der die Existenz beschneidet, 
sondern die Schuld des Waldes und de-
rer, die ihn bewohnen.

Die Bankkonten sind unbegrenzt ge-
worden, das gespeicherte Geld der mäch-
tigsten Menschen der Welt kann nicht 

Rio Mendihuaca, Fluss im kolumbianischen Departement Magdalena, der aus der Sierra 
Nevada de Santa Marta stammt und östlich des Parque Nacional Natural de Tayrona in der 
Karibik endet. Das Mendihuaca-Becken ist durch Abholzung der Quelle bedroht. (Foto: Vrac, 
Wikipedia.org, Wikimedia Commons)
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einmal in der Zeit von Jahrhunderten 
ausgegeben werden. Die Traurigkeit des 
Daseins, die durch diesen künstlichen 
Ruf nach Wettbewerb erzeugt wird, ist 
erfüllt von Lärm und Drogen. Die Sucht 
nach Geld und Haben hat ein anderes Ge-
sicht: die Sucht nach Drogen bei den Ver-
lierern des Wettbewerbs, bei den Verlie-
rern des künstlichen Wettlaufs, in den 
die Menschheit verwandelt wurde. Die 
Krankheit der Einsamkeit lässt sich nicht 
durch Glyphosat im Dschungel heilen.Es 
ist nicht der Dschungel, der daran schuld 
ist. Schuld ist ihre Gesellschaft, die im 
endlosen Konsum erzogen wurde, in der 
dummen Verwechslung von Konsum und 
Glück, die es erlaubt, ja, die Taschen der 
Macht mit Geld zu füllen.

Nicht der Dschungel ist schuld an der 
Drogensucht, sondern die Irrationalität 
eurer Weltmacht. Verpassen Sie Ihrer 
Weltmacht einen Schlag der Vernunft. 
Schalten Sie die Lichter des Jahrhunderts 

wieder ein.

Der Krieg gegen die Drogen hat 40 Jahre 
gedauert, und wenn wir den Kurs nicht 
korrigieren, wird er weitere 40 Jahre an-
dauern. Die Vereinigten Staaten werden 
erleben, wie 2.800.000 junge Menschen 
an einer Überdosis Fentanyl sterben, das 
nicht in unserem Lateinamerika herge-
stellt wird.

Sie werden Millionen von Afroameri-
kanern in ihren Privatgefängnissen in-
haftiert sehen. Der afroamerikanische 
Gefangene wird zum Geschäft der Ge-
fängnisgesellschaften werden, eine wei-
tere Million Lateinamerikaner wird er-
mordet werden, unsere Gewässer und 
unsere grünen Felder werden mit Blut 
gefüllt sein, der Traum von Demokratie 
wird in meinem Amerika ebenso ster-
ben wie im angelsächsischen Amerika. 
Die Demokratie wird dort sterben, wo 
sie geboren wurde, im großen westeu-
ropäischen Athen.

Wenn Sie die Wahrheit verbergen, wer-
den Sie den Dschungel und die Demokra-
tien sterben sehen. Der Krieg gegen die 
Drogen ist gescheitert. Der Kampf gegen 

die Klimakrise ist gescheitert.

Der tödliche Konsum hat zugenommen, 
von weichen zu harten Drogen, Völker-
mord hat auf meinem Kontinent und in 
meinem Land stattgefunden, Millionen 
von Menschen wurden zu Gefängnisstra-
fen verurteilt, und um ihre eigene soziale 
Schuld zu verbergen, haben sie dem Re-
genwald und seinen Pflanzen die Schuld 
gegeben. Sie haben Reden und Politik mit 
Unsinn gefüllt.

Ich fordere von hier, von meinem ver-
wundeten Lateinamerika, ein Ende des 
irrationalen Krieges gegen die Drogen.
Um den Drogenkonsum zu reduzieren, 
werden keine Kriege gebraucht, sondern 
wir alle müssen eine bessere Gesellschaft 
aufbauen: eine Gesellschaft mit mehr So-
lidarität, mehr Zuneigung, in der die In-
tensität des Lebens vor Süchten und neu-
en Formen der Sklaverei bewahrt. Sie 
wollen weniger Drogen? Denken Sie über 
weniger Profit und mehr Liebe nach. Den-
ken Sie über eine rationale Ausübung der 
Macht nach.

Rührt nicht mit euren Giften die Schön-
heit meines Heimatlandes an, helft uns 
ohne Heuchelei, den Amazonas-Regen-
wald zu retten, um das Leben der Mensch-
heit auf dem Planeten zu retten.

Ihr habt die Wissenschaftler versam-
melt, und sie haben mit Vernunft ge-
sprochen. Mit Mathematik und Klima-

modellen sagten sie, dass das Ende der 
menschlichen Spezies nahe sei, dass seine 
Zeit nicht mehr Jahrtausende, nicht ein-
mal Jahrhunderte betrage. Die Wissen-
schaft ließ die Alarmglocken läuten und 
wir hörten nicht mehr auf sie. 

Der Krieg diente als Vorwand, um die 
notwendigen Maßnahmen nicht zu er-
greifen.
Als es am nötigsten war zu handeln, als 
Reden nichts mehr nützten, als es wich-
tig war, Geld in Fonds zu stecken, um die 
Menschheit zu retten – als es notwendig 
war, so schnell wie möglich von Kohle 
und Öl wegzukommen, erfanden sie ei-
nen Krieg nach dem anderen. 

Sie überfielen die Ukraine, aber auch den 
Irak, Libyen und Syrien. Sie fielen im Na-

men von Öl und Gas ein.

Im 21. Jahrhunder t haben sie die 
schlimmste ihrer Süchte entdeckt: die 
Sucht nach Geld und Öl. Kriege haben 
ihnen als Vorwand gedient, um nicht ge-
gen die Klimakrise vorzugehen. Kriege 
haben ihnen gezeigt, wie abhängig sie von 
dem sind, was die menschliche Spezies 
töten wird.

Man sieht, wie hungernde und dursten-
de Menschen zu Millionen in den Nor-
den wandern, dorthin, wo es Wasser gibt, 
und man schließt sie ein, baut Mauern, 
schießt auf sie. Man vertreibt sie, als ob 
sie keine Menschen wären, man offen-
bart die fünffache Mentalität derjenigen, 
die die Gaskammern und die Konzentra-
tionslager erschaffen haben, man wieder-
holt 1933, aber in einem planetarischen 
Maßstab. Es ist der große Triumph des 
Angriffs auf die Vernunft.

Sehen sie nicht, dass die Lösung für 
den großen Exodus, der über ihre Länder 
hereingebrochen ist, darin besteht, zum 
Wasser zurückzukehren, das die Flüsse 
füllt und die Felder mit Nährstoffen ver-
sorgt? Die Klimakatastrophe füllt uns 
mit Viren, die uns überschwemmen, 
aber Sie machen Geschäfte mit Medi-
kamenten und verwandeln Impfstoffe 
in Handelsware. Sie werden vorschla-
gen, dass der Markt uns vor dem retten 
wird, was der Markt selbst geschaffen 
hat. Der Frankenstein der Menschheit 
besteht darin, den Markt und die Gier 

Gustavo Petro, kolumbianischer Präsident 
(Foto: CLACSOtv, Wikimedia.com, Creative 
Commons Attribution 3.0)
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ohne Planung agieren zu lassen, indem 
man Verstand und Vernunft aufgibt. Die 
menschliche Vernunft wird vor der Gier 
in die Knie gezwungen.

Welchen Sinn hat ein Krieg, wenn es dar-
um geht, die menschliche Spezies zu ret-
ten? Was ist der Sinn von NATO und Im-
perien, wenn das, was kommt, das Ende 

der Intelligenz ist?

Die Klimakatastrophe wird Hunderte von 
Millionen von Menschen töten, und hö-
ren Sie gut zu, sie wird nicht vom Plane-
ten verursacht, sondern vom Kapital. Die 
Ursache der Klimakatastrophe ist das Ka-
pital. Die Logik des Wirtschaftens mit 
dem Ziel, immer mehr zu konsumieren, 
immer mehr zu produzieren und für ei-
nige immer mehr zu verdienen, erzeugt 
die Klimakatastrophe. Sie haben sich an 
die Logik der erweiterten Akkumulati-
on, die Energiemotoren von Kohle und 
Öl, angeschlossen und den Orkan entfes-
selt: die immer tiefere und tödlichere che-
mische Veränderung der Atmosphäre. In 
einer Parallelwelt ist die erweiterte Ak-
kumulation des Kapitals eine erweiterte 
Akkumulation des Todes.

Aus den Ländern des Dschungels und 
der Schönheit, dort, wo beschlossen wur-
de, eine Pflanze des Amazonas-Regen-
waldes zum Feind zu erklären, ihre Er-
zeuger auszuliefern und zu inhaftieren, 
lade ich Sie ein, den Krieg zu beenden 
und die Klimakatastrophe zu stoppen. 
Hier, in diesem Amazonas-Regenwald, 
gibt es ein Versagen der Menschheit. 
Hinter den Feuern, die ihn verbrennen, 
hinter seiner Vergiftung steht ein ganz-
heitliches, zivilisatorisches Versagen der 
Menschheit. Hinter der Sucht nach Koka-
in und Drogen, hinter der Sucht nach Öl 
und Kohle steht die eigentliche Sucht die-
ser Phase der menschlichen Geschichte: 
die Sucht nach irrationaler Macht, nach 
Profit und Geld. 

Dies ist die große tödliche Maschinerie, 
die die Menschheit auslöschen kann. Ich 
werde Präsident eines der schönsten Län-
der der Erde sein, aber auch eines der blu-
tigsten und gewalttätigsten, um den Krieg 

gegen die Drogen zu beenden und unse-
rem Volk ein Leben in Frieden zu ermög-
lichen. Zu diesem Zweck rufe ich ganz 
Lateinamerika auf. Ich rufe die Stimmen 
Lateinamerikas auf, sich zu vereinen, um 
das Irrationale zu besiegen, das unsere 
Körper martert.

Ich fordere Sie auf, den Amazonas-Re-
genwald mit den Mitteln zu retten, die 
global für das Leben bereitgestellt wer-
den können. Wenn Sie nicht in der Lage 
sind, den Fonds für die Wiederbelebung 
der Regenwälder zu finanzieren, wenn 
es wichtiger ist, Geld für Waffen als für 
das Leben bereitzustellen, dann reduzie-
ren Sie die Auslandsschulden, um unsere 
eigenen Haushaltsspielräume freizuma-
chen. Und erfüllen Sie damit die Aufga-
be, die Menschheit und das Leben auf 
dem Planeten zu retten. Wir können es 
tun, wenn ihr nicht wollt. Tauschen Sie 
einfach die Schulden gegen das Leben, 
gegen die Natur.

Ich werde Ihnen vorschlagen, und ich 
fordere Lateinamerika auf, dies auch zu 
tun, einen Dialog zur Beendigung des 
Krieges zu führen. Setzen Sie uns nicht 
unter Druck, uns auf den Feldern des 
Krieges auszurichten.

Es ist Zeit für FRIEDEN.

Lassen Sie die slawischen Völker mitei-
nander reden, lassen Sie die Völker der 
Welt miteinander reden. Der Krieg ist nur 
eine Falle, die das Ende der Zeit in ei-
ner großen Orgie der Irrationalität näher 
bringt. Von Lateinamerika aus rufen wir 
die Ukraine und Russland auf, Frieden zu 
schließen. Nur im Frieden können wir das 
Leben in diesem unserem Land retten. Es 
gibt keinen totalen Frieden ohne soziale, 
wirtschaftliche und ökologische Gerech-
tigkeit. Wir befinden uns auch im Krieg 
mit unserem Planeten. Ohne Frieden mit 
dem Planeten wird es keinen Frieden zwi-
schen den Nationen geben.

Ohne soziale Gerechtigkeit gibt es 
auch keinen sozialen Frieden.
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Botschafter Alex Saab, ein Opfer des US-Wirtschaftskriegs zur Herbeiführung eines Regimewechsels in 
Venezuela, befindet sich seit über zwei Jahren in Haft. Dieser Artikel berichtet über die Entwicklungen 
im Gerichtsverfahren des Diplomaten. Saab kämpft vor dem 8. Bezirksgericht in Miami gegen seine  
illegale Inhaftierung und Auslieferung. 

Der Fall Alex Saab: 

Der hybride Krieg der USA gegen 
Venezuela geht vor Gericht  

Autor: John Philpot
John Philpot ist Strafver-
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Barreau du Québec so-
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Asociación Americana de  
Juristas.

Autor: Roger D. Harris
Roger D. Harris ist ein 
anerkannter Politik- 
wissenschaftler. Beide 
Autoren sind bei der 
FreeAlexSaab-Kampag-
ne und der Task Force on 
the Americas, einer Men-
schenrechts-organisation, aktiv.

Quelle: Twitter

Dieser Text wurde zuerst am 03.10.2022 auf www.
pressenza.com unter der URL <https://www.pres-
senza.com/de/2022/10/der-hybride-krieg-der-usa-ge-
gen-venezuela-geht-vor-gericht-der-fall-alex-saab/> 

veröffentlicht. Lizenz: John Philpot und Roger D. Harris, Pressenza 
New York,  CC BY-NC-ND 4.0

Als Sondergesandter Venezuelas und 
stellvertretender Botschafter bei der 
Afrikanischen Union genießt Saab ge-
mäß dem Wiener Übereinkommen über  
diplomatische Beziehungen von 1961 dip-
lomatische Immunität vor Festnahme und 
Inhaftierung. Obwohl die USA eine Ver-
tragspartei dieses Übereinkommens sind, 
haben sie diesen Grundsatz des Völker-
rechts mit Füßen getreten.

Justizielle Übergriffe aus  
politischen Gründen

Alex Saab wurde von den USA ins Vi-
sier genommen, weil er an der Umge-
hung der gegen Venezuela verhängten 
Sanktionen beteiligt war. Diese Maßnah-
men, eine Form der kollektiven Bestra-

fung, zielen darauf ab, die Bedingungen 
so schwer zu machen, dass die Bevölke-
rung ihre gewählte Regierung abwählen 
würde. Solche einseitigen Zwangsmaß-
nahmen stellen eine hybride Kriegsfüh-
rung dar [1] und sind nach internationa-
lem Recht illegal [2].

Botschafter Saab befand sich auf einer 
humanitären Mission von Caracas nach 
Teheran, um im Rahmen des legalen in-
ternationalen Handels, aber unter Verstoß 
gegen die unrechtmäßigen US-Sanktio-
nen, Lebensmittel, Treibstoff und Medi-
kamente zu beschaffen. Als sein Flug-
zeug am 12. Juni 2020 in Cabo Verde 
einen Tankstopp einlegte, wurde er auf 
Geheiß Washingtons aufgegriffen und 
inhaftiert.

Er wurde gefoltert [3] und bis Dezem-
ber 2020 in Isolationshaft gehalten. Dann 
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wurde er unter strengem Hausarrest ent-
lassen, jedoch ohne Besuche von Frau 
und Kindern und ohne die notwendige 
medizinische Versorgung.

Obwohl der regionale Gerichtshof der 
Westafrikanischen Wirtschaftsgemein-
schaft (ECOWAS) und der UN-Men-
schenrechtsausschuss seine Freilassung 
anordneten, wurde Saab gefangen gehal-
ten. Die vom ECOWAS-Gericht zugespro-
chene Entschädigung in Höhe von 200.000 
Dollar wurde nicht gezahlt.

Nach Ansicht des renommierten ni-
gerianischen Menschenrechtsanwalts 
Femi Falana ist die Festnahme und In-
haftierung von Alex Saab in Cabo Verde 
ein Beispiel für eine „extraterritoriale, 
politisch motivierte richterliche Über-
vorteilung“ und eine „Form des Kolo-
nialismus des einundzwanzigsten Jahr-
hunderts“ [4].

Am 17. Oktober 2021 gewann die Op-
positionspartei die nationalen Wahlen in 
Cabo Verde mit einem Programm, das 
die Freilassung von Alex Saab vorsah. 
Doch am Tag zuvor hatte der lange Arm 
der Washingtoner „Justiz“ den venezola-
nischen Diplomaten einfach festgenom-
men, ihm einen orangefarbenen Overall 
angezogen und ihn in ein US-Gefäng-
nis gesteckt.

Die USA haben kein Auslieferungs-
abkommen mit Cabo Verde, und weder 
Saabs Familie noch seine Anwälte wur-
den von seiner Auslieferung in Kennt-
nis gesetzt. Auch waren Saabs Rechts-
mittel vor den Gerichten Cabo Verdes 
noch nicht vollständig ausgeschöpft. Sei-
ne Auslieferung war eine illegale voll-
endete Tatsache.

Anklage wegen Geldwäsche von 
den USA fallen gelassen

Die ursprüngliche Anklage gegen Herrn 
Saab bezog sich auf Geldwäsche in Ve-
nezuela, wobei Venezuela das angebliche 
Opfer war. Selbst wenn eine Anklage we-
gen Betrugs an der venezolanischen Re-
gierung gerechtfertigt wäre, sollte sie in 
Venezuela erhoben werden und nicht in 
den USA, die versuchen, Venezuela aus-
zuhungern und zu unterwerfen.

Am 1. November 2021, nach einer Art 
gerichtlicher Entführung in die USA, ließ 

Washington alle Anklagen wegen Geld-
wäsche gegen Saab fallen und beließ es 
bei einer einzigen Anklage wegen Ver-
schwörung zur Geldwäsche.

Eine umfassende dreijährige Unter-
suchung von Geldwäschefällen durch 
Schweizer Gerichte, wo die Aktivitä-
ten angeblich begangen wurden, hatte 
keine Beweise für die Behauptung der 
USA ergeben.

Zum Vorteil der Staatsanwaltschaft 
ist der verbleibende Vorwurf der „Ver-
schwörung“ recht einfach zu beweisen, 
da er nur den Nachweis einer Verein-
barung erfordert, ohne dass das Ziel 
verwirklicht wurde. Der Kampf gegen 
vage Verschwörungsvorwürfe ist ein 
Alptraum für Verteidiger. Der Vorwurf 
wird oft als „Liebling der Staatsanwalt-
schaft“ bezeichnet.

Das Labyrinth des  
US-„Justiz“-Systems

Botschafter Saab befindet sich derzeit 
in einer Bundeseinrichtung in Florida 
in Haft. Familienbesuche sind ihm nicht 
möglich, da es keine Garantie für eine 
sichere Ausreise gibt. Die Haftbedin-
gungen sind schwierig, die Verpflegung 
ist unzureichend, und er befindet sich in  
einer gefährlichen Umgebung, in der es 
keine medizinische Versorgung für seine 
Krebserkrankung und andere Leiden gibt.

Während seiner unrechtmäßigen  
Inhaftierung in Cabo Verde focht der 
Anwalt von Alex Saab das US-Auslie-
ferungsverfahren mit einem „Antrag 
auf Aufhebung“ an, der sich auf seinen  
Status als Diplomat stützte.

Dieser Antrag wurde zunächst von 
einem „unteren“ US-Gericht abgelehnt 
und dann bis zum 11th Circuit Court of 
Appeals angefochten. Seine Berufung, 
mit der er die Anklage aufgrund seines 
Diplomatenstatus anfocht, wurde dann 
im Juni 2022 vom Berufungsgericht di-
rekt an das Prozessgericht zurückver-
wiesen.

Im Vorgriff auf seine Anhörung am 12. 
Dezember hat Saab vorläufige Anträge 
auf Offenlegung von Beweismaterial ge-
stellt, um einen Antrag auf Aufhebung 
der Anklage aufgrund seines Diploma-
tenstatus zu stellen. Wenn die diploma-
tische Immunität anerkannt wird, soll-
te Saab freigelassen werden. Sollte dies 
nicht der Fall sein, wird es zu einem Pro-
zess wegen Verschwörung zur Geldwä-
sche in Venezuela kommen.

Antrag von Saab auf Offenlegung 
von Beweismitteln

Die USA könnten über entlastendes  
Material verfügen, das Saabs Status als 
Diplomat beweisen würde. Nach den so 
genannten Brady-Regeln [5] muss die 
Staatsanwaltschaft alle verfügbaren und 

Alex Saab in amerikanischer Gefangenschaft. (Quelle: Youtube)
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in ihrer Verfügungsgewalt befindlichen 
Beweise vorlegen, die für die Vertei-
digung des Angeklagten hilfreich sein 
könnten.

Dementsprechend forderte Saab alle für 
seine Verteidigung wichtigen Informati-
onen an, die sich im Besitz der US-Re-
gierung befinden und den Diplomatensta-
tus betreffen, einschließlich Beweise über
· �Seine Tätigkeit als venezolanischer Son-

dergesandter oder andere diplomatische 
Funktionen.

· �Ob ein anderes Land oder eine inter-
nationale oder supranationale Orga-
nisation ihn als venezolanischen Son-
dergesandten oder in einer anderen 
diplomatischen Funktion betrachtet 
hat.

· �Seine Rolle bei den zwischenstaatlichen 
Aktivitäten Venezuelas mit dem Iran 
und der Zweck seiner Reise in den oder 
aus dem Iran.

· �Der Flug, die Umleitung oder die 
Festsetzung des Flugzeugs, mit dem 
er reiste und das in Cabo Verde ge-
landet ist.

· �Kenntnis von Mitarbeitern der US-Re-
gierung von seinem diplomatischen 
Status, seiner Ernennung zum Sonder-
gesandten oder seinen Aktivitäten im 
Namen Venezuelas.

· �Dokumente, die nach seiner Festnahme 
und Inhaftierung in Cabo Verde bei sei-
ner Person oder seinem Flugzeug gefun-
den wurden, sowie alle Informationen 
zu diesen Dokumenten.

Saab forderte das Gericht auf, die Offen-
legung von Informationen anzuordnen, 
die sich im Besitz der US-Ministerien 
für Verteidigung, Justiz, des Finanzmi-
nisteriums, des Außenministeriums (Of-
fice of International Affairs), der Abtei-
lung für nationale Sicherheit (National 
Security Division), der Drogenbekämp-
fungsbehörde (Drug Enforcement Agen-
cy), des Bundeskriminalamts (Federal 
Bureau of Investigation), der Zoll- und 
Grenzschutzbehörde (Customs and Bor-
der Patrol) und der Heimatschutzbehörde 
(Homeland Security Investigations), des 
zentralen Nachrichtendienstes (Central 
Intelligence Agency) und der US-Küs-
tenwache befinden.

Saabs Rechtsbeistand geht davon aus, 
dass alle diese Behörden über Informa-

tionen zu seinem diplomatischen Sta-
tus verfügen würden. Eine umfassende  
Offenlegung könnte zur Anerkennung der 
vollen Immunität führen.

Die US-Regierung versucht, die 
Offenlegung von Beweismitteln 
zu verhindern

Der Staatsanwalt der US-Regierung 
brachte eine Reihe von etwas faden-
scheinigen Argumenten vor, mit denen 
er den Richter aufforderte, den Brady-
Antrag abzulehnen, und bezeichnete den 
Antrag als einen einfachen „Angelaus-
flug“, der nicht begründet sei. Kurz ge-
sagt, es handelte sich um eine juristische 
Taktik der Regierung, um die Wahrheit 
zu verbergen.

Die US-Staatsanwaltschaft argumen-
tierte, dass die Anträge auf Einsichtnah-
me in Dokumente, die sich außerhalb 
der unmittelbaren Kontrolle der Staats-
anwaltschaft befanden, abgelehnt wer-
den sollten, selbst wenn sie sich im Be-
sitz einer Regierungsbehörde befänden 
und selbst wenn sie Saabs Anspruch 
auf diplomatischen Status belegten. Der 
Staatsanwalt machte geltend, dass nur 
Material, das sich unter der unmittelba-
ren Kontrolle des Staatsanwalts befin-
det und mit den Ermittlungen in Zusam-
menhang steht, offengelegt werden kann; 
anderes Material, das sich im Besitz  
anderer Regierungsstellen befindet, kann 
gemäß Brady nicht angefordert und  
offengelegt werden.

Dies würde bedeuten, dass Saab, wenn 
die US-Regierung über endgültige Be-
weise für Saabs Status oder dessen Aner-
kennung bei Stellen verfügt, die sich der 
Kontrolle des Staatsanwalts entziehen, 
diese Informationen gemäß der Brady-
Regel nicht erhalten kann.

Saabs Verteidigung argumentierte, dass 
er die Offenlegung von Informationen aus 
allen Bereichen der US-Regierung ver-
langt. Der Grund dafür ist, dass die ge-
samte US-Regierung mit seiner Auslie-
ferung und Strafverfolgung befasst ist. 
So beantragte die Staatsanwaltschaft so-
gar die Teilnahme eines Mitarbeiters der 
Abteilung für nationale Sicherheit an der 
Anhörung, obwohl dieser zuvor nicht zum 
Team der Anklage gehörte.

Argumente zur diplomatischen 
Immunität von Saab

Im Folgenden werden die Argumente der 
Staatsanwaltschaft und die der Verteidi-
gung beschrieben. Grundlage hierfür sind 
die jeweiligen Schriftsätze beider Seiten 
und insbesondere die Niederschrift der 
Anhörung vom 13. September.

Die Staatsanwaltschaft argumentierte, 
dass die Frage der Missachtung der di-
plomatischen Immunität in Cabo Verde 
geklärt worden sei, als die Auslieferung 
bewilligt wurde. Das US-Gericht sollte 
nicht von einem Präzedenzfall abweichen 
und die Rechtmäßigkeit der Entscheidung 
eines ausländischen Staates, eine Person 
auszuliefern, in Frage stellen. Ein solches 
Vorgehen würde im Hinblick auf Cabo 
Verde gegen die Doktrin des „act of sta-
te“ [6] verstoßen.

Saabs Verteidigung entgegnete, dass 
keine Behörde die Entscheidung Cabo 
Verdes, die Auslieferung zuzulassen, 
anerkennen müsse. Das Recht von Cabo 
Verde gilt in Cabo Verde und nicht in 
den USA.

Die Staatsanwaltschaft machte gel-
tend, dass Saab weder nach dem Diplo-
matic Relations Act [7] noch nach dem 
International Organizations Immunities 
Act [8] Anspruch auf Immunität hatte, 
da er dem US-Außenministerium nie als 
Mitglied einer ausländischen Mission 
in den USA gemeldet worden war, ein-
schließlich der bilateralen Mission Ve-
nezuelas und der Delegation bei der Af-
rikanischen Union.

Saabs Verteidigung argumentiert, dass 
Saab ohnehin auf dem Weg von Venezu-
ela in den Iran war und zu keinem Zeit-
punkt die USA durchquerte. Er hatte 
„Transitimmunität“.

Die Staatsanwaltschaft machte gel-
tend, dass das US-Recht (US v. Alvarez-
Machain, 1992 [9]) eine Strafverfolgung 
auch dann zulässt, wenn der Angeklagte 
fälschlicherweise in die USA geschickt 
wurde. Selbst eine gewaltsame Entfüh-
rung verhindere nicht, dass man in den 
USA wegen Verstößen gegen US-Geset-
ze vor Gericht gestellt werde.

Saabs Verteidigung erklärte, dies sei 
eine unbegründete Ausrede, die es US-
Agenten erlauben würde, eine Person in 
einem beliebigen Land zu entführen und 
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sie für Verbrechen nach US-Recht vor 
Gericht zu stellen.

Im Mittelpunkt der Argumentation 
der US-Regierung steht die selbstherr-
liche Vorstellung, dass kein venezolani-
scher Diplomat Immunität genieße, da 
Washington die Regierung Maduro nicht 
anerkenne. Mit anderen Worten: Die im-
periale Macht maßt sich die Befugnis an, 
zu bestimmen, wen andere Länder als 
ihre diplomatischen Vertreter ernennen 
dürfen.

Saabs Verteidigung wies darauf hin, 
dass es eine unbestrittene Tatsache ist, 
dass Venezuela, der Entsendestaat, und 
der Iran, der Empfangsstaat, nicht nur die 
Regierung des jeweils anderen anerken-
nen, sondern auch, dass Saab ein Sonder-
gesandter ist.

In diesem Zusammenhang ist die Ge-
währung diplomatischer Immunität unab-
hängig von der Position der USA, welche 
Regierung Venezuelas sie anerkennen. 
Eine gegenteilige Auffassung würde so-
wohl die Verpflichtungen der USA als 
auch das Wiener Übereinkommen und 
das Gesetz über diplomatische Beziehun-
gen völlig entstellen und jeglicher Bedeu-
tung berauben. Die Nichtbeachtung dieses 
Urteils wäre für die diplomatische Welt 
und die internationalen Beziehungen ver-
heerend.

Die aktuelle Entscheidung  
des Gerichts

Die Argumente zur Verteidigung von 
Herrn Saab wurden dem Gericht am 13. 
September vorgelegt. Am 15. Septem-
ber entschied Richter Scola teilweise zu 
Gunsten von Herrn Saab und gewährte 
ihm einen eingeschränkten Zugang zu 
den Untersuchungsunterlagen. Die Offen-
legung im Rahmen des Brady-Verfahrens 
würde auch Material umfassen, das sich 
unter der Kontrolle der Staatsanwaltschaft 
befindet: DEA, FBI und ICE.

Ausgenommen von der Offenlegung 
nach Brady sind Materialien, die sich im 
Besitz des Außenministeriums, des Büros 
für internationale Angelegenheiten, der 
Abteilung für nationale Sicherheit, des Fi-
nanzministeriums, des Verteidigungsmi-
nisteriums und der US-Küstenwache be-
finden. Der Richter stellte fest, dass keine 

dieser Stellen an den Ermittlungen betei-
ligt war, die zur Anklageerhebung führten, 
so dass diese Stellen nicht nach Beweisen 
für den diplomatischen Status durchsucht 
werden müssen.

Die enge Auslegung der Brady-Ver-
pflichtungen durch das US-Gericht birgt 
die Gefahr, dass eine große Ungerechtig-
keit entsteht. Wenn die USA im Rahmen 
ihrer zahlreichen internationalen Bezie-
hungen und Kontakte über Beweise für 
den Status von Saab verfügen, können sie 
diese verbergen, wenn diese Beweise au-
ßerhalb des Rahmens der strafrechtlichen 
Ermittlungen gegen ihn liegen.

Dies wäre sogar möglich, wenn die 
USA seinen Status als Diplomat in einem 
besonderen Zusammenhang außerhalb 
der Ermittlungen wegen der angeblichen 
Geldwäsche-Verschwörung anerkannt 
hätten. Diese Verweigerung der Gerech-
tigkeit könnte man mit einer Form von 
Lynchjustiz vergleichen.

Gerichtsverhandlung am  
12. Dezember und Vorschlag für 
eine außergerichtliche Lösung

Über Saabs diplomatische Immunität 
wird am 12. Dezember vor dem Sou-
thern District Court verhandelt. Im Mo-
ment ist Botschafter Alex Saab noch im-
mer zu Unrecht inhaftiert und wartet auf 
seinen Prozess.

Wir sind der Meinung, dass Herr Saab 
als Diplomat anerkannt werden muss und 

das Verfahren eingestellt werden sollte. 
Es gibt einen außergerichtlichen Weg, 
dies zu revidieren. Die Biden-Adminis-
tration kann sich auf einen Gefangenen-
austausch [10] einlassen, der Herrn Saab 
mit seiner Familie und auch die in Vene-
zuela inhaftierten US-Bürger mit ihren 
Familien zusammenführen würde. Vene-
zuela ist dazu bereit, und die USA sollten 
das Gleiche tun.

Alex Saab (Youtube)

Quellen:
[1] Responsible Statekraft, Daniel Larison, 
„Sactions are targeted warfare, and they do kill“, 
am 16.9.2022, <https://responsiblestatecraft.
org/2022/09/16/sanctions-are-targeted-warfare-
and-they-do-kill/>
[2] Current Affairs, Jacob Batinga, „Sanctions are 
Destructive, Illegitimate, and Totally Bipartisan“, 
am 1.9.2022, <https://www.currentaffairs.
org/2022/09/sanctions-are-destructive-
illegitimate-and-totally-bipartisan>
[3] Orinoco Tribune, „Alex Saab’s Statement 
Before Being Extracted from Cape Verde by United 
States Regime (Letter)“, am 20.10.2021, <https://
orinocotribune.com/alex-saabs-statement-before-
being-extracted-from-cape-verde-by-united-
states-regime-letter/>
[4] Sahara Reporters, „Venezuelan Envoy, Alex 
Saab’s Case Confirms US Doesn’t Want Indepen-
dent African Institutions - Falana“, am 26.11.2021, 
<https://saharareporters.com/2021/11/26/
venezuelan-envoy-alex-saab’s-case-confirms-us-
doesn’t-want-independent-african>
[5] Cornell Law School, „Brady rule“, Dezember 
2021, <https://www.law.cornell.edu/wex/
brady_rule>
[6] Wikipedia, „Act of state doctrine“, <https://
en.wikipedia.org/wiki/Act_of_state_doctrine>
[7] Congress.gov, „H.R.7819 - Diplomatic Relations 
Act“, <https://www.congress.gov/bill/95th-
congress/house-bill/7819>
[8] Wikisource, „Public Law 79-291 International 
Organizations Immunities Act“, <https://
en.wikisource.org/wiki/Public_Law_79-291>
[9] Justia US Supreme Court, „United States v. 
Alvarez-Machain, 504 U.S. 655 (1992)“, Oktober 
1991, <https://supreme.justia.com/cases/federal/
us/504/655/>
[10] Task Force On The Americas, Roger Harris, 
„Possible Prisoner Exchange in US Hybrid War 
against Venezuela“, am 12.9.2022, <https://
taskforceamericas.org/possible-prisoner-
exchange-in-us-hybrid-war-against-venezuela/>
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Zensur, Propaganda und Embedded Journalism (Teil 3):

Propaganda und Zensur – 
Das Volk, der innere Feind

Dieser Text wurde zuerst am 08.07.2022 auf  www.bam.
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tigation/la-propagande-le-revers-poli-de-la-censure-
le-peuple-l-ennemi-interieur-episode-3> veröffentlicht. 
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Um die Erhebung der Impfskepsis zur 
Gefahr voranzutreiben, stützte sich die 
Kommission auf eine andere ihrer Mit-
teilungen, vom 26. April 2018: „Verstärk-
te Zusammenarbeit gegen durch Impfung 
vermeidbare Krankheiten“ [2]. Letztere 
sah bereits damals eine Harmonisierung 
der Impfstrategie auf europäischer Ebene 
vor und begründete dies mit dem grenz-
überschreitenden Charakter der Gefahr – 
und mit dem darauffolgenden Inkrafttre-
ten von Artikel 168 § 1 des Vertrages über 
die Arbeitsweise der EU [3], der den eu-
ropäischen Institutionen ein Mandat zum 

direkten Eingriff erteilt. Die beschworene 
Gefahr würde von den unterschiedlichen 
Impfquoten gegen vermeidbare Krankhei-
ten (Masern, Diphtherie, Influenza) zwi-
schen den Mitgliedstaaten ausgehen [4]. 
Zwar drückt die Kommission auch ihren 
Wunsch aus, die Beweggründe für die 
Impfskepsis verstehen zu wollen. Jedoch 
winkt sie bei den Motivationen hierfür so-
fort ab, indem sie auf die rigorosen Marke-
tingprozesse in Europa sowie auf die von 
Antiimpfaktivisten betriebene Verschie-
bung der Ängste, weg von Krankheit oder 
Tod hin zu möglichen „unbewiesenen Ne-

Autor: Colin Meier
freier Bürgerjournalist und Deutschlandkor-

respondent bei BAM!

Im 2. Teil der Artikelserie „Zensur, Propaganda und Embedded Journalism” [1] haben wir gesehen, dass 
die europäischen Institutionen bereits seit einigen Jahren an der propagandistischen Konstruktion eines 
äußeren Feindes, in diesem Fall Russland, arbeiten. Dieser äußere Feind dient dazu, die Zensur der euro-
päischen Institutionen zu rechtfertigen, die sie „Kampf gegen Desinformation“ nennen. Teil 2 zeigte damit 
beispielhaft, dass Propaganda und Zensur Hand in Hand gehen. Doch die Propaganda und letztlich die 
Zensur der EU richten sich nicht nur gegen einen äußeren Feind. Sie wenden sich, indem sie zunächst 
einen abweichenden Rand der Bevölkerung als innere Gefahr einstufen, letztlich gegen das Volk. Bereits 
2018 hatte die Europäische Kommission, in ihrer Mitteilung „Bekämpfung von Desinformation im Internet: 
Ein europäisches Konzept“ [1], Impfskepsis in Teilen der Bevölkerung als eine solche Gefahr ausgemacht. 

EU-Parlament am 25. März 2019 (Foto: Tim 
Reckmann, flickr.com, CC BY-NC 2.0)
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1. Teil: Colin Meier „Zensur, Propaganda und Embed-
ded Journalism: Wie die Europäische Kommission die 
Wahrheit vereinnahmt”, erschienen am 12.6.2022  
unter <https://free21.org/wie-die-europaeische-
kommission-die-wahrheit-vereinnahmt/>
2. Teil: Colin Meier „Zensur, Propaganda und Embed
ded Journalism: Propaganda und Zensur – Russland, 
der äußere Feind“, erschienen am 2.10.2022 unter 
<https://free21.org/propaganda-die-kehrseite-der-
zensur-russland-der-aeussere-feind/>



42 Publiziert auf Free21 am 19.11.2022, 6:00 Uhr

Medien

benwirkungen“, verweist. Keine Erwäh-
nung finden dort die Nebenwirkungen im 
Zusammenhang mit dem Skandal um die 
Impfstoffkampagne gegen die Schweine
grippe (H1N1), bloß ein Jahrzehnt zuvor. 
Was könnte der Grund für dieses Schwei-
gen sein? Könnte es eine Verbindung zu 
Heidi Larson geben, der Pharmalobbyis-
tin, Mitautorin einer der in der Mitteilung 
zitierten Quellen und Mitautorin eines Be-
richts über Impfskepsis, der in derselben 
Mitteilung empfohlen wird? Darauf kom-
men wir in der nächsten Folge zurück.

Die europäischen Institutionen 
bestätigen sich selbst

Im Übrigen ist von Russland in der oben 
erwähnten Mitteilung der Kommission 
kein Wort mehr zu hören. A priori schei-
nen daher die Gefahren der „russischen 
Desinformation“ und die der „Impfdesin-
formation“ von der Kommission als un-
abhängig voneinander wahrgenommen 
zu werden. Tatsächlich entstammt Impf-
desinformation nach Meinung der Kom-
mission eher von Interessensgruppen in-
nerhalb der Gesellschaft.

Das von der Kommission zitierte Do-
kument, welches diese Vision bestätigt, 
stammt von ihr selbst und ist ebenfalls 
zum 26. April 2018 datiert. Es handelt 
sich dabei um die Mitteilung COM(2018) 
244 „Zur verstärkten Zusammenarbeit 
gegen durch Impfung vermeidbare 
Krankheiten“ [5], ein Vorschlag in Ant-
wort auf eine (unverbindliche) Empfeh-
lung des Rats der Europäischen Union 
(auch Ministerrat oder bloß Rat), die eu-
ropäische Zusammenarbeit gegen durch 
Impfung vermeidbare Krankheiten zu 
stärken. Der Rat der EU hat seinerseits, 
ohne besondere Argumente oder unab-
hängige Quellen, am 28. Dezember 2018 
diesen Vorschlag [6] bestätigt, was eine 
Tendenz zur Selbstbestätigung und Ab-
sprachen innerhalb der europäischen In-
stitutionen nahelegt.

Besagte Kommissionsmitteilung sagt 
nichts Neues aus, außer dass sie, damals 
schon, etwas detaillierter auf die Maß-
nahmen eingeht, die wir inzwischen aus 
den letzten 2 Jahren bereits kennen, die 
angesichts des Problems der Impfskepsis 
zu ergreifen seien: die Harmonisierung 

der Impfpolitik auf europäischer Ebene, 
ein gemeinsamer Impfplan, ein europäi-
scher Impfausweis, ein System zum Aus-
tausch von Daten über den Impfstatus der 
Bürger, die Schaffung von Impfvorräten, 
die Förderung der Impfung durch Mar-
ketingkampagnen, um sie attraktiver und 
zugänglicher zu machen, die Schaffung 
neuer Impfstellen, der Kampf gegen Fehl-
informationen und Mythen, die Unter-
suchung der Faktoren, die Impfskepsis 
bedingen, durch Sozial- und Verhaltens-
wissenschaften, die Erstellung von Be-
richten zur Überwachung der Impfraten 
unter der europäischen Bevölkerung, so-
wie die Zusammenarbeit mit GAVI und 
CEPI und so weiter.

Kurz gesagt, diese Mitteilung kommt 
einer Wunschliste von Maßnahmen zu-
gunsten von Impfungen samt anzustreben-
der Impfquoten von 95% (für verschiedene 
Impfstoffe) gleich, während die Autonomie 
und Wahlfreiheit des Patienten in keiner 
Weise erwähnt werden. Die Kommission 
rechtfertigt ihren Ansatz mit ihrer eige-
nen Auslegung der Impfskepsis als große 
Gefahr, während die Zahlen, die sie hier-
für ohne anderweitige Quellen nannte, aus 
dem Zusammenhang gerissen sind [7]. Sie 
beschwor dort auch die Gefahr eines Wie-
deraufflammens der Poliomyelitis, jedoch 
ohne dass sie hierfür überhaupt konkrete 
Zahlen nannte.

Die einzige in der Mitteilungsbegrün-
dung zitierte Studie ist die 2018 von der 
Kommission selbst durchgeführte öffentli-
che Konsultation „Verstärkung der Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung von durch 
Impfung vermeidbaren Krankheiten“ von 
insgesamt 8.688 Bürgern und 239 Stake-
holdern (Interessensgruppen und Indust-
rielobbys) [8], wobei die Bürger im Ergeb-
nis, laut Faktenbericht [9] der Kommission 
selbst, vielmehr Bedenken bezüglich des 
Transparenzmangels der Industrie zu den 
Themen Impfstoffsicherheit und Impfne-
benwirkungen äußerten.

Eine tendenziöse Befragung  
als Propagandainstrument

Die Ergebnisse dieser Befragung, ein-
schließlich des Faktenberichts, sind veröf-
fentlicht worden [10]. Dieser Bericht zeigt 
u. a. Unterschiede in der Wahrnehmung 

Quellen:
[1] Europäische Kommission, Mitteilung COM(2018) 
236 „Bekämpfung von Online-Desinformation: ein 
europäischer Ansatz“, am 26.4.2018 <https://eur-lex.
europa.eu/legal-content/FR/TXT/PDF/?uri=CELE
X:52018DC0236&from=FR>
[2] Europäische Kommission, Mitteilung COM(2018) 
245 „Coopération renforcée contre les maladies à 
prévention vaccinale“ („Verstärkte Zusammenarbeit 
bei der Bekämpfung von durch Impfung verhütbaren 
Krankheiten“), am26.4.2018 <https://eur-lex.europa.
eu/resource.html?uri=cellar:b86c452c-494e-11e8-
be1d-01aa75ed71a1.0023.02/DOC_1&format=PDF> 
[3] Europäische Kommission, Amtsblatt Nr. 115 S. 
0122 – 0124 „Konsolidierte Fassung des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union - DRITTER 
TEIL: DIE INNEREN POLITIKEN UND MASSNAHMEN DER 
UNION - TITEL XIV: ÖFFENTLICHE GESUNDHEIT - Artikel 
168 (ex-Artikel 152 EGV)“, vom 9.5.2008 <https://
eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/HTML/?
uri=CELEX:12008E168&from=EN> 
[4] Europäische Kommission, Mitteilung COM(2018) 
245  „Strengthened Cooperation against Vaccine 
Preventable Diseases “ („Verstärkte Zusammenarbeit 
bei der Bekämpfung durch Impfung vermeidbarer 
Krankheiten“), am 26.4.2018 <https://eur-lex.europa.
eu/resource.html?uri=cellar:b86c452c-494e-11e8-
be1d-01aa75ed71a1.0001.02/DOC_2&format=PDF>  
Anm.: Dieses Argument zeugt von einem Miss-
verständnis des Impfprinzips und ist ziemlich 
absurd, da im Falle eines wirksamen Impfstoffs 
eine ungeimpfte Bevölkerung keine Gefahr für eine 
geimpfte Bevölkerung darstellen könnte. Wäre dies 
dennoch der Fall, würde es eher die Wirksamkeit 
und damit die Notwendigkeit des Impfstoffes in 
Frage stellen. Auch werden die Autonomie und die 
Wahlfreiheit des Patienten nicht berücksichtigt. 	  
Darüber hinaus begeht die Kommission auch im 
beigefügten Anhang denselben Fehler, nämlich die 
Impfquoten bestimmter Mitgliedstaaten von unter 95% 
als Nichterreichung des Ziels einer durchschnittlichen 
Durchimpfungsrate in der EU von 95 % darzustellen.  
Es ist jedoch nicht erforderlich, dass alle Mitgliedsländer 
eine Durchimpfungsrate von 95 % oder mehr aufweisen, 
damit die EU insgesamt eine durchschnittliche Durch-
impfungsrate von 95 % erreicht, da die Bevölkerung 
nicht gleichmäßig auf die Länder verteilt ist. Aber 
das Argument der unterschiedlichen Impfquoten ist 
ein wunderbarer Vorwand, um die Notwendigkeit 
eines europäischen Gesundheitsmandats vorzuschie-
ben und Impfkampagnen zu verstetigen. 	  
Zudem ist die Darstellung ungleicher Impfquoten 
irreführend, da die Kategorien nicht gleichmäßig 
verteilt sind (0-84 %, 85-94 %, 95-99 %), obwohl Werte 
von unter 76 % gar nicht existieren. Trotzdem fallen 
Werte zwischen 76 % und 84 % in die gleiche Kategorie 
wie 0 %, visualisiert durch die Signalfarbe rot, die 
herkömmlicherweise eine Gefahr suggeriert. Vor allem 
werden einige wesentliche Gründe für die Impfskepsis 
(Wirksamkeit, Sicherheit) auf rein individuelle und 
soziale Faktoren zurückgeführt, anstatt auf Impfungen 
und deren Wirkung selbst. Das bedeutet, dass das 
Problem für die Kommission eher mit der subjektiven 
Wahrnehmung der Menschen zusammenhängt als mit 
einem echten Problem mit Impfstoffen.
[7] Europäische Kommission, Mitteilung COM(2018) 
244 „Proposition de RECOMMANDATION DU CONSEIL 
relative à la coopération renforcée contre les maladies à 
prévention vaccinale“ („Vorschlag für eine EMPFEHLUNG 
DES RATES über eine verstärkte Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung von durch Impfung verhütbaren 
Krankheiten“), am 26.4.2018 <https://eur-lex.europa.
eu/legal-content/FR/TXT/PDF/?uri=CELEX:52018D
C0244&from=EN> 
[8] Amtsblatt der Europäischen Union C 466/1 
„RECOMMANDATION DU CONSEIL du 7 décembre 2018 
relative au renforcement de la coopération contre les 
maladies à prévention vaccinale“ („EMPFEHLUNG DES 
RATES vom 7. Dezember 2018 über eine verstärkte 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von durch 
Impfung verhütbaren Krankheiten“, am 28.12.2018: 
<https://eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/
PDF/?uri=CELEX:32018H1228(01)&from=en> 
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des Problems zwischen der Kommission 
und den Interessensvertretern einerseits 
und der Öffentlichkeit andererseits auf. 
Beispielsweise zeigt eine Abbildung bzgl. 
der bedingenden Faktoren von Impfskep-
sis zwei Dinge sehr gut: Erstens äußer-
te im Durchschnitt ein gutes Drittel, bis 
sogar 40 %, der 8.927 Befragten „keine 
Meinung“ zu verschiedenen gebotenen 
Antwortmöglichkeiten zu haben, was auf 
ein ernsthaftes Problem mit dem Frage-
bogen hindeutet [11], denn er erzeugte bei 
einem Großteil der Stichprobe keine Ant-
worten und legt die Vermutung nahe, dass 
diese Antwortmöglichkeit standardmä-
ßig als Ablehnungsersatz genutzt wurde. 
Zweitens wurden als häufigste Antworten 
genannt: Angst vor Nebenwirkungen und 
Informationsmangel darüber, die Einfüh-
rung einer Impfpflicht sowie mangelndes 
Vertrauen in die Wirksamkeit von Impf-
stoffen, auf die die Kommission aber nie 
wieder einging, es sei denn, um sie in die 
Ecke der „Desinformation“ zu schieben.

Ein Beispiel hinsichtlich der unter-
schiedlichen Einschätzung des Problems 
zwischen der Öffentlichkeit und den Inte-
ressengruppen: Mehr als 40 % der Bürger 
äußerten „keine Meinung“ dazu, wie die 
Gesundheitsbehörden der breiten Öffent-
lichkeit die Wirksamkeit und Sicherheit 
von Impfstoffen am besten kommunizie-
ren könnten, und keines der vorgeschla-
genen Mittel wurde von einer Mehrheit 
der Bürger akzeptiert. Andererseits befür-
worteten die Stakeholder mehrheitlich die 
verschiedenen vorgeschlagenen Kommu-
nikationsmittel. Der Titel dieser Grafik 
veranschaulicht auch die doppelt impli-
zite Verzerrung der Umfrage selbst: „[…] 
wie Gesundheitsbehörden besser über die 
Sicherheit und Wirksamkeit von Impf-
stoffen kommunizieren können […]“. 
Erstens lautet die Frage nicht, ob die Be-
hörden eine solche Kommunikationskam-
pagne überhaupt betreiben sollten oder 
nicht, und wenn ja, wie. Die positive Ant-
wort auf die erste Teilfrage wird hier a 
priori unterstellt, also bleibt nur noch das 
„Wie?“. Diese Voreingenommenheit wird 
durch das Fehlen der Möglichkeit einer 
eindeutig negativen Antwort verstärkt: 
Die Antwort „keine der oben genannten 
Möglichkeiten“ stellt an sich keine ka-
tegorische Ablehnung einer Werbekam-
pagne dar, sondern könnte als einfache 

Ablehnung lediglich dieser spezifischen 
Mittel gewertet werden.

Auch impliziert der Titel ausnahms-
los die Wirksamkeit und Sicherheit von 
Impfstoffen, obwohl die vorherige Gra-
fik deutlich zeigt, dass dies die beiden 
Punkte sind, die in den Augen der Bürger 
die wichtigsten Faktoren für ihre Beden-
ken sind. Dies kann als mangelnde Kohä-
renz innerhalb des Fragebogens gewertet 
werden, da seine Ersteller einerseits diese 
beiden Faktoren zwar als Antworten vor-
schlugen, aber nicht einmal an die Mög-
lichkeit dachten, dass sie als so wichtig 
empfunden werden könnten, dass sie in 
den folgenden Fragen berücksichtigt wer-
den sollten. Dies verstärkt noch einmal 
den Eindruck der Voreingenommenheit 
zugunsten von Impfstoffen allgemein. Das-
selbe gilt für eine ähnliche Frage, nur dass 
hier die Antwort „keines der oben genann-
ten“ nicht einmal mehr verfügbar war [12].

Kommission und Lobbys  
gegen das Volk

Die Regeln der Kunst verlangen, dass ein 
Fragebogen zuerst getestet wird, um diese 
Art von Fehlern zu erkennen und zu kor-
rigieren, da er sonst Gefahr läuft, selbst 
bestätigende, widersprüchliche, oder gar 
polarisierende Ergebnisse zu produzieren: 
Sobald genügend Teilnehmer dies erken-
nen, könnten sie eine unkooperative Stra-
tegie der Antwortverweigerung an den Tag 
legen. All diese Probleme scheinen in die-
sem speziellen Fall tatsächlich eingetreten 
zu sein und wurden sogar vom privaten 
französischen Institut pour la protec-
tion de la santé naturelle (Institut für den 
Schutz der natürlichen Gesundheit, IPSN) 
[13] angeprangert. Aber anstatt dem abzu-
helfen und jede offensichtliche Voreinge-
nommenheit im Fragebogen in aller De-
mut zu korrigieren, hatte die Kommission 
nichts Besseres zu tun, als die Kritik zu ig-
norieren und zog es vor, die Schuld für das 
Antwortverhalten dem IPSN in die Schuhe 
zu schieben und einer „Online-Kampagne 
von Aktivisten“ zu bezichtigen.

Allerdings wurden – wie die Impf-
kampagnen der letzten zwei Jahre und 
die während der Schweinegrippe bestäti-
gen – die berechtigten Vorbehalte dieser 
Bevölkerungsgruppe (sei sie nun reprä-

Quellen:
[9] Anm.: In der Mitteilung COM(2018) 244 nannte die 
Kommission etwa 50 Todesfälle durch Masern und 
2 Todesfälle durch Diphtherie über zwei Jahre (2016 
und 2017) in der EU, aber dies entspricht jeweils 
nur etwa 1 Todesfall pro 20.000.000 Einwohner pro 
Jahr und 1 Todesfall pro 500.000.000 Einwohner 
pro Jahr. Trotz allem stellte sie dies als eklatantes 
Versagen bei der Ausrottung von Krankheiten dar. 
Es ist klar, dass, wenn man glaubt, eine Krank-
heit ausrotten zu wollen und zu können, bereits 
ein einziger Fall ein Versagen darstellt. 	  
Aber kommt dies deshalb einer Gesundheitskatast-
rophe oder gar einer Gefahr übernationalem Ausmaß 
gleich? Vor allem im Vergleich mit realen Lebensrisiken 
wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Krebs? Da 2015 
zudem viele Flüchtlinge aus Kriegsländern oder aus 
Flüchtlingslagern und somit aus unhygienischen 
Bedingungen in die EU gelangten, könnte es genauso 
gut sein, dass die Zunahme von Krankheits- sowie 
Todesfällen aufgrund dieser Krankheiten eher im 
Zusammenhang mit der Einschleppung von Fällen 
durch Bevölkerungsbewegungen steht als mit 
Impfskepsis. Der von der Kommission suggerierte 
Kausalzusammenhang ist daher auch nicht nach-
gewiesen.
[10] Europäische Kommission „Open Public Con-
sultation on “Strengthened cooperation against 
vaccine preventable diseases”“ („Offene öffentliche 
Konsultation zum Thema "Verstärkte Zusammenarbeit 
bei der Bekämpfung durch Impfung vermeidbarer 
Krankheiten"“, Zeitraum der Konsultation 21. Dezember 
2017 - 15. März 2018: <https://ec.europa.eu/info/
consultations/open-public-consultation-strengthened-
cooperation-against-vaccine-preventable-diseases_
en#questionnaire> 
[11] EUROPÄISCHE KOMMISSION GENERALDIREKTION FÜR 
GESUNDHEIT UND LEBENSMITTELSICHERHEIT „Council 
Recommendation on strengthened cooperation against 
vaccine preventable diseases Factual report of the 
online public consultation“ („Empfehlung des Rates 
zur verstärkten Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
durch Impfung vermeidbarer Krankheiten“), Ref.
Ares(2017)5925775: <https://ec.europa.eu/health/
system/files/2018-04/2017-2018_consultation_ fac-
tual_en_0.pdf>
[12] Europäische Kommission Öffentliche Gesundheit 
„Consultation on strengthened cooperation against 
vaccine preventable diseases“ („Konsultation zur 
verstärkten Zusammenarbeit bei der Bekämpfung durch 
Impfung vermeidbarer Krankheiten“), vom 4.12.2017 mit 
Frist bis zum 9.2.2018: <https://ec.europa.eu/health/
consultations/consultation-strengthened-cooperation-
against-vaccine-preventable-diseases_en> 
[13] EUROPÄISCHE KOMMISSION GENERALDIREKTION FÜR 
GESUNDHEIT UND LEBENSMITTELSICHERHEIT „Stakehol-
ders consultation on strengthened cooperation against 
vaccine preventable diseases“ („Konsultation der 
Interessengruppen zur verstärkten Zusammenarbeit 
bei der durch Impfung vermeidbare Krankheiten“), 
2017-2018 <https://ec.europa.eu/health/system/
files/2018-04/2017-2018_targetedstakeholderscon-
sultation_questionnaire_en_0.pdf> 
[14] Anm.: Auch bei den übrigen Diagrammen werden 
diese Unterschiede nur bestätigt. Fast 50 % der 
Bürger äußerten „keine Meinung“ zu der Rolle, die 
verschiedenen Akteuren innerhalb einer solchen 
Kommunikationskampagne zugeschrieben wird, wobei 
keiner der vorgeschlagenen Akteure eine Mehrheit 
der Bürger hinter sich versammelte, unabhängig 
der ihnen beigemessenen Bedeutung, und sogar 
zwischen 26 % und 42 % sprachen den folgenden 
vorgeschlagenen Akteuren keine Bedeutung (in 
absteigender Reihenfolge) zu : religiöse Autoritäten, 
die pharmazeutische Industrie, Prominente, die 
Medien, die Europäische Kommission, das Europäische 
Parlament und andere europäische Institutionen, 
Apotheker, die EU-Mitgliedstaaten (Abb. 6 ). Das 
Gegenteil gilt für die Stakeholder (Abb. 7), die allen 
vorgeschlagenen Akteuren eine Bedeutung beimessen, 
wenn auch mit unterschiedlicher Bedeutung. Auf 
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sentativ oder nicht), hinsichtlich Neben-
wirkungen und fehlenden Informationen 
hierzu, der Einführung von Impfpflich-
ten, der Wirksamkeit von Impfstoffen so-
wie der Rolle der EU im Gesundheits-
bereich, sogar im kommissionseigenen 
Bericht erwähnt. Doch wirkt es wie ein 
Lippenbekenntnis, wenn sie dort, anstatt 
ernst genommen zu werden, durch end-
lose Listen zu ergreifender Aufklärungs-
maßnahmen bevormundender Art relati-
viert werden. Die Kommission setzte in 
ihren Dokumenten auf Werbekampag-
nen, die die Vorteile von Impfstoffen her-
vorheben sollten, wobei Nachteile uner-
wähnt blieben.

Worauf stützte sich die Kommissi-
on also hierbei stattdessen? Die Anhö-
rung der Stakeholder, welche Interes-
sensgruppen und Industrie versammelt, 
selbstverständlich. Deren Antworten sind 
nirgendwo vollständig veröffentlicht. Sie 
wurden entweder nur teilweise und in 
Rohform [14] oder aber vollständig, je-
doch in anonymisierter Form im Fakten-
bericht veröffentlicht. So konnte es sich 
die Kommission erlauben, in ihrem zu-
sammenfassenden Bericht [15] eine Fülle 
von Empfehlungen auszusprechen, ohne 
die Autoren oder deren Herkunft benen-
nen zu müssen. Außerdem erlaubte sie 
sich, in ebendiesem Bericht alle Befrag-
ten, die zu bestimmten Aspekten „keine 
Meinung“ hatten, zu ignorieren, was ihr 
ermöglichte, die Unzulänglichkeiten ih-
rer Konsultation zu vertuschen und vor 
allem die gewünschten Antworten zu lie-
fern. Sie tat das, wohl wissend, dass dies 

von denjenigen, die den Fragebogen als 
tendenziös (pro-Impfungen) bewerteten, 
vermutlich als einzige Antwortmöglich-
keit wahrgenommen wurde, um dies zum 
Ausdruck zu bringen, wie sie im Bericht 
selbst festhielt.

Die Kommission favorisierte also die 
Perspektive von Lobbys und Privatinte-
ressen gegenüber der der Bevölkerung. 
Letztere sei nämlich nachweislich ge-
fährdet, denn sie stehe unter dem Ein-
fluss von Desinformationskampagnen, 
die die Kommission zum Teil des zu be-
kämpfenden Problems erklärt hat. Ihrer 
Definition von „Desinformation“, die in 
mehreren ihrer Dokumente zu finden ist, 
darunter die Mitteilung über den Kampf 
gegen Online-Desinformation [16] und 
den Aktionsplan gegen Desinformation 
[17], liegt jedoch nur ein einzelner Bericht 
der High Level Expert Group on Fake 
News and Desinformation (HLEG) zu-
grunde [18]. Obwohl diese Gruppe be-
hauptet, unabhängig zu sein, wurde der 
Bericht von der Kommission in Auftrag 
gegeben und der Anhang enthüllt, dass 
einige der 39 Mitglieder Big Tech (Fa-
cebook, Google, Mozilla Firefox, Twit-
ter, Wikimedia), Medienkonglomeraten 
(AFP, ARD, Bertelsmann, RTL Group, 
Sky) und einflussreichen Lobbys (EurAc-
tiv [19], IFCN Poynter [20]) angehören. 
In den Augen der Kommission aber liegt 
die wirkliche Gefahr der Einflussnahme 
nicht etwa dort, sondern in der Einfluss-
nahme durch Antiimpfaktivisten, wie in 
diesem Fall, auf das Volk und, in fine, v. 
a. durch das Volk.

die Frage nach den Faktoren, die den Mangel an 
Impfstoffen in Europa vermeiden können, wurde 
der Zugang zu Einzelimpfstoffen von den Bürgern als 
der wirksamste Faktor angesehen und der einzige, 
zu dem überhaupt eine Mehrheit von ihnen eine 
Meinung hatte, während die Stakeholder dies als den 
unwirksamsten Faktor einstuften (vgl. Abb. 10 und 
11). Und was die auf europäischer Ebene ergriffenen 
Maßnahmen zur Förderung von Impfungen anbelangt, 
so sind auch hier die beiden Gruppen uneins. Während 
unter den Bürgern die Bedeutung der Untersuchung 
der Wahrnehmung der pharmazeutischen Industrie die 
beliebteste Antwort war (obwohl jede vorgeschlagene 
Option zwischen 50 % und 60 % „keine Meinung“ 
erhielt), war diese Option bei den Stakeholdern am 
unbeliebtesten (Abb. 13).
[15] Institut für den Schutz der natürlichen Gesundheit 
„Vaccins: la Commission européenne demande votre 
avis avant le 15 mars!“ („Impfungen: Die Europäische 
Kommission bittet Sie um Ihre Meinung bis zum 15. 
März!“), am 15.3.2018 <https://www.ipsn.eu/vaccins-
commission-europeenne-demande-avis-15-mars/>
[16] Europäische Kommission Öffentliche Gesundheit 
„Consultation on strengthened cooperation against 
vaccine preventable diseases“ („Konsultation zur 
verstärkten Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
durch Impfung vermeidbarer Krankheiten“), vom 
4.12.2017 mit Frist bis zum 9.2.2018 <gthened-coope-
ration-against-vaccine-preventable-diseases_en>: 
Anm.: Seltsamerweise erlaubt die Kommission den 
antwortenden Organisationen, anonym zu bleiben, 
was bedeutet, dass die veröffentlichten Ergebnisse 
zu den Antworten der Interessenträger nur die 
Antworten der Organisationen enthalten, die der 
Veröffentlichung ihrer Antworten zugestimmt haben. 
Dies bietet Organisationen, die davon profitieren 
möchten, eine hervorragende Gelegenheit, sich an 
verdeckter Lobbyarbeit zu beteiligen.
[17] Europäische Kommission, ARBEITSDOKUMENT DER 
KOMMISSIONSDIENSTSTELLEN „Zusammenfassender 
Bericht begleitend zum Dokument - Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
und dem Ausschuss der Regionen und Vorschlag 
für eine Empfehlung des Rates zur verstärkten 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung durch Imp-
fung vermeidbarer Krankheiten {COM(2018) 245} 
- {COM(2018) 24“,  am 26.4.2018 <https://ec.europa.
eu/health/system/files/2018-05/2017-2018_consulta-
tion_synopsis_en_0.pdf>
[18] Europäische Kommission, Mitteilung COM(2018) 
236 final „Lutter contre la désinformation en ligne: 
une approche européenne“ („Bekämpfung von 
Online-Desinformation: ein europäischer Ansatz“), 
am26.4.2018: <https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/FR/TXT/PDF/?uri=CELEX:52018DC023
6&from=EN> 
[19] Bam!News Magazin, Colin Meier „Comment la 
Commission Européenne embarque la vérité“ („Wie 
die Europäische Kommission die Wahrheit an Bord 
nimmt“), am 12.6.2022: <https://bam.news/societe/
investigation/censure-propagande-et-embedded-
journalism-episode-1> 
[20] Das europäische Netz der Wissenschaftszentren 
und Museen EU „A multi-dimensional approach to 
disinformation Report of the independent High level 
Group on fake news and online disinformation“ 
(„Ein mehrdimensionaler Ansatz an Desinformation 
Bericht der unabhängigen Hochrangigen Gruppe 
für Fake News und Online-Desinformation“), im 
März 2018 <https://www.ecsite.eu/sites/default/
files/amulti-dimensionalapproachtodisinformation-
reportoftheindependenthighlevelgrouponfakenew-
sandonlinedisinformation.pdf>
[21] Bam!News Magazin, Gesellschaft „La Fondation 
Gates“ („Die Gates-Stiftung“), am 14.4.2022 <https://
bam.news/societe/investigation/la-fondation-gates> 
[22] Bam!News Magazin, Colin Meier „ÉPISODE 4/4 
: Tout le malheur du monde“ („EPISODE 4/4: Alles 
Schlechte der Welt“), am 20.9.2021 <https://bam.news/
articles/episode-4-4-tout-le-malheur-du-monde>
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Die Diskussion um die Abschaffung der Rundfunkbeiträge oder gar die Zerschlagung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks kocht hoch. Nach langen Jahren der Unzufriedenheit vieler Menschen, die kurzerhand 
einfach als „Rechte“ diffamiert wurden, mehren sich inzwischen die Stimmen aus allen Schichten der 
Gesellschaft sowie aus den Sendern selbst, die über Verfehlungen berichten und Veränderungen fordern. 
Die Autoren des Artikels beschäftigen sich als Bürger und Rezipienten der Medien seit einigen Jahren mit 
der Frage, worin die Ursachen für ihre Unzufriedenheit mit den öffentlich-rechtlichen Medien liegen und 
machen Vorschläge für die Verbesserung der Situation, insbesondere zur Weiterentwicklung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks hin zu einer öffentlich-rechtlichen Medien-Plattform. 

GEZ, ARD, ZDF abschaffen?
Nein, neu erfinden!

Vorschlag für den Startbildschirm der öffent-
lich-rechtlichen Medien-Plattform auf PC, 
Handy oder SmartTV (Grafik: Jana Weigel, 
gemeinfrei)

Dieser Text wurde erstveröffentlicht auf Free21.org am 
01.11.2022. Lizenz: Beate Strehlitz, Volkmar Kreiß, Dieter 
Korbely, Free21, CC BY-NC-ND 4.0

Es wird immer offensichtlicher, dass wir 
in einer desinformierten Welt leben, ge-
zeichnet von starker gegenseitiger Ab-
hängigkeit und Gleichklang von Politik 
und Medien. Daraus resultiert eine zu-
nehmende Unzufriedenheit vieler Bür-
ger mit den Medien, insbesondere mit den 
öffentlich-rechtlichen Medien, die sie mit 
ihren Rundfunkbeiträgen finanzieren. In 
einem Positionspapier widmeten wir uns 
in der Themengruppe Medien und Jour-
nalismus der Bürgerbewegung „Aufste-
hen“ in Leipzig schon vor einigen Jah-
ren der Analyse der Situation der Medien, 
insbesondere der öffentlich-rechtlichen 

Medien, und stellten Forderungen zu ih-
rer Stärkung auf. Bereits damals (2019) 
wurde festgestellt, dass der im Rundfunk-
staatsvertrag festgelegte Programmauf-
trag nicht eingehalten wird, dass Objek-
tivität, Unparteilichkeit, Meinungsvielfalt 
und Ausgewogenheit fehlen. In einem of-
fenen Brief an den Ministerpräsidenten 
von Sachsen, Herrn Kretschmer, legten 
wir die Sachverhalte dar und forderten 
ihn auf, den neuen Medienstaatsvertrag 
nicht zu unterzeichnen. Prof. Michael 
Meyen, Kommunikationswissenschaft-
ler an der LMU München, wurde darauf 
aufmerksam und stellte das Positionspa-
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pier in seinem Artikel bei Telepolis [1] 
sowie auf seinem Blog „Hypotheses“ (in 
Form eines von seiner Mitarbeiterin Se-
vda Can Arslan geführten Interviews [2]) 
vor. In dem Positionspapier wurde die er-
lebte Medien-Realität den Medien-Geset-
zen gegenüber gestellt und aus der Dif-
ferenz wurden Forderungen postuliert. 
Dazu gehörten vor allem: im Losverfah-
ren besetzte Publikumsräte mit Sank-
tionsmöglichkeiten bei Nichterfüllung 
des Programmauftrages, eine unabhän-
gige Qualitätskontrolle, Arbeitsverträge 
für Journalisten mit einem Passus, der 
sie verpflichtet und berechtigt, den Pro-
grammauftrag zu erfüllen. Die grundsätz-
liche Stärkung der öffentlich-rechtlichen 
Medien sollte verbunden werden mit einer 
Unterstützung der „alternativen“ Medien 
mit 2% des Rundfunkbeitrages, da diese 
einen nicht zu unterschätzenden Beitrag 
zur umfassenden Information der Bürger 
übernehmen und die einseitige Sicht der 
öffentlich-rechtlichen Medien teilweise 
kompensieren. Weitere Forderungen, wie 
mehr Transparenz und Kontrolle in den 
Sendern, strikte Trennung von Informa-
tion und Meinung sowie eine Abkehr von 

der Einschaltquoten-Abhängigkeit sind 
grundlegender Art und werden auch von 
vielen anderen Seiten geäußert.

„Medienträume“

Aufbauend auf diesem Positionspapier 
überlegten wir gemeinsam mit einer 
Gruppe Medieninteressierter in Leipzig 
im Rahmen eines Media Future Labs, 
wie der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
weiterentwickelt werden kann, um einer-
seits seinem Auftrag gerecht zu werden 
und andererseits die Akzeptanz der Bür-
ger zurückzugewinnen. Die Media Fu-
ture Labs sind ein Projekt von Dr. Ale-
xis Mirbach und Prof. Dr. Michael Meyen 
am Institut für Kommunikationswissen-
schaft und Medienforschung der Lud-
wig-Maximilians-Universität München, 
in dem Bürgerinnen und Bürger Ideen zur 
Zukunft der Medien entwickeln [3]. Un-
sere Überlegungen gingen aus von der 
Finanzierung der öffentlich-rechtlichen 
Medien durch die Bürger und dem da-
mit verbundenen Anspruch, dass sie uns 
gehören - und führten zu dem Vorschlag, 

dass mehr Partizipation das Problem lö-
sen soll. Trotz vieler Zweifel an der Re-
formierbarkeit des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks sprach sich der größere Teil 
der Gruppe nicht für deren Zerschlagung 
oder Steuerfinanzierung aus. Der durch 
die Bürger finanzierte öffentlich-rechtli-
che Rundfunk wurde grundsätzlich als 
hohes Gut eingeschätzt, das es zu schüt-
zen gilt, denn er ist (theoretisch) unabhän-
gig – im Gegensatz zu den privaten Me-
dien. Diese Meinung wurde später auch 
von der Initiative Leuchtturm ARD [4] 
vertreten, deren Aktionen von einem Teil 
der Gruppe unterstützt werden. 

Das Ziel ist, mit den Mitarbeitern der 
Sendeanstalten ins Gespräch zu kommen, 
Runde Tische zu gründen und gemein-
sam die Reform der öffentlich-rechtli-
chen Medien einzuleiten und voran zu 

treiben.

Partizipation bedeutet natürlich auch 
Arbeit und Aufwand für die Bürger, 
aber nach unserer langjährigen Beschäf-
tigung mit dem Thema ist es genau das, 

Struktur der öffentlich-rechtlichen Medien-Plattform (Grafik: Volkmar Kreiß und Beate Strehlitz, gemeinfrei)
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was wir persönlich am meisten vermis-
sen und in den Erneuerungsprozess ein-
zubringen gewillt sind. Die Kluft zwi-
schen dem Alltagsleben der „normalen“ 
Menschen und dem, was in Radio und 
Fernsehen darüber berichtet bzw. darge-
stellt wird, hat sich so weit vergrößert, 
dass sich viele nicht mehr gesehen füh-
len. Die einseitige Berichterstattung zu 
vielen Themen führt zu der Frage, wo die 
andere(n) Sichtweise(n) präsentiert wer-
den. Die Einschränkung des Debattenrau-
mes wird als Beschneidung demokratisch 
notwendiger Diskussionen und Prozesse 
erlebt. Der herablassend belehrende Jour-
nalismus zu vielen Themen (z.B. tägliche 
Präsentation von Hygieneregeln in „MDR 
Aktuell“ in der Corona-Zeit) wird als Be-
leidigung des Intellekts der Zuschauer 
empfunden. Die angebotene Zuschauer-
beteiligung, z.B. über „MDR fragt“ oder 
als Gäste in MDR Rundfunkratssitzungen 
oder der Sendung „Fakt ist …“ [5] haben 
wir genutzt und mussten erkennen, dass 
wir in diesen Formaten unsere Kritik gar 
nicht anbringen können. Diese vom MDR 
angebotenen Partizipationsmöglichkeiten 
sind Feigenblätter, hinter denen sich der 
Sender versteckt und Zuschauerbeteili-
gung simuliert. 

Wirkliche Partizipation und Mitbe-
stimmung aller Teilnehmer (Gebühren-
zahler, Zuschauer/-hörer, Mitarbeiter) 
erfordert eine transparente Organisati-
onsstruktur. Transparenz und Mitbestim-
mung sollen in alle Gremien einfließen. 
In dem schon früher und anderswo vor-
geschlagenen Publikumsrat (statt Rund-
funkrat) soll ein mit weitreichenden 

Befugnissen ausgestatteter Programm-
ausschuss gebildet werden, der die Pro-
grammdirektionen wirklich kontrolliert. 
Bisher fehlen den Rundfunkräten hierzu 
die Möglichkeiten und Berechtigungen, 
obwohl es ihre Aufgabe ist. Einige Sen-
der der ARD verfügen über Redaktions-
statute, die der Absicherung der journa-
listischen Unabhängigkeit dienen sollen 
[6]. Es gibt sie jedoch nicht bei MDR, 
SWR, BR.

Unsere Vision von den öffentlich-recht-
lichen Medien formulierten wir in fünf 
Statements [7]: 
1. �Die ÖR Medien werden von uns Bür-

gern finanziert und gehören der ge-
samten Gesellschaft. Sie sollen neu-
tral über Politik berichten, sie sollen 
die Politik kontrollieren und die Po-
litik darf keinen Einfluss auf Inhal-
te haben.

2. �Die Organisationsstruktur soll transpa-
rent sein und die Mitbestimmung der 
Teilnehmer (Mitarbeiter, Beitragszah-
ler, Zuschauer/-hörer) erfordern und er-
möglichen. Die Arbeitswelt der Journa-
listen soll frei sein von ökonomischen 
und strukturellen Zwängen. Journalis-
tisch tätig kann jeder werden. Technik 
zur Veröffentlichung stellt der ÖRR 
zur Verfügung.

3. �Die Qualitätsanforderungen werden 
erreicht, wenn der ÖRR seinen Pro-
grammauftrag erfüllt und den Medien-
staatsvertrag einhält. Die journalisti-
schen Standards sind zu wahren.  

4. �Der ÖRR steht nicht in Konkurrenz zu 
den privaten Medien und außerhalb des 
(neoliberalen) Marktes. Die Qualität ist 

das Bewertungskriterium, die Bewer-
tung mittels „Quote” wird abgeschafft. 
Zuschauer dürfen alle Beiträge journa-
listischer Arbeit bewerten (wie heutzu-
tage bei Internetplattformen).

5. �Der ÖRR hat Bestand als neutrales Me-
dium und nutzt neue Medien zur Op-
timierung von Struktur und Qualität, 
unter Schutz der Nutzerdaten.

Zu diesen Statements unterbreiten wir 
viele konkrete Lösungsvorschläge im 
Buchkapitel [7]. Hier, in diesem Artikel, 
stellen wir nun unsere Idee der Weiterent-
wicklung von der Sendeanstalt zur gesell-
schaftlichen Kommunikationsplattform 
vor, da wir diesen Vorschlag im Buchka-
pitel nur angerissen, inzwischen in wei-
terführenden Überlegungen aber konkre-
tisiert haben. 

Öffentlich-rechtliche  
Medien-Plattform

In der Weiterentwicklung der öffentlich-
rechtlichen Medien zur Medien-Plattform 
sehen wir eine wirkmächtige Möglich-
keit, wie die öffentlich-rechtlichen Medi-
en aus der Krise heraus kommen können 
und gleichzeitig wieder ein schlagkräftiges 
Werkzeug für die funktionierende Demo-
kratie werden. Unsere Idee knüpft an vie-
le Vorschläge an, wie z.B. Prof. Meyen in 
[1]: „Warum gibt es nicht längst eine öf-
fentlich-rechtliche Plattform, die leicht und 
für immer alles zugänglich macht, was wir 
ohnehin schon bezahlt haben?“. Oder an 
den Vorschlag von Prof. Wille (MDR-In-

Vorschlag zur Registrierung für die öffentlich-
rechtliche Medien-Plattform über den Zugang 
Bundestag – Petitionen (Grafik: modifizierter 
Screenshot, Volkmar Kreiß, gemeinfrei)
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Dr.-Ing. Beate Strehlitz 
stammt aus einem kri-
tisch-politisch interessier-
ten ostdeutschen Eltern-
haus. Viele Jahre nach 
„der Wende“, für die sie 
‘89 in Leipzig auf der Stra-
ße war, erweckten ge-
sellschaftspolitische Entwicklungen ihren 
Wahrheits- und Gerechtigkeitssinn wieder 
und sie wurde neben ihrer Tätigkeit als Wis-
senschaftlerin aktiv, insbesondere auf dem 
Gebiet der Medienpolitik und als Resear-
cherin für Free21.

Volkmar Kreiß (geb. 1971) 
entdeckte auf der Suche 
nach dauerhaftem Glück, 
dass dieses nicht zu er-
reichen ist, so lange nur 
für individuelles Glück 
gesorgt wird. In der Me-
dienbranche ist er schon 
über 25 Jahre tätig. Er betreut einige YouTu-
be Kanäle (z.B. seit 2009 „2malschauen“), 
war und ist aber auch ab und zu an klei-
nen Produktionen für das öffentlich-recht-
liche Fernsehen als Cutter und Tonassis-
tent beteiligt.

Dipl.-Ing. Dieter Korbe-
ly war als Automatisie-
rungsingenieur bei einem 
großen deutschen Auto-
bauer tätig und musste 
dabei erkennen, dass im 
kapitalistischen Konzern 
statt Leistung eher Duckmäusertum gefragt 
ist. Er hätte nie gedacht, nach ‘89 jemals 
wieder auf die Straße gehen zu müssen, 
um für Freiheit und Grundgesetz einzuste-
hen. Bei den Medien erlebt er ein Déjà-vu 
zu früheren DDR-Zeiten. Die Medien sind 
der Schlüssel für die Meinungsmanipula-
tion und deshalb in seinen Fokus geraten.

Autoren: tendantin) zu einem „gemeinwohlorien-
tierten Kommunikationsnetzwerk“ [8]. In 
vielen weiteren Diskussionsbeiträgen zur 
Situation der öffentlich-rechtlichen Medien 
spielen Überlegungen zur Etablierung un-
terschiedlich konzipierter Medien-Plattfor-
men eine Rolle – die Idee liegt sozusagen 
in der Luft bzw. sie entspricht dem, was 
sich viele Menschen wünschen.

In unserer Idee stellen wir den Bürger 
in den Mittelpunkt, der die Medien-Platt-
form für unterschiedliche Aktivitäten des 
täglichen Lebens nutzt. Die Medien-Platt-
form soll aus mehreren Komponenten be-
stehen (Bild 1). 

Ein zentraler Teil wird die Video-Strea-
ming-Plattform, wo sich u.a. die TV-Sen-
der wiederfinden. Weitere Komponen-
ten sind vorgesehen für Audio-Streams 
(Radio), Chats, moderne Post (siche-
re E-Mails), Blogs, ein online-Lexikon 
etc. Neben den Bürgern sollen die öf-
fentlich-rechtlichen und privaten Medi-
en, Zeitungen, Organisationen, Vereine 
und Parteien in dieser Plattform vertreten 
sein. Gleichzeitig bleibt für diejenigen, 
die ihren Medienkonsum nicht ändern 
wollen, alles so wie sie es bereits kennen, 
indem sie nur einen kleinen Ausschnitt 
der Möglichkeiten nutzen. Der Startbild-
schirm der Plattform könnte für Nutzer 
von PC, Handy oder SmartTV (Geräte 
mit Rückkanal) z.B. wie in Bild 2 gezeigt 
aussehen.

Die öffentlich-rechtliche Medien-Platt-
form wird allen Bürgern die Möglichkei-
ten bieten, nach eigenen Interessen auszu-
wählen, was sie sehen, hören oder lesen 
möchten, selbst eigene Beiträge oder Ab-
spiellisten (Zusammenstellung von Bei-
trägen) zu veröffentlichen, in der Medien-
landschaft aktiv zu werden und sicher zu 
kommunizieren - auch mit Behörden und 
Organisationen oder Vereinen. Der in-
dividuelle Zugang könnte beispielswei-
se über die Anmeldung bei „Deutscher 
Bundestag – Petitionen“ erfolgen, so 
dass jeder Mensch genau einen persön-
lichen Zugang zur Medien-Plattform er-
hält (Bild 3). 

Mit diesem Zugang kann jeder Bürger 
jede einzelne Sendung bzw. jeden Beitrag 
bewerten und somit kann u.a. eine Da-
tenbasis für Entscheidungen des Rund-
funkrates entstehen. Ebenso kann einfach 
auf Publikumsbeschwerden reagiert wer-

den. Publikumsbeschwerden werden von 
allen Nutzern gesehen und können wie-
derum bewertet und somit gewichtet wer-
den. Die gesetzliche und technische Basis 
der Plattform sind das Grundgesetz, der 
Medienstaatsvertrag und der Pressekodex 
sowie die heutigen technischen Möglich-
keiten, z.B. die verfügbaren Serverkapa-
zitäten, Musik-, Sprach- und Bildfilter. 
Die Regeln zur Benutzung sind so ein-
fach wie die Regeln im Straßenverkehr. 
Es wird alles möglich sein, was Recht 
und Gesetz in der Bundesrepublik erlau-
ben. Jeder Einzelne kann aktiv werden, 
und jeder ist eingeladen, sich einzubrin-
gen - ob als Sender, Kritiker oder auch 
als Whistleblower. 

Die Rolle der öffentlich-rechtlichen 
Medien in der Plattform sind vielschich-
tig: einerseits sollen sie die Betreiber 
sein und die von den Bürgern entrich-
teten Rundfunkbeiträge für die Finan-
zierung verwenden. Das erfordert die 
umfassende Reformierung aller Sender 
in Struktur und Finanzierung. Das Pro-
gramm wird grundlegend umgestaltet, 
so dass es nur noch Information, Bil-
dung und Kultur als gemeinwohlorien-
tierte Grundversorgung dem Auftrag ge-
mäß enthält. Angebote der Unterhaltung 
(z.B. Filme, Krimis, Talk Shows) und 
des Sports (Fußball) können durch För-
dervereine oder Werbung finanziert oder 
zum Kauf angeboten werden, wie z.B. 
durch Netflix und Sky. 

Durch Wegfall dieser immensen Kos-
tenfaktoren sowie Reduzierung der An-
zahl von Sendern, der Pensionsrückstel-
lungen und der exorbitanten Gehälter der 
Führungsebenen würde der Rundfunk-
beitrag signifikant gesenkt werden kön-
nen. Andererseits können die öffentlich-
rechtlichen Medien aufgrund ihrer noch 
vorhandenen Reichweite im Netz Stan-
dards setzen und dabei helfen, die in der 
Medien-Plattform enthaltenen Alternati-
ven zu den großen privaten Plattformen 
(z.B. YouTube, Instagram etc.) bekannt 
zu machen [9]. Eine öffentlich-rechtli-
che Medien-Plattform hilft dabei, die 
Nutzerdaten zu schützen und (willkür-
liche) Löschungen (inhaltlich oder per-
sönlich), wie es bei privaten Plattformen 
möglich ist, zu verhindern. Des Weiteren 
müssen die öffentlich-rechtlichen Medi-
en ihre Inhalte so aufarbeiten, dass sie 
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den Erfordernissen der Plattform ange-
passt sind, z.B. durch eine vertiefende 
Vernetzung [9]. 

Der Nutzen der Plattform für den ein-
zelnen Bürger ist noch gar nicht in Gän-
ze absehbar. Zunächst wird es mit einem 
einzigen Zugang möglich, die meisten der 
täglichen Aktionen im Internet durchzu-
führen. Jedem Bürger wird Speicherplatz 
zur Verfügung gestellt, auf Servern, die 
in Deutschland stehen. Die persönlichen 
Daten werden somit geschützt und vor 
dem Zugriff der Tech-Giganten bestmög-
lich bewahrt, die sie z.B. für algorithmen-
basierte Inhaltsvorschläge und Werbung 
verwenden (z.B. Youtube).

Sämtliche Kommunikation mit Fa-
milie, Freunden und Bekannten, aber 
auch mit Behörden, Firmen und Verei-
nen kann sicher und zuverlässig über die 
Plattform laufen. Jeder, der gerne Inhalte 
erstellt, wie z.B. Blogs, Videos oder ähn-
liches, kann einfach und schnell etwas 
produzieren und so im Netz publizieren, 
dass der Zugriff genau nach seinen Wün-
schen erfolgt (von persönlich definiertem 

Zugriff bis öffentlich). Das online-Lexi-
kon soll eine Alternative zu Wikipedia 
sein, das die Nachteile von Wikipedia 
überwindet, indem Veröffentlichungen 
in dem Lexikon mit dem zuordenbaren 
persönlichen Zugang erfolgen. Die An-
onymität bei Wikipedia führte z.B. zum 
Missbrauch durch bestimmte Redakteu-
re, so dass Ausgewogenheit, Objektivität 
und sogar Wahrheitsgehalt vieler Arti-
kel mittlerweile mangelhaft sind, aber es 
kaum möglich ist, dies zu ahnden [10]. 
Die Artikel des neuen online-Lexikons 
sind dagegen einem Autor direkt zuzu-
ordnen, und sind somit vollumfänglich 
zitierbar. Des Weiteren soll die Plattform 
einen Wikileaks-ähnlichen Zugang er-
halten zur Stärkung des investigativen 
Journalismus. 

Alles in allem soll für den Bürger ein Ins-
trument entstehen, das das Leben leich-
ter und schöner macht sowie Spaltung 
und Desinformation in der Gesellschaft 

entgegenwirkt.

Quellen:
[1] Telepolis, Michael Meyen, „Medienstaats-
vertrag: Klein-Klein statt großer Wurf“, am 
14.08.2019, <https://www.heise.de/tp/features/
Medienstaatsvertrag-Klein-Klein-statt-grosser-
Wurf-4496611.html>
[2] Hypotheses, Sevda Can Arslan, „Interview 
zum Positionspapier der “Themengruppe Medien 
und Journalismus” von “Aufstehen Leipzig”“, 
am 14.12.2019, <https://medialabs.hypotheses.
org/1547>
[3] Michael Meyen, „Was wir wollen.“ In: Michael 
Meyen, Sevda Can Arslan (Hrsg): Media Future Lab 
2019, Zugriff am 10.10.2022, <https://medialabs.
hypotheses.org/858> 
[4] Leuchtturm ARD – ORF – SRG, <https://
leuchtturmard.de/>
[5] mdr, „Fakt ist! Aus Magdeburg. Wie frei ist 
unsere Presse?“, am 02.05.2022, <https://www.
mdr.de/tv/programm/sendung-750882.html>
[6] Deutscher Journalisten-Verband, „DJV 
fordert Redaktionsstatute zur Absicherung der 
journalistischen Unabhängigkeit“, Zugriff am 
12.10.2022, <http://www.journalisten21.de/
Redaktionsstatute.2887.98.html>
[7] Herbert von Halem Verlag, Alexis von Mirbach, 
„Medienträume“, 2022, <https://www.halem-
verlag.de/medientraeume/>

Bitte füllen Sie dieses 
Formular vollständig aus 
und senden Sie sie per 
Briefpost an: 
VzF unabh. journalistischer 
Berichterstattung e.V.
c/o Marika Matthaei
Karl-Lade-Straße 36a
10369 Berlin

Eingetragen beim Amtsgericht 
Charlottenburg VR 34774B. 
St.Nr. 27/680/76987

Credible news mounted on paper

Free21.org ist ein Projekt des Vereins zur Förderung unabhängiger journalistischer Berichterstattung e.V.

SEPA-Lastschriftmandat: Ich ermächtige den Verein zur Förderung unabhängiger journalistischer Berichterstattung e.V. (c/o Marika 
Matthaei, Karl-Lade-Str. 36a, 10369 Berlin, Gläubiger-ID: DE84ZZZ00001969982) Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift ein-
zuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die vom Verein zur Förderung unabhängiger journalistischer Berichterstattung e.V. 
auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungs-
datum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 

Gläubiger-ID-Nr.: DE84ZZZ00001969982
Mandatsreferenz-Nr.

BIC:

IBAN:

PLZ, Ort, Land:

Datum, Unterschrift des Kontoinhabers:

Straße, Nr.:

Vorname, Name des Kontoinhabers:

E-Mail-Adresse:

Ja, ich möchte für 5,-€/Monat Fördermitglied werden!
Bitte tragen Sie hier Ihre persönlichen Daten ein:

Mit einer Fördermitglied-
schaft ermöglichen Sie 
Free21 eine regelmäßige, 
sichere finanzielle Grund-
ausstattung. Der Förder-
beitrag beträgt 5,– Euro/
Monat. Selbstverständ-
lich erhalten Sie auch 
eine jährliche Spenden-
bescheinigung. 

Unterstützen Sie Free21 als Fördermitglied!

Abschicken an: Free21Abo, Björn Gschwendtner, Kiebitzpfad 20, 65933 Frankfurt

Abo-Bestellschein mit Einzugsermächtigung/SEPA-Lastschrift
Hiermit ermächtige ich Free21Abo, Björn Gschwendtner, bis auf Widerruf, die Gebühren für das Aktiv-Abonnement von meinem 
unten aufgeführten Konto einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die Lastschriften einzulösen. Die nebenstehenden 
Hinweise (Seite 51 dieser Ausgabe) habe ich gelesen und verstanden.

Zum Abo: Die Abogebühren für je 10 Exemplare sind zur  
Deckung der Druck- und Versandkosten jeweils im Voraus  
fällig. Bei SEPA Lastschriften erfolgt der Einzug ca. 25 Tage 
vor dem Erscheinungstermin. PayPal-Zahlungen werden sofort 
fällig. Vorauskasse/Daueraufträge sind bis spätestens 25 Tage 
vor Erscheinungstermin zu überweisen.

Das Abonnement gilt bis auf Widerruf und beginnt mit der 
nächsten Ausgabe, ab dem Zeitpunkt der Bestellung.

Kündigung: Das Aktiv-Abonnement ist jederzeit zum Monats- 
ende kündbar. Die Kündigung kann nur online auf  
www.free21abo. de oder schriftlich (per Post) erfolgen.

Einzugsermächtigung/Zahlung per SEPA-Lastschrift:  
Free21Abo, Björn Gschwendtner, Kiebitzpfad 20, 65933 Frank-
furt (Gläubiger- ID: DE67ZZZ00002387388) wird ermächtigt, 
Zahlungen vom Konto des Abonnenten mittels Lastschrift 

einzuziehen. Zugleich wird das Kreditinstitut des Abonnenten 
angewiesen, die Lastschriften einzulösen. Es gelten die Be-
dingungen des jeweiligen Kreditinstituts. Innerhalb von acht 
Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, kann die  
Erstattung des belasteten Betrages seitens des Abonnenten 
gefordert werden.

Widerrufsbelehrung: Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. Die 
Widerrufsfrist beträgt 14 Tage ab dem Tag, an dem Sie das 
Abonnement online auf www.free21abo.de oder schriftlich 
(per Post) rechtsverbindlich abschließen. Um Ihr Widerrufsrecht 
auszuüben, müssen Sie online auf www.free-21abo. de oder 
schriftlich (per Post) Ihren Widerruf eindeutig erklären. Die  
Widerrufsfrist ist gewahrt, wenn die Widerrufserklärung vor 
Ablauf der Widerrufsfrist abgesendet wird. (Es gilt das Datum 
des Poststempels.)

Erhalten Sie das Free21-Magazin ab der kommenden Ausgabe jeden 2. Monat bis auf Widerruf im Aktiv-Abonnement. 
Die Bezugsgebühren innerhalb Deutschlands (Druckkosten inkl. Zustellung) betragen pro Ausgabe 10,– EUR, innerhalb 
der EU-Länder 15,– EUR. Sie erhalten 10 Exemplare pro Ausgabe zum Selberlesen und Weiterverteilen.

Das Free21-Aktiv-Abo Bestellschein
– einfach ausdrucken, ausfül-
len und per Post verschicken!

10er Pack Free21-Magazine 
Zum Selberlesen und Weiterverteilen

Das Magazin erscheint 6 Mal im Jahr 
Erscheinungstermine 2021: 25. Februar | 25. April | 25. Juni | 25. August | 25. Oktober | 25. Dezember

Bequeme Lieferung nach Hause 
Innerhalb Deutschland versandkostenfrei, 5€ Versandkostenpauschale innerhalb der EU oder in die Schweiz.

Abweichende Lieferanschrift:

Kontoführendes Institut:

E-Mail:

PLZ, Ort:

Straße, Nr.:

Vorname, Nachname:

Datum, Unterschrift des Kontoinhabers

PLZ, Ort:

PLZ, Ort:

E-mail:

Straße, Nr.:

Straße, Nr.: Vorname, Nachname:

Vorname, Nachname:

Kontoinhaber

Gläubiger-Identifikations-Nr.: DE67 ZZZ 000 02 38 73 88
Mandatsreferenz-Nr. 
(wird von Free21 ausgefüllt)

IBAN

BIC



50 Publiziert auf Free21 am 01.11.2022, 6:00 Uhr

Utopien

Abschicken an: Free21Abo, Björn Gschwendtner, Kiebitzpfad 20, 65933 Frankfurt

Abo-Bestellschein mit Einzugsermächtigung/SEPA-Lastschrift
Hiermit ermächtige ich Free21Abo, Björn Gschwendtner, bis auf Widerruf, die Gebühren für das Aktiv-Abonnement von meinem 
unten aufgeführten Konto einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die Lastschriften einzulösen. Die nebenstehenden 
Hinweise (Seite 51 dieser Ausgabe) habe ich gelesen und verstanden.

Zum Abo: Die Abogebühren für je 10 Exemplare sind zur  
Deckung der Druck- und Versandkosten jeweils im Voraus  
fällig. Bei SEPA Lastschriften erfolgt der Einzug ca. 25 Tage 
vor dem Erscheinungstermin. PayPal-Zahlungen werden sofort 
fällig. Vorauskasse/Daueraufträge sind bis spätestens 25 Tage 
vor Erscheinungstermin zu überweisen.

Das Abonnement gilt bis auf Widerruf und beginnt mit der 
nächsten Ausgabe, ab dem Zeitpunkt der Bestellung.

Kündigung: Das Aktiv-Abonnement ist jederzeit zum Monats- 
ende kündbar. Die Kündigung kann nur online auf  
www.free21abo. de oder schriftlich (per Post) erfolgen.

Einzugsermächtigung/Zahlung per SEPA-Lastschrift:  
Free21Abo, Björn Gschwendtner, Kiebitzpfad 20, 65933 Frank-
furt (Gläubiger- ID: DE67ZZZ00002387388) wird ermächtigt, 
Zahlungen vom Konto des Abonnenten mittels Lastschrift 

einzuziehen. Zugleich wird das Kreditinstitut des Abonnenten 
angewiesen, die Lastschriften einzulösen. Es gelten die Be-
dingungen des jeweiligen Kreditinstituts. Innerhalb von acht 
Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, kann die  
Erstattung des belasteten Betrages seitens des Abonnenten 
gefordert werden.

Widerrufsbelehrung: Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. Die 
Widerrufsfrist beträgt 14 Tage ab dem Tag, an dem Sie das 
Abonnement online auf www.free21abo.de oder schriftlich 
(per Post) rechtsverbindlich abschließen. Um Ihr Widerrufsrecht 
auszuüben, müssen Sie online auf www.free-21abo. de oder 
schriftlich (per Post) Ihren Widerruf eindeutig erklären. Die  
Widerrufsfrist ist gewahrt, wenn die Widerrufserklärung vor 
Ablauf der Widerrufsfrist abgesendet wird. (Es gilt das Datum 
des Poststempels.)

Erhalten Sie das Free21-Magazin ab der kommenden Ausgabe jeden 2. Monat bis auf Widerruf im Aktiv-Abonnement. 
Die Bezugsgebühren innerhalb Deutschlands (Druckkosten inkl. Zustellung) betragen pro Ausgabe 10,– EUR, innerhalb 
der EU-Länder 15,– EUR. Sie erhalten 10 Exemplare pro Ausgabe zum Selberlesen und Weiterverteilen.

Das Free21-Aktiv-Abo Bestellschein
– einfach ausdrucken, ausfül-
len und per Post verschicken!

10er Pack Free21-Magazine 
Zum Selberlesen und Weiterverteilen

Das Magazin erscheint 6 Mal im Jahr 
Erscheinungstermine 2021: 25. Februar | 25. April | 25. Juni | 25. August | 25. Oktober | 25. Dezember

Bequeme Lieferung nach Hause 
Innerhalb Deutschland versandkostenfrei, 5€ Versandkostenpauschale innerhalb der EU oder in die Schweiz.

Abweichende Lieferanschrift:

Kontoführendes Institut:

E-Mail:

PLZ, Ort:

Straße, Nr.:

Vorname, Nachname:

Datum, Unterschrift des Kontoinhabers

PLZ, Ort:

PLZ, Ort:

E-mail:

Straße, Nr.:

Straße, Nr.: Vorname, Nachname:

Vorname, Nachname:

Kontoinhaber

Gläubiger-Identifikations-Nr.: DE67 ZZZ 000 02 38 73 88
Mandatsreferenz-Nr. 
(wird von Free21 ausgefüllt)

IBAN

BIC

Die öffentlich-rechtliche Medienplatt-
form bietet mit der vielfaltssichernden 
Demokratisierung der Medienlandschaft 
auch die Möglichkeit der gleichberech-
tigten Informationsbeschaffung. Die de-
mokratischen, sozialen und kulturellen 
Bedürfnisse der Gesellschaft stehen im 
Mittelpunkt der Idee für diese Plattform. 
Die Partizipation der Bürger ist allumfas-
send und geht weit über den in [8] gefor-
derten Rückkanal zur Kommunikation 
zwischen Medien-Konsumenten und –
Schaffenden hinaus. Jeder Beitrag auf der 
Plattform kann von jedem Nutzer bewer-
tet oder mit einem Kommentar versehen 
werden. Damit hat der Nutzer die größ-
te Macht und die allumfassende Kontrol-
le. Fehler und Ungerechtigkeiten können 
somit schneller entdeckt und einfacher 
gelöst werden. Juristische Überprüfun-
gen können jederzeit durch Anwälte oder 
Behörden möglich sein. Es gilt das deut-
sche Recht, insbesondere das Urheber-
recht, und Verfehlungen können entspre-
chend geahndet werden.  

Mit unserer hier vorgestellten Idee für 
eine öffentlich-rechtliche Medien-Platt-
form möchten wir unseren Debattenbei-
trag in die Diskussion um Abschaffung 
oder Erneuerung des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks einbringen. Nicht nur 
angesichts der mittels Beitragsfinanzie-
rung prinzipiell gesicherten Unabhängig-
keit und der Definitionsmacht [11] der öf-
fentlich-rechtlichen Medien setzen wir 
uns für ihren Erhalt und ihre Weiterent-
wicklung zu der beschriebenen öffent-
lich-rechtlichen Medien-Plattform ein. 
Den derzeitigen gesellschaftlichen Ent-
wicklungen hin zu Polarisierung und 
Fragmentierung, die u.a. in der algorith-
menbasierten Auswahl der präsentierten 
journalistischen Inhalte der privaten Platt-
formen liegen, kann die öffentlich-recht-
liche Medien-Plattform eine vielfaltssi-
chernde Alternative bieten, die sich am 
Diskursmodell des Grundgesetzes orien-
tiert und somit der Wiederherstellung der 
Demokratie in Deutschland dient.

Quellen:
[8] Medienpolitik.net, Karola Wille, „Ein gemein-
wohlorientiertes Kommunikationsnetzwerk“, 
am 08.03.2021, <https://www.medienpolitik.
net/2021/03/ein-gemeinwohlorientiertes-
kommunikationsnetzwerk/>
[9] Persönliche Mitteilung, Heiko Hilker, Mitglied 
des MDR Rundfunkrates, am 07.10.2022
[10] Telepolis, Hermann Ploppa, „Wikipedia an der 
Propagandafront gegen Historiker“, am 19.09.2018, 
<https://www.heise.de/tp/features/Wikipedia-an-
der-Propagandafront-gegen-Historiker-4167075.
html?seite=all>
[11] Ständige Publikumskonferenz, Maren Müller, 
„Die Medien-Epidemie“, am 27.09.2022, <https://
publikumskonferenz.de/blog/>  
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jeden 2. Monat bis auf Widerruf im Aktiv-Abonnement. Die 
Bezugsgebühren innerhalb Deutschlands (Druckkosten inkl. 
Zustellung) betragen pro Ausgabe 10,– EUR, innerhalb der 
EU-Länder 15,– EUR. Sie erhalten 10 Exemplare pro Ausgabe 
zum Selberlesen und Weiterverteilen. free21abo.de

FREE21 ABONNEMENT

Seit sieben Jahren gibt es das Free21-Magazin 
in gedruckter Form und seither gibt es den 
Gedanken, Free21 in den Zeitschriftenhandel 
zu bringen um die Reichweite zu erhöhen. Seit 
sieben Jahren kommen wir immer wieder zu 
dem Schluss: Das geht einfach nicht! 
Warum? Der gesamte Pressehandel läuft über 
sog. Grossisten – an denen führt kein Weg vorbei. 
Sie sind die Distributoren zwischen den Verlagen 
und Zeitschriftenhändlern. Im Prinzip reichen 
sie das Produkt „Zeitschrift/Zeitung” weiter – 
aber sie diktieren die Mindestproduktion der 
Verlage und die Abnahmemengen der Händler 

und  sie entsorgen alte Ausgaben, wenn die neue 
erscheint. Dafür kassieren sie ihren Anteil! 
Genau dadurch wird die einzelne(!) Zeitschrift 
sehr teuer. Denn im Endeffekt bezahlt der Leser 
die Überproduktion und Entsorgung von bis zu 
80% der Auflage. So landet Papier, Information, 
Arbeit im Müll und viel Geld beim Grossisten 
– und das mit jeder einzelnen Ausgabe.

Wir bleiben also dabei: Unsere Abonnenten 
sind unser Vertrieb! Als Abonnent erhalten 
Sie zehn Magazine für 10,- Euro. Geben Sie 
sie weiter an Freunde, Bekannte oder andere 
Interessierte! Sie sind unser Vertrieb!

Mit Ihrer Hilfe erreichen wir mehr Menschen.

Abo-Preis:

10 Hefte pro
Ausgabe

10 €



Vereins-Spenden-Konto:

Du bist kritisch, skeptisch, sattel fest 
in Rechtschreibung und dazu noch 
misstrauisch? Dann unterstütze 
uns mit Deinem Recherche-Talent! 
Bevor wir Artikel layouten und ver-
öffentlichen, prüfen und korrigieren 
unsere Researcher die Texte unserer 
Autoren sowie die Links und Quellen 
auf Verfügbarkeit und sachliche 
Richtigkeit.

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an 
research@free21.org

Researcher/in

Wir freuen uns über Layouter/-
innen mit Adobe Indesign ab Vers. 
CS4 und gestalterischem Geschick. 
Unsere Vision ist ein ehrenamtliches 
Netzwerk von Menschen, die den 
Mainstream-Medien Beine machen 
wollen. Wenn jeder Mitstreiter auch 
nur einen Artikel pro Woche gestalten 
kann, können wir gemeinsam eini-
ges bewegen!

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an  
layout@free21.org

Layouter/in

Free21 wird international! 
Unser Team übersetzt international 
relevante Artikel aus dem Eng-
lischen ins Deutsche und Dänische 
sowie umgekehrt. Bist Du in zwei 
der drei Sprachen zuhause und in 
beiden stilistisch und orthografisch 
sicher? Dann freuen wir uns über 
Deine Hilfe beim Übersetzen bzw. 
Korrekturlesen.

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an 
translate@free21.org

Übersetzer/in

Unterstütze Free21: drucken – lesen – teilen – spenden: www.free21.org

BUCHTIPP

Dieses Buch möchte von impf-
kritischen Menschen gekauft 
werden, für jene in ihrem Umfeld, 
die sich nicht im Internet über 
Impf-Risiken informieren.  
Dieses Buch ist für alle, die auf 
Risiken und Nebenwirkungen 
hinweisen wollen.
Dieses Buch will als Warnung 
verstanden werden. 
Entscheiden darf jeder selbst.

Der gesamte Ertrag dieses Buches kommt zu 100% der Friedensbrücke 
- Kriegsopferhilfe e.V., www.fbko.org zugute, die sich unermüdlich für 
Menschen in Kriegsgebieten einsetzt. 

das-impfbuch.eu

Zu Risiken und Neben
wirkungen fragen Sie NICHT 
Ihren Arzt oder Apotheker!

JETZT BESTELLEN


